
Nun will die SPD gegen den
Willen der Koalitionspart-

ner Grüne und Linke in Berlin
wieder Lehrer verbeamten
(siehe Seite 5). Offenkundig
haben die Sozialdemokraten in
der Hauptstadt aus der Ge-
schichte nichts gelernt. 
In der Kanzlerschaft Brandts

wurde der Staatsapparat aufge-
bläht. Nach dem sogenannten
Wirtschaftswunder und Jahr-
zehnten CDU-geführter Bundes-
regierungen schienen die
staatlichen Kassen gut gefüllt. Es
war die Zeit des linken Machbar-
keitswahns. Alles schien plan-
und erreichbar, wenn man nur
genügend Fachleute einstellte.
Die von den Universitäten kom-
menden 68er bekamen gut do-
tierte Beamtenposten. Das ließ
die Schulen nicht aus. Ein
schlechtes Examen war kein
Grund, nicht ein beamteter Leh-
rer werden zu können. 
Die Folgen sind bekannt. Es

wurden große Pensionslasten
für die Zukunft angehäuft, und
Schulen hatten keine Chance,
sich von Lehrern zu trennen,
die ihre Stelle nur dem Aufblä-
hen des Staatsapparates zu ver-
danken hatten. Letzteres schlug
nicht nur auf die Qualität des
Unterrichts, sondern führte –
auch in Kombination mit ab-
nehmendem Wirtschaftswachs-
tum und der zunehmenden
Notwendigkeit des Staates zu
sparen – dazu, dass in der Nach-
folgezeit selbst Lehramtskandi-
daten mit guten Leistungen
leer ausgingen. Sie konnten
froh sein, wenn sie eine Ange-
stelltenstelle bekamen, wie sie
in der freien Wirtschaft übri-
gens gang und gäbe ist.
Gegenwärtig scheint sich der

Kreis zu schließen. Statt von
einer Lehrerschwemme ist nun
wieder von Lehrermangel die
Rede. Pensionierungswellen ge-
hen da mit einer Fülle schul-
pflichtiger Asylsucherkinder
einher, die Merkels Grenzöff-
nung dem Land beschert hat.
Hinzu kommen personalinten-
sive ideologische Prestigepro-
jekte wie Inklusion, Inte gration
und eingliedriges Schulsystem.
Es wird wieder fleißig einge-
stellt. Und selbst Lehramtskandi-
daten mit schlechten Noten
bekommen wieder ihre Chance. 
Nun könnte man meinen, dass

die Politik aus der Geschichte ge-
lernt hätte und auf Massenver-
beamtungen verzichtete. Dem
ist aber offenkundig nicht so.
Und das, obwohl die Praxis ge-
zeigt haben dürfte, dass ange-
stellte Lehrer nicht schlechter
sind als verbeamtete, und die
freie Wirtschaft auch ohne die
Gewährung von Beamtenprivile-
gien zu ihren Leistungsträgern
kommt. Mit der Rückkehr zur
Verbeamtung von Lehrern schei-
nen eine Verschärfung des Pen-
sionsproblems sowie Zeiten, in
denen die Schulen selbst für
gute Lehramtskandidaten wie-
der dicht sind, programmiert.

MANUEL RUOFF:

Nichts gelernt

In Gefahr: Das Erbe von 1989
Die Verlierer von damals haben ihren Kampf nie beendet

30 Jahre nach dem Mauerfall sind
viele Errungenschaften der friedli-
chen Revolution in Gefahr. Es geht
um Einigkeit und Recht und Frei-
heit, nichts weniger.

„So viel Anfang war nie!“, jubel-
ten die Zeitgenossen angesichts
der epochalen Umwälzung, die
sich da vor ihren eigenen Augen
am Abend des 9. November 1989
in Windeseile abspielte.

Selbst Optimisten und leiden-
schaftliche Anhänger der deut-
schen Einheit hatten sich den
Vollzug ihres Traums, das Ende
der Blockspaltung ihres Vaterlan-
des, Europas, ja der Welt, selbst im
besten Falle nur als Abschluss
eines langwierigen, schrittweisen
Prozesses vorstellen können. Mau-
erfall über Nacht? Verbrüderungs-

szenen und unbeschreibliche,
überschwängliche Freude alleror-
ten? Kinderglauben, Politik geht
anders, so die Überzeugung der
vermeintlichen Realisten.

Doch genau so, eigentlich wie
im Märchen, sollte es dann tat-
sächlich kommen. 

Die Vereinigung dessen, was von
Deutschland nach der Amputation
seiner Ostgebiete übrig bleiben
sollte, war zum Greifen nah: Die
Wiedergeburt einer Nation in Frei-
heit und Einheit, in Demokratie
und Rechtsstaat. Was sollte jetzt
noch passieren? Die Zukunft
strahlte in majestätischem Glanz.

Die letzten Vertreter des kom-
munistischen Irrwegs und die ins
Mark erschütterten Antideutschen
− es gab sie zwar noch. Doch ihre
dunkle Zeit schien endgültig vor-
bei. So dachten die meisten. Was
für ein Irrtum!

30 Jahre später erleben wir die
Transformation Deutschlands in
eine andere Republik und erken-
nen, dass die Wurzeln dieser
Transformation schon damals ge-
legt wurden, im Schatten der groß-
artigen Ereignisse von 1989/90.

Die SED wurde weder verboten,
noch löste sie sich auf. Schon, um
das vermutlich milliardenschwere
Parteivermögen zu retten, klebte
sie sich bloß andere Etiketten ans
Revers. Die Antideutschen, ihre
Parole lautete schon 1989 „Nie
wieder Deutschland!“, rappelten
sich schnell auf, auch und gerade
in Westdeutschland. Es wurde
ihnen leicht gemacht: Das eigene
Land zu verachten, gehörte in gro-
ßen Teilen der tonangebenden Eli-
ten der alten Bundesrepublik
schon vor 1989 zum Repertoire. 

So machten sich die Verlierer
jener großen Nacht umgehend
daran, den Deutschen die Revolu-
tion zu stehlen. Heute darf alles,
was patriotisch oder „national“ da-
herkommt, als „Nazi“ verunglimpft
werden. Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz rief die Bürger die-
ser Tage sogar dazu auf, ihre
Nachbarn, Freunde, Verwandte
oder Kollegen auf „Hinweise für
Rechtsextremismus“ hin zu beob-
achten und gegebenenfalls beim
Geheimdienst zu melden.

Die Deutschen geben zu rund
zwei Dritteln an, dass sie (wieder)
Bedenken haben, ihre Meinung
frei und offen zu äußern. Zu groß
ist (wieder) die Furcht, Probleme
zu bekommen wegen einer „fal-
schen“ Äußerung. Demonstratio-
nen von Regierungskritikern
werden nicht mehr von der Stasi
auseinandergeprügelt. Dafür rük-
ken heute die Rollkommandos der
Antifa an, denen es schon reicht,
wenn jemand öffentlich einen an-
deren Kanzler will, um ihn nie-
derzuschlagen.

Im Deutschlandfunk wird offen
zum „Hass“ (wörtlich!) aufgerufen
gegen das, was man ganz links als

zu weit rechts betrachtet. Dabei
wissen wir, wie weit die ganz Lin-
ken einen Begriff wie „rechtsex-
trem“ fassen können, wenn es
ihnen in den Kram passt. Eben
jener „Antifaschistische Schutz-
wall“, der vor 30 Jahren fiel, legte
Zeugnis darüber ab: Faschismus,
das waren die Demokratie im We-
sten und alle Deutschen, die
nichts als ihr Recht auf Freiheit
durch Flucht in die alte Bundesre-
publik durchsetzen wollten.

„Antifa“, das ist das alte Bünd-
niskonzept der Bolschewisten. Es
funktioniert nach der Salamitak-
tik: Nach und nach wird alles
unter Faschismusverdacht gestellt,
was den Vorstellungen der extre-
men Linken zuwiderläuft. Dabei
werden Sozialdemokraten und
Bürgerliche zunächst eingespannt,
bis sie (zu spät) merken, dass sie
ebenfalls Ziel dieser Strategie sind.

Sie sind weit gekommen. Der so-
zialdemokratische Bundespräsi-
dent Steinmeier gratuliert einer
gewaltverherrlichenden, linksex-
tremen Musikgruppe, die SPD ko-
aliert, wo es geht, mit den
SED-Fortsetzern, und in Thürin-
gen liebäugelt ein CDU-Chef mit
einer Zusammenarbeit mit alten
SED-Kadern, die sich immer noch
zuhauf in der Linkspartei des Bun-
deslandes tummeln. Derweil wer-
den die Reste der bürgerlichen
Konservativen im etablierten
Spektrum, wie die „Werte-Union“,
fast schon genauso giftig in den Fa-
schismus-Senkel gestellt wie die
junge AfD-Opposition.

Dass die Parteineugründung vor
allem in den Ländern der früheren
DDR Erfolge feiert, verwundert
nicht. Freie, selbstbestimmte Deut-
sche in einem freien, selbstbe-
stimmten Land wollten sie sein.
Und nicht in etwas aufgehen, was
der erste Präsident des wieder un-
abhängigen Estland, Lennart Meri,
den „grauen Völkerbrei“ nannte,
den man auf den Bahnhöfen der
Sowjetunion habe besichtigen

können. Heute aber sehen sie sich
von einer Kanzlerin regiert, die
bloß noch zwischen „denen, die
schon länger hier leben“, und
„denen, die erst kürzlich zu uns
gekommen sind“, unterscheiden
will. Die damit alle Bezüge zu
Volk, Heimat und Verwurzelung
verbal niedertrampelt. 

Dabei geriet schon die nutzlose,
ja wirtschaftlich schädliche Auf-
gabe der nationalen Währung zum
Desaster. Nun, so scheint es, sol-
len Land und Volk ebenso in
einem kulturell amorphen Sam-
melsurium aufgehen. Und sie, die
doch für ihr Land in der friedli-
chen Revolution von 1989 so viel
riskiert haben, sollen das nicht
einmal kritisieren dürfen, ohne in
die „Nazi“-Ecke geschoben zu
werden?

Die Errungenschaften von 1989
sind in Gefahr. Wo der Staatssen-
der zum Hass gegen Abweichler
aufruft, der Geheimdienst zum
Spitzeln animiert, das Staatsober-
haupt nach ganz links offen ist und
wo die Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit vielerorts nur noch
auf dem Papier stehen, da müssen
die Alarmglocken schrillen.

Noch sind wir weit von einer
neuen Herrschaft der Unfreiheit
entfernt. Aber der Horizont hat
sich bereits bedenklich verdüstert.
Das Erbe von 1989 darf nicht ver-
schwendet werden. Wie damals
bedarf es wachen Bürgersinns und
manchmal auch einigen Mutes,
um es zu verteidigen.  An uns Bür-
gern ist es, das Erbe von 1989 zu
bewahren und uns damit seiner
würdig zu zeigen. Es geht um Ei-
nigkeit und Recht und Freiheit,
nichts weniger. Hans Heckel

Preußen /Berlin
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Auf der Leipziger Montagsdemon-
stration am 13. November 1989, an
der sich etwa 200000 Menschen
beteiligten, war auf einem Trans-
parent zu lesen: „Die Mauer hat
ein Loch, aber weg muss sie doch!“ 

Reisefreiheit und das damit ver-
bundene Ende des DDR-Grenzre-
gimes waren zwar von Anfang an
Anliegen der Proteste, aber die Be-
hauptung, die Mauer habe ein
„Loch“, wäre noch eine Woche zu-

vor falsch gewesen. Der Fall der
Mauer, um den es sich dabei fak-
tisch handelte, war für jeden Ein-
zelnen die sicht- und spürbarste
Veränderung dieser Tage, zugleich
ein sicheres Zeichen dafür, dass
das SED-Regime am Ende war. Der
Ruf „Deutschland einig Vater-
land!“ ließ sich in der Folge dieses
Ereignisses von einigen Demon-
stranten auch schon vernehmen.
Allerdings handelte es sich hier

noch um eine Minderheit, der von
anderen bedeutet wurde, dass dies
zunächst kein vorrangiges Ziel sei.
Reisen in die CSSR waren be-

reits seit dem 1. November wieder
möglich. Ziel der weitaus meisten,
die sich in Richtung Prag auf-
machten, war es, über die Bot-
schaft in die Bundesrepublik aus-
zureisen. Schließlich wurde die
Grenze der CSSR zur Bundesrepu-
blik geöffnet. Allein am ersten No-
vemberwochenende verließen auf

diesem Weg über 23000 Men-
schen die DDR. Die Massenausrei-
se hielt an, im Wirtschaftsleben
machten sich die personellen Lük-
ken bereits deutlich bemerkbar. 
Am 7. November trat der DDR-

Ministerrat unter seinem Vorsit-
zenden Willi Stoph zurück. Das
Kabinett blieb kommissarisch im
Amt. Sein letzter offizieller Akt
war die Abschaffung des in den
Schulen erteilten Wehrkundeun-

terrichts, der ideologisch aufgela-
den war und bereits Jugendliche
in einem Wehrlager vormilitärisch
ausbildete. Wenig später trat auch
das Politbüro des Zentralkomitees
(ZK) der SED, das eigentliche
Machtzentrum der DDR, ge-
schlossen zurück. Eine Reihe von
Mitgliedern wurde dauerhaft ent-
fernt, allen voran Staatssicher-
heitsminister Erich Mielke. Ande-
re stellten sich im ZK einer
Wiederwahl und verblieben im

Amt, so auch Egon Krenz. Dieses
Gebaren rief inzwischen auch
Tausende von unzufriedenen
SED-Mitgliedern auf den Plan,
die für umfassende Veränderun-
gen in ihrer Partei eintraten.
Das in Teilen neue Politbüro ver-

ständigte sich in einer Mittagspau-
se während der ZK-Plenartagung
am 9. November über die nach wie
vor dringend erforderliche Reise-
reglung. Die Einwohner der DDR,

die in der Regel nur Personalaus-
weise besaßen, hätten danach Päs-
se beantragen müssen, die Moda-
litäten sollten einen Tag später be-
kannt gegeben werden. Die ent-
sprechende Pressemitteilung ver-
las das sichtlich irritierte Politbü-
romitglied Günter Schabowski je-
doch schon auf einer Pressekonfe-
renz am selben Abend. Seine auf
Nachfrage erteilte Auskunft, dass
die Regelung sofort in Kraft trete,
führte dazu, dass sich eine große

Zahl von Menschen in Berlin zu
den Grenzübergängen begab. Die
Grenzposten – und mit ihnen das
Regime – kapitulierten. Sie sahen
keine andere Möglichkeit, als die
Grenzen zu öffnen. Die Frage nach
den eigentlich erforderlichen Päs-
sen stellte sich nicht mehr. Erwo-
gen wurde, sich derjenigen, wel-
che die Grenze an diesem Abend
überschritten und die von der
Staatssicherheit als besonders un-

zufrieden und „unzuverlässig“
eingestuft wurden, dauerhaft zu
entledigen, indem man auf dem
Foto in deren Personalausweisen
einen Stempel platzierte. Damit
wäre das Dokument nach Lesart
der DDR-Behörden ungültig gewe-
sen. Die Menschen wären ohne ihr
Wissen ausgebürgert worden und
hätten nicht zurückkehren dürfen.
Durchhalten ließ sich dieses Vor-
gehen nicht. Dass sich in den
nächsten Tagen Unmengen von
DDR-Bewohnern aufmachten, um
den ihnen bislang weitgehend ver-
schlossenen Westteil ihres Landes
zu erkunden, war dann wenig
überraschend. Von großen, sicht-
baren Emotionen begleitet, war
der Fall der Mauer ohne jegliche
Gewalt erfolgt.
Im Bundestag war auf die Nach-

richt von der Grenzöffnung hin die
Nationalhymne angestimmt wor-
den. Bundeskanzler Helmut Kohl
unterbrach – zum Unmut der
Gastgeber – seinen Staatsbesuch
in Polen, um am 10. November in
West-Berlin zu sprechen. In einer
der unwürdigsten Szenen der Ge-
schichte dieser Tage wurde er von
einer großen Zahl von Demon-
stranten ausgepfiffen.
In der DDR traten umfassende

personelle Veränderungen ein.
Der Rechtsanwalt Lothar de Maizi-
ère wurde Vorsitzender der dorti-
gen CDU, die als Blockpartei die
SED-Politik unterstützt und mitge-
tragen hatte. Die Volkskammer
wählte mit dem Vorsitzenden der
Bauernpartei, Günther Maleuda,
einen Präsidenten, der nicht der
SED angehörte. Aus dieser stamm-
te allerdings wieder der neue Vor-
sitzende des Ministerrats, Hans
Modrow. Er galt, nach den Maß-
stäben seiner Partei, schon länger
als für Reformen aufgeschlossener
Kritiker.
In einer Volkskammersitzung

mussten sich verschiedene, inzwi-
schen ihrer Posten enthobene Ver-
antwortungsträger einer für sie
ungewohnten Aussprache stellen.
Bekannteste Szene sollten die
armseligen Worte Mielkes werden,
der auf den Hinweis, er solle doch
nicht alle mit „Genossen“ anspre-
chen, hervorbrachte: „Aber ich lie-
be doch alle, alle Menschen.“

Erik Lommatzsch
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EuGH-Anwältin
sieht Verstoß

Luxemburg – Die Generalanwäl-
tin des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH), Eleanor Sharpston,
wirft Ungarn, Polen und Tsche-
chien vor, EU-Recht gebrochen zu
haben. Nach Ansicht der General-
anwältin hätten sich die drei Län-
der nicht weigern dürfen, einen
EU-Beschluss zur Umsiedlung
von Asylbewerbern aus Griechen-
land und Italien umzusetzen. Im
Jahr 2015 war von einer Mehrheit
der EU-Staaten beschlossen wor-
den, bis zu 160000 Asylbewerber
aus Syrien und anderen Ländern
in anderen EU-Mitgliedsländern
unterzubringen. Ungarn, Polen
und Tschechien hatten eine Um-
setzung des Beschlusses verwei-
gert. Nach Ansicht der EU-Gene-
ralanwältin Sharpston hatten die
drei Länder nicht das Recht, die
Umsetzung rechtsgültiger Maß-
nahmen der EU unter Berufung
auf ihre Zuständigkeit für die In-
nere Sicherheit abzulehnen. Ein
Urteil des EuGH in der Angele-
genheit wird in einigen Wochen
erwartet. N.H.

Mauerfall und neue Gesichter
Grenzöffnung am 9. November 1989 – Bundestag sang Nationalhymne – Mielke: »Ich liebe doch alle«

Merkel sagt
Milliarde zu

Neu-Delhi – Bundeskanzlerin An-
gela Merkel (CDU) hat während
ihres Indien-Besuchs dem Land
eine Milliarde Euro für den Aus-
bau umweltfreundlicher Ver-
kehrsmittel zugesagt. Allein für
200 Millionen Euro sollen im
Bundesstaat Tamil Nadu als Ersatz
für Dieselbusse Elektrofahrzeuge
gekauft werden. Im Zuge der
deutsch-indischen Regierungs-
konsultationen sprach sich Kanz-
lerin Merkel auch dafür aus, die
Anwerbung von indischen Fach-
kräften nach Deutschland zu ver-
einfachen. Zur Umsetzung dieses
Vorhabens sollen ab 2020 auch
die deutschen Außenhandels-
kammern eingebunden werden.
Einsetzen will sich die Bundes-
kanzlerin zudem auch für eine
Wiederaufnahme von Verhand-
lungen für ein EU-Freihandelsab-
kommen mit Indien. Die Gesprä-
che zu einem Abkommen waren
2012 abgebrochen worden N.H.

Islamische Unterwanderung
Nach außen hin friedfertig, in Wirklichkeit radikal – Wie eine katarische Stiftung Europa islamisieren will

Zwei Journalisten des Fern-
sehsenders Arte haben die
Machenschaften der größ-

ten regierungsnahen Stiftung des
Emirats Katar in Westeuropa un-
ter die Lupe genommen. Dabei
kam heraus, dass die Stiftung Qa-
tar Charity dem radikalen Islam
der Muslimbruderschaft in Euro-
pa durch die Hin tertür von Wohl-
fahrtsaktivitäten zum Durchbruch
verhelfen will. 
Der Dokumentarfilm „Katar:

Millionen für Europas Islam“ des
französischen Regisseurs Jérôme
Sesquin, der Ende September auf
Arte ausgestrahlt wurde, bringt
erhellende Einblicke in die dunk -
le Welt des radikalen Islam. Ein
Whistleblower hatte zwei franzö-
sischen Journalisten Tausende
von vertraulichen Dokumenten
der NGO Qatar Charity zuge-
spielt. Auf dem mysteriösen USB-
Stick, den die beiden französi-
schen Journalisten Georges Mal-
brunot und Christian Chesnot
ausgewertet haben, befanden sich
Tausende vertraulicher Doku-
mente der größten NGO der Golf-
staaten. Deren Präsident ist Mo-
hammed al-Thani, ein Neffe des
Emirs und ehemaliger Innenmini-
ster von Katar. 

Die Unterlagen enthüllen Ein-
zelheiten über ein Missionie-
rungs- und Finanzierungspro-
gramm zur Stärkung des politi-
schen Islams in ganz Europa, mit
140 Moscheebauten, Kulturzen-
tren, Schulen und Gewerbebetrie-
ben, die alle auf die eine oder an-
dere Art mit der Muslimbruder-
schaft zusammenhängen. 
Das Motto der Muslimbruder-

schaft lautet: „Der Islam ist die
Lösung für alles“. Die Dreharbei-
ten begannen in Doha, der Haupt-
stadt des Emirats Katar, wo die
Behörden jegliche religiöse Akti-
vitäten des Wohlfahrtverbandes
im Westen bestritten. 
Die Qatar Charity sammelt in

den riesigen Einkaufsmeilen des
Emirats unter den Muslimen die
vom Koran geforderte islamische
Zakat-Steuer in Form von Spen-
den ein. Was mit diesen Steuer-
spenden geschieht, wollte das
Filmteam genauer wissen und re-
cherchierte anhand des Materials
des Whistleblowers über die Akti-
vitäten des islamischen Wohl-
fahrtverbandes in Westeuropa.
Das größte Prestigeprojekt die-

ses Wohlfahrtverbandes ist die im
Bau befindliche neue An-Nour
Moschee von Mülhausen im El-

sass, ein Projekt von 29 Millionen
Euro mit islamkonformem Kul- 
tur-, Einkaufs- und Freizeitzen-
trum, mit Ausstrahlung nach
Deutschland und in die Schweiz.
Über die Hälfte des Geldes für
diese Moschee sollen laut Bele-
gen des Whistleblowers von Qatar
Charity stammen. Laut den Infor-
mationen dieses Hinweisgebers
sind weitere exklusive Moschee-
bauten in Großbritannien, Frank-

reich, Deutschland und Luxem-
burg in Planung.
Durch den Geheimnisträger

wird im Film auch offengelegt,
dass ein Flüchtlingszentrum in
Catania auf Sizilien, das auf dem
Höhepunkt der Syrienkrise Immi-
granten aufnahm, von der Stiftung
finanziert wurde. Von Aufnahme-
projekten für syrische Flüchtlinge
in Katar selbst, das wesentlich nä-
her an Syrien liegt als Sizilien, ist
bislang nichts bekannt. Dabei war
am Bürgerkrieg in Syrien auch

ein Aufstand der Muslimbrüder
im Lande schuld. 
In Italien ist vor allem Sizilien

der Schwerpunkt der Aktivitäten
von Qatar Charity mit über zehn
Projekten, weil, wie eine Broschü-
re der Organisation hervorhebt,
Sizilien über 400 Jahre von Mus-
limen beherrscht war und an die-
se Zeit angeknüpft werden soll.
Der Film belegt auch, dass nach

Erhalt der finanziellen Mittel von
den Einrichtungen die dahinter-
stehende Ideologie gelehrt wer-
den muss, was ein weiteres Vor-
dringen des politischen Islam un-
ter den Muslimen bedeutet. Offen
lässt der Film, ob die aufgedek-
kten Vorhaben Teile eines zentral
gesteuerten, weitreichenderen Is-
lamisierungsprojekts sind. 
Das steinreiche kleine Emirat

Katar, das im Jahre 2022 trotz
wiederholter Proteste von Men-
schenrechtsorganisationen die
Fußballweltmeisterschaft austra-
gen wird, versucht seit dem Ara-
bischen Frühling durch die Stär-
kung der Muslimbruderschaft sei-
ne Führungsposition in der arabi-
schen Welt weiter auszubauen. Es
befindet sich deshalb in einem
Konflikt mit Saudi-Arabien und
Ägypten, wo die Muslimbruder-

schaft wegen Terrorvorwürfen
verboten ist. Neben Analysen der
Reden des religiösen Oberhaupts
der Muslimbruderschaft, Scheich
Yussef al-Qaradawi, der seit 1961
in Katar lebt, wird in dem Film
auch die führende Rolle des Fern-
sehsenders Al Jazeera offengelegt,
der dem Scheich Qaradawi ein
wöchentliches Podium für seine
Hasspredigten bietet. 
In einem Film im Film über ein

Programm zur Stärkung der Ein-
flussnahme des politischen Islam
in Europa ist auch Benjamin Idriz
zu sehen. Er gilt als Bayerns be-
kanntester Imam. In seiner Ge-
meinde Penzberg bei München
gibt er nach außen den liberalen
Imam, wie die Zeitungen schrei-
ben. Zusammen mit seiner Ge-
meinde stehe er für eine gelunge-
ne Integration, heißt es. 
Der Film beweist jedoch, mit

welcher gespaltenen Zunge die
Muslimbrüder oft sprechen.
Gegenüber den nichtmuslimi-
schen Mitbürgern betonen sie den
Dialog und die Friedfertigkeit des
Islam, gegenüber den eigenen
Muslimen ist davon jedoch in
keinster Weise mehr die Rede, da
geht es nur noch um die Herr-
schaft des politischen Islam. B.B.

Die Qatar Charity 
bietet eine 

»Lösung für alles« an

Rückbauwelle
bei Windkraft 

Dessau – Das Umweltbundesamt
(UBA) warnt vor Engpässen beim
Recycling von Rotorenblättern
von Windkrafträdern und vor 
Risiken beim Rückbau von Wind-
kraftanlagen. Zum Ende des Jah-
res 2020 werden erstmals Wind-
kraftanlagen aus der 20-jährigen
Förderung fallen. Das Umwelt-
bundesamt rechnet daher damit,
dass ab 2021 verstärkt Anlagen
zurückgebaut werden. Zum Pro-
blem können dabei die faserver-
stärkten Rotorblätter werden, für
die bundesweit nur eine Recy-
cling-Anlage existiert. Ein Pro-
blem sieht das UBA auch bei den
finanziellen Rückstellungen für
den Rückbau: Die Betreiber von
Anlagen sind verpflichtet, Geld
für deren spätere Beseitigung zu-
rückzulegen. Nach Einschätzung
des UBA besteht allerdings das
Risiko, dass diese Rücklagen nicht
ausreichen werden. Für das Jahr
2038 prognostiziert das Umwelt-
bundesamt sogar eine Finanzie-
rungslücke von 300 Millionen Eu-
ro. Als Konsequenz seiner Ein-
schätzung empfiehlt das Amt, die
Berechnungen zu den Rücklage-
anforderungen regelmäßig durch
Sachverständige prüfen zu lassen.
Bundesweit sind derzeit an Land
zirka 27000 Windkraftanlagen in-
stalliert. N.H.

MELDUNGEN

AKTUELL

Grenzöffnung an der Bornholmer Straße: DDR-Bewohner überwinden die Absperrung Bild: imago images/Camera4
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Rentner als
Steuerzahler

Berlin – Rentner zahlen an den
Fiskus immer mehr Einkommen-
steuer. Wie aus einer Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfrage
der Linkspartei hervorgeht, haben
Steuerpflichtige mit Rentenein-
künften im Jahr 2015 rund 
34,65 Milliarden Euro an Einkom-
mensteuer gezahlt. Damit hat sich
der Betrag innerhalb von zehn
Jahren mehr als verdoppelt. Im
Jahr 2005 mussten Rentner ledig-
lich 15,55 Milliarden Euro als
Einkommenssteuer an die Fi-
nanzämter bezahlen. Das gesamte
Steueraufkommen ist zwischen
2005 und 2015 um etwa 50 Pro-
zent gestiegen. Renten unterlie-
gen seit dem Jahr 2005 einer so-
genannten nachgelagerten Be-
steuerung. Unter anderem durch
Rentenerhöhungen steigt die Zahl
steuerpflichtiger Senioren. N.H.

Mehr Geld für
Bahnvorstand

Berlin – Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU) lehnt
Überlegungen zu einer Gehaltser-
höhung für einen Teil des sechs-
köpfigen Vorstandes der Deut-
schen Bahn ab. Der Vorschlag zu
einer Gehaltserhöhung von bis-
lang 400000 Euro auf künftig
485000 Euro jährlich geht auf ein
internes Gutachten der Unterneh-
mensberatung Kienbaum zurück.
In dem Papier waren die Ein-
stiegsgehälter für die Bahn-Vor-
stände im Vergleich zu anderen
Großunternehmen als zu niedrig
eingeschätzt worden. Verkehrsmi-
nister Scheuer kritisierte die ge-
plante Erhöhung als „falsches Sig-
nal“ und kündigte an, die Überle-
gungen im Aufsichtsrat der Bahn
zu stoppen. Scheuer bezeichnete
es als Grundprinzip, dass vor ei-
ner besseren Vergütung zunächst
bessere Ergebnisse stehen müss-
ten. Als Eigentümer der Deut-
schen Bahn ist der Bund im Auf-
sichtsrat mit drei Mitgliedern ver-
treten. N.H.

Eine kleine Gruppe von
linksgrünen Fanatikern
kämpft seit Monaten gegen

Klimawandel und Weltuntergang.
Sie wird von einem britischen
Hedgefonds-Milliardär mitfinan-
ziert und kann so ungeniert wei-
tere „Aktivisten“ mit einer monat-
lichen Beihilfe ködern.

Auf gerade einmal etwas mehr
als 5000 Mitglieder wird die Grö-
ße von Extinction Rebellion (XR)
derzeit in Deutschland geschätzt.
Die mediale Berichterstattung
über die Gruppe und ihre Aktio-
nen steht jedoch in keinem Ver-
hältnis zu dieser Größe. Weltweit
sollen es angeblich 100000 „Akti-
visten“ sein. Die wenigen Tausend
Unterstützer überraschen, da es
sehr einfach ist, sich der Bewe-
gung anzuschließen. Es werden
keine Mitgliedsbeiträge verlangt,
es gibt keine Aufnahmeverfahren
noch sonstige Hürden. 

Die Gruppierung ist nach eige-
ner Darstellung in mehr als 
70 Ländern aktiv. Hinter den
Städteblockierern steht die briti-
sche Firma „Compassionate Revo-
lution Ltd.“, was so viel bedeutet
wie „mitfühlende Revolution“.
Von Mitgefühl kann jedoch bei
den XR-Aktionen, die Millionen
Unbeteiligte in Beugehaft neh-
men, um ihre Ideologie durchzu-
setzen, keine Rede sein. Dass die

Bewegung sogar bereit ist, Tote in
Kauf zu nehmen, hat Roger Hal-
lam, einer der Mitbegründer der
XR, unlängst klargemacht.

In ihrem radikalen Kampf ha-
ben XR-Blockierer alle Normal-
bürger zu einer Bedrohung des
Planeten erklärt. Noch begnügen
sich die Störer mit zivilem Unge-
horsam und beschränken ihre Ge-
waltbereitschaft auf Sachbeschä-
digung, Nötigung und Freiheitsbe-
raubung. Dies könnte sich bald
ändern. Nicht ohne Grund warnt

selbst die Ökolinke Jutta Ditfurth
vor der Gruppierung. Die briti-
sche Polizei nahm bei den jüng-
sten Protesten in London mehr als
1200 Personen fest. 

Der frühere Leiter der Terroris-
musabwehr von Scotland Yard,
Richard Walton, fordert ein kom-
promissloses Vorgehen gegen die
Organisation, die den Klima-
schutz als Tarnung missbraucht.
Und auch unter den Blockadeteil-
nehmern wächst der Unmut im
Mutterland der Bewegung. Einige
von ihnen scheinen nicht gewusst

zu haben, welche juristischen
Konsequenzen drohen, als sie
sich den militärisch organisierten
Störern anschlossen.

Manche Blockierer ließen sich
von der Aussicht auf eine satte
Alimentierung locken. Immerhin
loben die Hintermänner des
linksanarchistischen Netzwerks
umgerechnet bis zu 450 Euro pro
Woche für jeden Unterstützer aus,
der nachweist, dass er seine Le-
benshaltungskosten nicht selbst
tragen kann. Hinter dem Netz-
werk sollen potente, allerdings
bislang unbekannte Financiers
stehen, deren Motive noch un-
durchsichtig scheinen. 

Die Organisation versucht auch,
die traditionell konservativen reli-
giösen Utopisten und Weltunter-
gangsphantasten aller Religionen
unter ihren Fittichen zu scharen.
Gerade da wirkt es sehr rufschä-
digend, dass der Bewegung jetzt
eine Rassismusdebatte ins Haus
steht. Manche XR-Aktivisten hat-
ten die Justiz aufgefordert, sich
lieber um die täglichen Messerat-
tacken in der britischen Haupt-
stadt zu kümmern, als friedliche
Demonstranten zu verfolgen. 

Da Messerattacken überwie-
gend im Milieu schwarzer Ju-
gendlicher vorkommen, werteten
andere Aktivisten diese Äußerung
als rassistisch. B.B.

Gesponserte Gewalt
Ausgesorgt dank Sabotage – Die Geldgeber von Extinction Rebellion
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Anzeige

Nach nur 15 Wochen in seiner
Heimat Libanon ist der schwerst-
kriminelle Clan-Chef Ibrahim Mi-
ri nach seiner Abschiebung wie-
der illegal nach Deutschland ein-
gereist und darf erneut Asyl bean-
tragen. Seine Rückkehr offenbart
die immensen Lücken im Grenz-
sicherungssystem der EU.

Die Abschiebung des schwer-
kriminellen Clan-Chefs Ibrahim
Miri im Sommer, nach 13 Jahren
gültiger Ausreisepflicht, wurde als
Großtat des deutschen Rechts-
staats und als Beispiel harten
Durchgreifens bei Rechtsverstö-
ßen durch Clan-Mitglieder in den
Medien in höchsten Tönen gelobt.
Nun ist derselbe bereits wieder il-
legal nach Deutschland zurückge-
kehrt und hat in Begleitung eines
Anwalts einen neuen Asylantrag
in Bremen gestellt. Der jetzt Zu-
rückgekehrte ist Chef von minde-
stens 2500 Miri-Familienmitglie-
dern, die vor allem in Berlin und
Bremen ihr Unwesen treiben. Ge-
gen mindestens 1200 Miri-Fami-
lienmitglieder wurde bereits er-
mittelt, vor allem wegen banden-
mäßigen Drogenhandels, Körper-
verletzungen, Prostitution und
Menschenhandel.

Nach seiner Rückkehr in den
Libanon war er dort polizeilich
vernommen, aber nach wenigen
Stunden wieder freigelassen wor-
den. Jetzt sagte sein Anwalt, dass
der einstige Rockerboss, der zu-
letzt wegen gewerbsmäßigen Dro-
genhandels zu einer sechsjähri-
gen Haftstrafe verurteilt worden
war, von schiitischen Hisbollah-
Milizen im Libanon mit dem Tode
bedroht werde. 

Warum gerade ein deutscher
Rockerboss von islamischen Mili-
zen der Partei Allahs mit dem To-
de bedroht werde, sagte der An-
walt nicht. Die Hisbollah ist im Li-
banon an der Regierung beteiligt,
die Hisbollah-Miliz übt faktisch
eine polizeiähnliche Funktion in
diesem Land aus. Interessant ist
auch der Zeitpunkt der Rückkehr,
so kurz nach drei entscheidenden
Wahlen in drei Bundesländern
und nicht davor. Auch im Libanon

protestieren seit zwei Wochen
täglich Hunderttausende gegen
die Regierung und gegen die His-
bollah. Geschäfte, öffentliche Ein-
richtungen und das gesamte öf-
fentliche Leben liegen seit dieser
Zeit lahm im Libanon. 

Wie der Drogenboss, der sich
auf das Asyl beruft, wieder nach
Deutschland gekommen ist, sagte
er natürlich nicht. Sein Anwalt
ließ lediglich wissen, dass es eine
lange Flucht gewesen sei, die die
Finanzen des Clans viel Geld ge-

kostet habe, das jetzt alles wieder
durch Sozialleistungsbetrug im
großen Stil vom Steuerzahler her-
eingebracht werden muss. Ganz
zu schweigen von den Hundert-
tausenden Euro, die die Abschie-
bung mit Hunderten von Sicher-
heitskräften und einem Spezial-
flugzeug gekostet hat.

Entsprechend groß war der Auf-
schrei durch alle rechtsstaatlichen
Parteien hindurch, als die Wieder-
einreise des Clan-Bosses bekannt

wurde. Mit einer Ausnahme, die
Linkspartei, die vorgab, dass Miri
nicht hätte abgeschoben werden
dürfen, weil er seinen Lebens-
mittelpunkt seit Langem in
Deutschland gehabt habe. Der Be-
weis sei gerade die lange Liste von
Straftaten in Deutschland. 

Von einem sicherheitspoliti-
schen Skandal erster Klasse
sprach FDP-Fraktionsvize Stephan
Thomae. „Wenn Schwerkriminelle
wie Ibrahim Miri vom Libanon
aus unkontrolliert und ungehin-

dert in die EU und bis nach
Deutschland reisen können, schaf-
fen das auch andere“, sagte er der
„Welt“. Die Verbringung in erneute
Abschiebehaft direkt nach seiner
Einreise sei nur konsequent, sagte
Lars Castellucci (SPD), Sprecher
seiner Fraktion für Migration und
Integration. CDU-Innenpolitiker
Armin Schuster forderte schärfere
Grenzkontrollen, nicht nur in Bay-
ern, sondern an allen Außengren-
zen Deutschlands. Schwerkrimi-

nelle Asylsucher und IS-Heimkeh-
rer wüssten schon lange, dass man
auch über andere Bundesländer
nach Deutschland einreisen kann,
auch wenn man über die Balkan-
route kommt. AfD-Innenpolitiker
Gottfried Curio sprach von einer
„Verhöhnung des deutschen
Rechtsstaats“. Der Fall offenbare
eklatantes „Staatsversagen“, so Cu-
rio. 

In keinem anderen Rechtsbe-
reich wird geltendes Recht so ekla-
tant mit Füßen getreten wie im

Asylbereich. Offenbar hat der Staat
seit dem Kontrollverlust von 2015
im Asylbereich nie wieder die
Kontrolle zurückgewonnen. 

Verheerend war vor allem die
Außenwirkung der Wiedereinreise
des Clan-Chefs. Nun wissen alle
Clan-Kriminellen, dass ihnen
nichts mehr passieren kann, wenn
schon die härteste Waffe des
Rechtsstaats, die Abschiebung,
stumpf geworden ist. Wer sich
jetzt noch wundert, warum sich

seit 2015 plötzlich die kriminellen
Clan-Strukturen so diversifiziert
und die Mitglieder sich so stark
vermehrt haben, der hat spätestens
jetzt die Antwort darauf gefunden.
Während die normalen Asylsu-
cher monate- und sogar jahrelang
in Griechenland oder den Balkan-
staaten herumhängen, gelingt es
den Schwerstkriminellen unter
den Asylsuchern in wenigen Ta-
gen, wieder nach Deutschland ein-
zureisen. Auch das ist eine Lehre
aus der Causa Miri. Fast alle politi-

schen Vertreter fordern mit Aus-
nahme der Linkspartei jetzt eine
schnelle zweite Abschiebung von
Clan-Chef Miri. In Wirklichkeit
glaubt das jedoch keiner. Während
eines laufenden Asylverfahrens
durch drei Instanzen darf nicht ab-
geschoben werden. Und man soll-
te bedenken, dass Miri seine letzte
Abschiebung immerhin 13 Jahre
lang, wahrscheinlich bei vollen
Sozialhilfebezügen, hinauszögern
konnte. Bodo Bost

Verhöhnung des deutschen Rechtsstaats 
Kriminelle Clans nutzen lasche Asylregelungen aus – Der Fall Ibrahim Miri sorgt für Empörung

Vor einem 
Prozess wegen
Drogenhandels
gegen vier Män-
ner der Rocker-
Gruppe „Mongols
MC“ in Bremen: 
Dem in den 
Libanon abge-
schobenen und
nun nach
Deutschland 
zurückgekehrten
Clan-Chef Ibrahim
Miri (r.) werden
zahlreiche 
Verbrechen zur
Last gelegt

Bild: pa
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In der Rangliste der Länder, die
Rüstungsgüter aus Deutschland
beziehen, rangierte die Demokra-
tische Volksrepublik Algerien
2018 nach 2013 und 2016 erneut
an erster Stelle – gefolgt von den
USA. Dabei ist Algerien ein poli-
tisches Pulverfass, wodurch die
Gefahr besteht, dass die geliefer-
ten Waffen in die Hände von ra-
dikalen Moslems geraten.

Algerien verwendet mehr als
16 Prozent seiner Staatsausgaben
für das Militär und kauft ständig
Rüstungsgüter im Ausland ein.
Der Wert der Waffenimporte aus
der Bundesrepublik lag alleine
von 2016 bis 2018 bei knapp drei
Milliarden Euro. Bisher gingen
vor allem dreiachsige Transport-
panzer vom Typ Fuchs 2 und an-
dere Fahrzeuge, Fregatten der
Unterklasse MEKO A-200AN so-
wie Lenkflugkörper, Feuerleitein-
richtungen, Kleinwaffen und Mu-
nition nach Algerien. Vergange-
nen September genehmigte der
Bundessicherheitsrat schließlich
noch die Lieferung von 160 elek-

trischen Antrieben für Waffensta-
tionen zur Erhöhung der Schlag-
kraft der Fuchs-Panzer. Außer-
dem lief 2018 die Produktion von
weiteren 1000 solcher Kampfwa-
gen in einem algerischen Zweig-
werk der Kasseler Firma Rhein-
metall MAN Military Vehicles an.
Das alles stößt auf harsche Kri-

tik seitens der Opposition in Ber-
lin angesichts
der innenpoliti-
schen Situation
in dem nordafri-
kanischen Land.
Algerien nimmt
im internationa-
len Demokratie-
index einen der hinteren Plätze
ein und sein Regime kann daher
mit Fug und Recht als autoritär
bezeichnet werden. Des Weiteren
herrscht derzeit ein gefährliches
politisches Vakuum in Algier –
ausgelöst durch den Rücktritt des
unbeliebten Langzeitpräsidenten
Abd al-Aziz Bouteflika am
2. April aufgrund anhaltender
Proteste der Bevölkerung. Denn
Neuwahlen fanden bisher nicht

statt, weil es angeblich keine ge-
eigneten Kandidaten gibt. Das
nährt bei vielen Algeriern den
Verdacht, dass die Armeeführung
um den einflussreichen Heeres-
Stabschef Ahmed Gaïd Salah die
Wahlen hinauszögert, um selbst
nach der Macht zu greifen. Hier-
aus resultieren erneute Unruhen,
die nun schon seit Monaten an-

halten und radi-
kal-islamischen
Kräften in die
Hände spielen
könnten.
Nachdem de-

ren Einfluss ab
dem Ende des

Bürgerkrieges in Algerien durch
das Militär und die Regierung
Bouteflika zurückgedrängt wor-
den war, mehren sich nun die
Anzeichen für eine Reislamisie-
rung des Maghrebstaates. Nicht
umsonst finden die Massenpro-
teste regelmäßig nach den tradi-
tionellen Freitagsgebeten statt
und tauchen im Straßenbild zu-
nehmend mehr Männer mit lan-
gen Salafistenbärten und voll

verschleierte Frauen auf. Dazu
kommen nicht weniger als vier
zugelassene und zwei verbotene
radikal-islamische Parteien so-
wie zwei ziemlich aktive dschi-
hadistische Untergrundorgani-
sationen.
Trotzdem halten die meisten

westlichen Beobachter eine
Machtübernahme der radikalen
Moslems für unmöglich. Diese
werde schon allein wegen der
Stärke der hochgerüsteten algeri-
schen Armee scheitern. Dabei
unterschätzen sie aber die Ent-
schlossenheit der radikalen Mos-
lems, die von verbündeten Mili-
zen aus dem benachbarten Li-
byen unterstützt werden. 
Letztlich wird wohl alles davon

abhängen, auf welche Seite sich
die Masse der algerischen Mili-
tärangehörigen schlägt, wenn ei-
ne Entscheidung für oder gegen
den radikalen Islam ansteht. Soll-
te Letzterer innerhalb der Streit-
kräfte obsiegen, dann hätte Ber-
lin allen Grund, die Waffenexpor-
te nach Algerien aufs Tiefste zu
bereuen. Wolfgang Kaufmann

In den algerischen Streitkräf-ten dienen rund
147000 Mann. Dazu kommen

150000 Reservisten, knapp
100000 Angehörige von Gendar-
merie und Grenzwachen sowie
150000 Mitglieder lokaler Mili-
zen und Selbstverteidigungstrup-
pen. Die Ausrüstung der bewaff-
neten Kräfte stammt vielfach aus
der Russischen Föderation oder
der Sowjetunion, sofern sie nicht
in westlichen Staaten wie der
Bundesrepublik zusammenge-
kauft wurde.
Das algerische Heer verfügt

über eine große Zahl an 
Kampf-, Schützen- und Späh-
panzern. Die entsprechenden
Zahlenangaben schwanken zwi-
schen 2800 und 5500. Darunter
befinden sich Hunderte moder-
ner russischer Kampfpanzer
vom Typ T-90S. Ansonsten kann
das Heer noch um die 500 Ge-

schütze und 150 Mehrfachrake-
tenwerfer sowie 480 Panzerab-
wehr- und 780 Flugabwehrkano-
nen aufbieten.
Die Luftwaffe Algeriens verfügt

über rund 750 Flugzeuge und
250 Hubschrauber. Das Rückgrat
der Luftstreitkräfte bilden etwa

130 Abfangjäger und Jagdbom-
ber der sowjetischen bezie-
hungsweise russischen Typen
Mikojan-Gurewitsch MiG-23MS,
MiG-25PDS, MiG-29SMT, Su-
choi Su-24MK und Su-30MKA.
Außerdem soll Algerien dem-
nächst noch zwölf neue Su-34 er-
halten. An Hubschraubern wären

besonders die zirka 60 Kampf-
hubschrauber Mil Mi-24 und Mi-
28 zu erwähnen. Weitere sollen
bald aus Russland eintreffen.
Im Bestand der algerischen

Marine befinden sich über
200 Schiffe. Die wichtigsten Ein-
heiten sind die sechs dieselelek-
trischen Jagd-U-Boote vom russi-
schen Typ Warschawjanka, drei
Landungsschiffe britischer und
italienischer Herkunft, acht Fre-
gatten der sowjetischen Koni-
und der deutschen MEKO- sowie
der chinesischen Adhafer-Klasse,
sieben Korvetten, von denen vier
in Algerien gebaut wurden, und
24 Schnellboote vorwiegend so-
wjetischen Typs. Bei der Marine -
rüstung geht der Trend neuer-
dings hin zu chinesischen oder
deutschen Produkten. Insbeson-
dere zeigt Algier ein wachsendes
Interesse an U-Booten aus der
Bundesrepublik. W.K.

Zeitzeugen

Derzeit agieren in Algerien
vor allem zwei dschihadi-

stische Gruppierungen: die Or-
ganisation al-Kaida des Islami-
schen Maghreb (AQMI) und
die Gruppe für die Unterstüt-
zung des Islam und der Musli-
me (JNIM). Die AQMI entstand
1998 während des algerischen
Bürgerkrieges in Abspaltung
von der Groupe Islamique Ar-
mé (GIA) und trug zunächst
den Namen Salafisten-Gruppe
für Predigt und Kampf (GSPC).
Nach ihrem Anschluss an Osa-
ma Bin Ladens al-Kaida im
Jahre 2006 nahm die GSPC je-
doch ihren heutigen Namen
an. Seitdem erwarb sich die
AQMI den Ruf, die bestorgani-
sierte Terrororganisation Nord-
afrikas zu sein. Sie verfügt über
relativ viel Geld, zu dem sie
nicht zuletzt durch die Entfüh-
rung von westlichen Touristen
im Maghreb und der Sahara
und deren anschließende Frei-
lassung gegen hohe Lösegeld-
summen kommt. Ihre Waffen
hat die AQMI nach Erkenntnis-
sen des algerischen Geheim-
dienstes Département du Ren-

seignement et de la Sécurité
(DRS) vor allem aus dem bür-
gerkriegsgeschüttelten Nach-
barland Libyen bezogen.
Auf das Konto der al-Kaida

des Islamischen Maghreb ge-
hen diverse Terroranschläge in
Algerien und anderen afrikani-
schen Staaten, bei denen bis-
her 119 Menschen starben.
Mehrmals wandte sich die 
AQMI in Videobotschaften an
junge Oppositionelle in Alge-
rien und Tunesien mit der Auf-
forderung, statt gegen die „kor-
rupten, kriminellen und tyran-
nischen Regierungen“ ihrer
Länder zu demonstrieren, lie-
ber Trainingslager der Dschi-
hadisten zu besuchen, in de-
nen sie auf den bewaffneten
Freiheitskampf vorbereitet
würden.
Neben der AQMI kämpft

auch die JNIM, die im März
2017 durch den Zusammen-
schluss von vier radikal-islami-
schen Terrorgruppen entstand,
gegen den algerischen Staat.
Ihr Operationsschwerpunkt
liegt vorwiegend im Süden des
Landes sowie in Mali. W.K.

Agnieszka Brugger – Nachdem die
Lieferung einer kompletten Pan-
zerfabrik von Rheinmetall MAN
Military Vehicles an Algerien be-
kanntgeworden war, sagte die da-
malige Sprecherin der Grünen für
Sicherheitspolitik und Abrüstung:
„Mit diesem Geschäft ermöglicht
die Bundesregierung erstmals ei-
nem autoritären, vom Militär do-
minierten Regime mit höchstpro-
blematischer Menschenrechtsla-
ge, Panzer selbst zu produzieren.“

Ahmed Gaïd Salah – Offiziellen
Äußerungen des Stabschefs des
Heeres und stellvertretenden Ver-
teidigungsministers Algeriens zu-
folge, sollten in dem nordafrikani-
schen Staat schnellstmöglich Neu-
wahlen stattfinden, damit es nicht
wieder im Chaos versinke. In
Wirklichkeit scheint der General-
leutnant, der als Graue Eminenz
Algeriens gilt, es aber gar nicht so
eilig zu haben, hofft er doch, eine
Marionette des Militärs im Präsi-
dentenamt platzieren zu können.

Kamel Daoud – Anfang April 2019
äußerte der prominente algerische
Autor anlässlich des Rücktrittes
von Präsident Bouteflika im Inter-
view mit der „Welt“, er befürchte
eine Machtergreifung durch die
radikalen Moslems in seinem Lan-
de, denn das Beispiel anderer
Staaten zeige, dass diese „leider
die Angewohnheit“ hätten, „Revo-
lutionen zu stehlen“.

Abdelmalek Droukdel alias Abu
Musab Abdel Wadoud – Nach
Kampfeinsätzen in Afghanistan
auf Seiten der Taliban avancierte
der studierte Mathematiker 2004
zum Anführer der algerischen Sa-
lafisten-Gruppe für Predigt und
Kampf (GSPC), die sich 2006 auf
seine Ini tiative hin al-Kaida an-
schloss und im darauffolgenden
Jahr in Organisation al-Kaida des
Islamischen Maghreb (AQMI) um-
benannte.

Abd al-Aziz Bouteflika – Der alge-
rische Politiker war von April 1999
bis April 2019 Staatspräsident sei-
nes Landes. Weil der zunehmend
unbeliebte 82-Jährige nach vier
Amtszeiten trotz erheblicher ge-
sundheitlicher Probleme erneut
zur Wahl antreten wollte, kam es
zu Protesten der Bevölkerung. 
Daraufhin trat Bouteflika zurück.
Die deswegen notwendigen Neu-
wahlen wurden mehrmals ver-
schoben und sollen nun endlich
am 12. Dezem ber stattfinden.

Buntes Waffenarsenal
Wo Algeriens Streitkräfte ihr Großkampfgerät herhaben

Obsiegen die Dschihadisten?
Entscheidend wird sein, wer die Herzen der Masse der Soldaten erobert

Doppelte 
dschihadistische

Gefahr

Algeriens Militär ist
mit deutscher 

Hilfe hoch gerüstet

Von ihm und seinen rund 147000 Kameraden hängt die Zukunft seines Landes maßgeblich ab: Ein algerischer Soldat Bild: pa

Deutschland ist nur
einer von 

diversen Lieferanten

Die AQMI ist recht
finanzkräftig 
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Linke Kandidatin
durchgefallen

Von THEO MAASS

Drei Positionen im Berliner Verfas-
sungsgericht waren neu zu besetzen.
92 Abgeordnete zählen die drei linken

Fraktionen im Abgeordnetenhaus zusammen.
Der CDU-Kandidat Christian Burholt bekam
von allen Kandidaten die meisten Stimmen −
148 Mal Ja und viermal Nein. Er dürfte von
Teilen der AfD Stimmen bekommen haben.
Auf Ludgera Selting (SPD) entfielen
134 Ja- und zwölf Nein-Stimmen bei sechs
Enthaltungen. 

Die Linkspartei-Kandidatin Lena Kreck
erhielt indes nur 86 Ja-Stimmen und
erreichte damit nicht die erforderliche
Zweidrittelmehrheit. Neben den drei
bürgerlichen Oppositionsparteien
müssen wohl auch einige Vertreter der
Regierungsparteien an der Qualifikation von
Frau Kreck Zweifel gehabt haben. Die
Vorsitzenden der CDU- und der FDP-Fraktion
wiesen den Vorwurf der „Unzuverlässigkeit“
von sich. 

CDU-Fraktionschef Burkhard Dregger sagte:
„Das gestern war eine geheime Wahl und
ich habe meinen Kollegen nicht in der
Wahlkabine über die Schultern geschaut.“
Und FDP-Fraktionsführer Sebastian Czaja
meinte: „Unsere Demokratie nimmt Schaden,
wenn wir aus dem heutigen Eklat nicht die
entscheidenden Lehren ziehen.“ AfD und
FDP waren gar nicht erst in die Kandidaten-
suche eingebunden worden. 

AfD-Fraktionschef Georg Pazderski erklärte,
endlich sei es einmal nicht um Parteibücher,
sondern um die Qualifikation gegangen.
Linkspartei-Chef Udo Wolf erblickt dagegen
in der Abstimmung fast schon eine
Majestätsbeleidigung und sprach von einem
„ziemlich gravierenden Vorgang“. Er wirft der
CDU vor, die mutmaßlich neben FDP- und
AfD-Abgeordneten gegen Kreck stimmte,
Absprachen gebrochen zu haben. „Die
Institution des Verfassungsgerichtshofes ist
durch diesen Vorgang beschädigt“, behauptet
Wolf. 

SPD-Kollege Raed Saleh sieht ebenfalls
einen offenen Bruch von Absprachen: „Die
CDU hat sich damit disqualifiziert.“ Eine
Nummer größer hatte es Grünen-Fraktions-
chefin Antje Kapek ausgedrückt. Sie warf der
CDU „hinterlistiges Verhalten“ zum „Schaden
für die Demokratie vor“. 

Linksaußen argwöhnt man über einen
angeblichen Rechtsruck in der Berliner CDU.
Parteichef Kai Wegner tauchte unlängst auf
einem Treffen der Werte-Union auf, die sich
die Aufgabe gestellt hat, dem konservativen
Flügel der Partei eine Stimme zu geben. Im
„Spiegel“ rechtfertigte sich Wegner: „Das
sind Mitglieder der Berliner CDU.“ Die
durchgefallene Kandidatin ist übrigens an
der Evangelischen Hochschule beschäftigt.

Verbandsfunktionäre loben regelmä-
ßig die „integrative Kraft des Sports“
sowie die neue „Buntheit“ und „Viel-
falt“ unter den Sportlern. Gerade beim
Fußball zeigen sich nun aber auch die
Schattenseiten der angeblichen Er-
folgsgeschichte. 

Auf Deutschlands Fußballplätzen se-
hen sich Schiedsrichter nicht nur ver-
stärkt groben Pöbeleien ausgesetzt,
Unparteiische werden durch Spieler
oder Fans auch immer öfter bedroht
und körperlich angegriffen. Bundes-
weit für Aufsehen sorgte vor Kurzem
eine Attacke auf einen Amateur-
schiedsrichter während eines Kreisli-
ga-Spiels in Hessen. 

Am 27. Oktober hatte in der Partie
FSV Münster gegen TV Semd ein Spie-
ler eine Gelb-Rote Karte kassiert. Dar-
aufhin verpasst der Fußballspieler
dem Schiedsrichter einen Faustschlag
am Kopf. Der Attackierte verlor das
Bewusstsein, sackte zu Boden und
musste schließlich mit einem Ret-
tungshubschrauber in eine Uniklinik
gebracht werden. Laut Medienberich-
ten lief der Schläger vom Platz, ohne
sich um das Opfer zu kümmern. Wie
Lokalzeitungen berichteten, soll der
betreffende Spieler Hayri G. bereits zu-
vor eine sechswöchige Sperre abgeses-
sen haben. 

Am Wochenende vor dieser Attacke
waren in Berlin bereits Amateur-
schiedsrichter für ein Wochenende in
den Streik getreten. Der Berliner Fuß-

ballverband (BFV) sah sich in der Fol-
ge gezwungen, mehr als 1000 Spiele
abzusagen. Gegenüber dem Deutsch-
landfunk (DLF) sagte Schiedsrichter-
sprecher Ralf Kisting zum Streik: „Wir
wollen auf die Gewalt auf Fußballplät-
zen aufmerksam machen.“ Laut den
Angaben des Schiedsrichter-Ausschus-
ses des Berliner Fußballverbandes er-
eigneten sich in der laufenden Saison
auf den Fußballplätzen der Hauptstadt
bereits 109 Vorfälle von Gewalt und
Diskriminierung. In 53 Fällen waren
dabei Schiedsrichter betroffen. 

Schiedsrichterspre-
cher Kisting wies
gegenüber dem DLF
kurz auf den Berlin-
Legisten BSV Al-Der-
simspor hin. Nach
insgesamt vier Platz-
verweisen gegen die
Kreuzberger Mannschaft hatte ein
Spieler von Al-Dersimspor den
Schiedsrichter der Partie im Kabinen-
trakt geschlagen. Folge war ein zeit-
weiliger Boykott des Immigrantenfuß-
ballvereins durch Berliner Schieds-
richter.

Vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Gewalt warnte Kisting ein-
dringlich: „Es darf nicht den ersten to-
ten Schiedsrichter in Deutschland ge-
ben.“ 

In den Niederlanden ist es im De-
zember 2012 bereits zu einem Todes-
fall gekommen. Der ehrenamtliche Li-
nienrichter Richard Nieuwenhuizen

war nach einem Spiel der beiden Ju-
gendmannschaften von ,,Buitenboys‘‘
und „Nieuw Sloten“ zu Boden geschla-
gen und mehrfach gegen den Kopf ge-
treten worden. Der Familienvater wur-
de dabei so schwer verletzt, dass er an
einer Gehirnblutung starb. Ein nieder-
ländisches Strafgericht in Lelystad ver-
urteilte sechs Spieler der Jugendmann-
schaft des Amsterdamer Vereins
Nieuw Sloten sowie auch den Vater ei-
nes der Fußballer zu Haftstrafen. Alle
sieben Verurteilten hatten einen ma-
rokkanischen Immigrationshinter-

grund. 
Auch ein Blick auf

die Berichterstattung
zu konkreten Einzel-
fällen in Deutschland
legt die Vermutung
nahe, dass bei der
Entwick lung hierzu-

lande Fans und Spieler mit Immigra-
tionshintergrund einen überproportio-
nalen Anteil an der zunehmenden Ge-
walt haben. Aussagekräftige Statistiken
fehlen bislang. Beobachtern bleibt nur
übrig, aus der Berichterstattung der
Medien über Vereins- und Spielerna-
men Rückschlüsse zu ziehen. 

Die Sozialwissenschaftlerin Thaya
Vester, die eine Studie zur Situation
von Schiedsrichtern in Baden-Würt-
temberg erstellt hat, sprach davon,
dass die Stadtstaaten deutlich stärker
von Gewalt betroffen seien als die Flä-
chenländer, und äußerte zurückhal-
tend die Vermutung: „Das hat viel-

leicht auch mit der Zusammensetzung
der Bevölkerung zu tun.“

Özgür Özvatan vom Institut für Sozi-
alwissenschaften der Humboldt-Uni-
versität Berlin sprach einen bislang
wenig beachteten weiteren Aspekt an.
Auch Schiedsrichter, Vereinsaktive
und Sportfunktionäre, die selber einen
Immigrationshintergrund haben, ste-
hen unter erheblichem Druck. Gegen-
über dem Deutschlandfunk wies der
Wissenschaftler darauf hin, dass „in ei-
nigen Fällen Personen mit Migrations-
hintergrund ins Schiedsgericht beru-
fen wurden“. Diese haben laut Özvatan
von Immigrantenfußballvereinen „ei-
nen Riesendruck erhalten“, damit sie
„dann in diesen Entscheidungen im-
mer für ‚ihre‘ Vereine entscheiden sol-
len“. 

Die Entwicklung auf den Fußball-
plätzen stellt die bislang von Ver-
bandsfunktionären verbreitete Sicht-
weise vom Fußball als Erfolgsgeschich-
te der Ausländer-Integration erheblich
in Frage. Der frühere DFB-Präsident
Reinhard Grindel griff beispielsweise
zur Formulierung, beim Fußball würde
„Integration spielend“ gelingen. 

Nach der schweren Gewalttat in der
hessischen Kreisliga verurteilte der
DFB die zunehmende Gewalt gegen
Amateurschiedsrichter in einer Erklä-
rung. Verbunden war dies mit einem
Appell an Polizei, Justiz und auch die
Politik, gegen die zunehmende Gewalt
mit aller Schärfe vorzugehen. 

Norman Hanert

Immer häufiger
eskaliert die
Situation:
Schiedsrichter
zeigt aufgebrach-
ten Spielern die
Rote Karte bei  ei-
nem Regional -
ligaspiel in Berlin
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Mit der Wiederauferste-
hung des historischen
Stadtgrundrisses in un-

mittelbarer Nähe von Altem
Markt und Landtag entstehen
mehrere Straßen des alten Pots-
dam wieder. Um die Benennung
der Straßen ist in der Stadtverord-
netenversammlung jedoch ein
Streit entbrannt. Dabei geht es
unter anderem um die Frage, ob
auf die historischen Straßenna-
men wie Schloss-, Schwertfeger-
und Kaiserstraße zurückgegriffen
wird oder aber Frauennamen ver-
wendet werden. 

Zur Diskussion stehen die Na-
men der langjährigen Vorsitzen-
den der israelitischen Frauenge-
meinde, Anna Zielenziger, der
SPD-Kommunalpolitikerin Anna
Flügge und der Ehrenvorsitzen-
den der brandenburgischen CDU,
Erika Wolf. Gegen eine Verwen-
dung der historischen Namen hat
sich mit großer Mehrheit un-
längst der Kulturausschuss im
Stadtparlament ausgesprochen.

Gegenüber den „Potsdamer Neu-
esten Nachrichten“ („PNN“) sagte
der Linkspartei-Stadtverordnete
Sascha Krämer, Frauen seien bei
der Benennung von Straßen über-
gangen worden. 

Die Bürgerinitiative „Mitte-
schön“ hat laut „PNN“ als Kom-

promiss vorgeschlagen, die Frau-
en an anderer Stelle in Potsdam
zu ehren: „Straßennamen sollten
kein Ort für politische Graben-
kämpfe und Verewigungsphan -
tasien von Parteien sein, sondern
dienen nach der Straßenverkehrs-
ordnung zuerst der Orientierung,
das ist offenbar in Vergessenheit
geraten“, so die Initiative.

Die Diskussion kann als ein
weiteres Zeichen dafür gewertet

werden, dass die Rekonstruktion
der historischen Mitte Potsdams
auf mehr Widerstand stößt, als
dies unter dem langjährigen Pots-
damer Oberbürgermeister Jann
Jacobs (SPD) der Fall war. Sein
Nachfolger Mike Schubert (eben-
falls SPD) hatte zur Amtseinfüh-
rung im November 2018 angekün-
digt, er wolle die Potsdamer bei
der Stadtentwicklung stärker be-
teiligen. 

Schubert sagte, die Wiederge-
winnung der historischen Mitte
könne auch als „Verlust von jün-
gerer Baugeschichte und damit
auch Verlust von Identität in der
Stadt“ gewertet werden. Nach
der Kommunalwahl im Mai ha-
ben sich SPD, Grüne und Links-
partei zu einer rot-rot-grünen
Rathauskoalition  zusammenge-
tan. Insbesondere aus den Rei-
hen der Linkspartei kam in den
vergangenen Jahren regelmäßig
Kritik, wenn es um den Abriss
von Bauten aus der DDR-Zeit
ging. N.H.

Potsdam streitet um Namen
Rot-Rot-Grün will alte Straßen neu benennen − nach Frauen 

Keine »spielende« Integration
Gewalttäter beim Fußball: Der hohe Anteil von Immigranten wird kaum diskutiert

Koalitionskrach
Berlin: SPD-Beschlüsse verärgern Partner

Der jüngste Berliner Landes-
parteitag der SPD brachte

nach heftigen Diskussionen zwei
Ergebnisse zustande, die eine Ko-
alitionskrise verursachen könn-
ten. Es geht um die Verbeamtung
von Lehrern und die Enteignung
von Wohnungskonzernen. Einer-
seits will die SPD künftig in der
Stadt wieder
Lehrer verbeam-
ten. Damit sollen
angehende Leh-
rer in der Stadt
gehalten werden. 

Allerdings hatte sich die SPD
im Koalitionsvertrag dazu bereit-
gefunden, bis zu den Wahlen im
Herbst 2021 keine Lehrer mehr
zu verbeamten, wie es Linkspartei
und Grüne forderten. 

Grünen-Fraktionschefin Antje
Kapek: „Meine Partei hat in bei-
den Fragen eine andere Position.“
Linkspartei-Landeschefin Katina
Schubert: „Die Parteitagsbe-
schlüsse der SPD stimmen mit
unserer Haltung in beiden Fragen

nicht überein.“ Während die FDP
in der Verbeamtungsfrage eher
Linkspartei und Grünen zuneigt,
findet die Wende der SPD bei
CDU und AfD Zustimmung.
CDU-Landeschef Kai Wegner lob-
te den Beschluss, mit dem die So-
zialdemokraten endlich zur Ver-
nunft kämen. Die AfD hat den

Umschwung bei
der SPD ebenfalls
begrüßt. 

Die Forderung
von Linkspartei
und Grünen nach

einem Enteignungsgesetz gegen
Wohnungsunternehmen lehnten
die Sozialdemokraten ab. Schu-
bert ist enttäuscht: „Es wäre bes-
ser, wenn die Koalitionsparteien
jetzt gemeinsam ein solches Ge-
setz auf den Weg bringen könnten
... Dann muss es eben die Berliner
Bevölkerung in einem Volksbe-
gehren richten.“ In dieser Frage
weiß die SPD jedoch die gesamte
bürgerliche Opposition auf ihrer
Seite. Frank Bücker

Linker Widerstand
gegen historische

Rekonstruktion wächst

Gegen Enteignung
von Wohnungsfirmen

AfD bekam
keinen Raum

Am 2. November gab der Pres-
sesprecher der Berliner AfD

bekannt, dass der eigentlich für
Anfang des Monats geplante Lan-
desparteitag seiner Partei nun am
25. und 26. Januar 2020 stattfin-
den werde. Zunächst schien die
Abhaltung des Treffens überhaupt
gefährdet. Selbst im benachbarten
Brandenburg ließ sich kurzfristig
kein Raum finden. AfD-Partei-
sprecher Ronald Gläser: „Aus-
drücklich erwähnen möchten wir
hier das Engagement unserer Par-
teifreunde in Brandenburg.“ Mehr
als 100 Veranstaltungsorte erteil-
ten der Partei eine Absage. Grund
dafür waren meistens Drohungen
von gewaltbereiten Linksextremi-
sten. Zuletzt hatte der Inhaber des
Hotel-Restaurants „Schloss Die-
dersdorf“ Klage darüber geführt,
dass er und sein Personal einge-
schüchtert würden. Der Senat
hatte sich geweigert, der AfD lan-
deseigene Räumlichkeiten zur
Verfügung zu stellen. Die Amts-
zeit des amtierenden Vorstandes
endet im November, er bleibt nun
kommissarisch im Amt.   F.B.

In Holland kam ein
Schiedsrichter
bereits zu Tode

PREUSSEN / BERL IN



Griechenlands Regierung
will über Verbriefungen
das Problem notleidender

Kredite in den Bankbilanzen ent-
schärfen. Wie der Ministerpräsi-
dent der Hellenischen Republik,
Kyriakos Mitsotakis von der Nea
Dimokratia (Neue Demokratie)
angekündigt hat, soll der Anteil
fauler Kredite bereits bis zum
Ende des Jahres 2021 auf einen
einstelligen Prozentwert fallen. 
Wie ehrgeizig dieses Ziel ist,

machen Daten des griechischen
Bankensystems aus dem Sommer
deutlich. Ende Juni wurde das
Gesamtvolumen ausgereichter
Kredite mit 160 Milliarden Euro
angegeben. Davon gelten rund
40 Prozent entweder als akut
ausfallgefährdet oder bereits als
nicht mehr von den Schuldnern
bedient. Eine Lösung für das Pro-
blem der faulen Kredite gilt für
Griechenland als ein entschei-
dender Faktor für ein nachhalti-
ges Wirtschaftswachstum. Mit
den Altlasten in ihren Bilanzen
sind die griechischen Banken
kaum in der Lage, neue Kredite
zu gewähren. 
Ein griechisches Sanierungs-

konzept mit dem Namen „Herku-
les“ sieht nun vor, notleidende
Kredite im Volumen von 30 Milli-
arden Euro zu verbriefen und zur
Vermarktung an eine Zweckge-
sellschaft zu übertragen. Für

rund ein Drittel der Papiere soll
der griechische Staat mit neun
Milliarden Euro haften. Nach ei-
nem ähnlichen Muster hat be-
reits Italien innerhalb von drei
Jahren notleidende Kredite im
Volumen von über 60 Milliar-
den Euro aus seinem Bankensy-
stem ausgegliedert. Laut Mitso-

takis’ Vizefinanzminister und
Parteifreund Giorgos Zavvos
soll der Markt auf das Herkules-
Projekt sehr positiv reagiert ha-
ben. Ein Erfolg der griechischen
Pläne könnte sich nicht nur in
der Bonitätsbewertung der Ra-
tingagenturen für Griechenland
zeigen. 

Die faulen Kredite in den Bilan-
zen griechischer Banken gelten
neben dem Schuldenberg im ita-
lienischen Bankensystem als das
größte Argument gegen die Pläne
zu einer Vergemeinschaftung der
Einlagensicherung in der Eurozo-
ne. Bundesfinanzminister Olaf
Scholz hatte im vergangenen Jahr
einer schnellen Einführung einer
gemeinsamen Einlagensicherung
eine Absage erteilt. Der Deutsche
signalisierte dabei, dass er die
Einlagensicherung als ein mittel-
fristiges Projekt ansehe. In Ge-
sprächen soll er auf die Notwen-
digkeit verwiesen haben, zu-
nächst Risiken bei den Banken zu
reduzieren. Der sozialdremokra-
tische Finanzminister befand sich
damit auf der Linie, die auch sein
christdemokratischer Vorgänger
Wolfgang Schäuble in der Öffent-
lichkeit vertreten hatte.
Eine neue Tonlage ist dagegen

von der neuen EU-Kommissions-
präsidentin angeschlagen wor-
den. Ursula von der Leyen sagte
noch vor ihrer Wahl den liberalen
und sozialdemokratischen Frak-
tionen im EU-Parlament zu, sie
wolle die Bankenunion vervoll-
ständigen. Trotz der skeptischen
Haltung der Bundesregierung
wird das Thema EU-Einlagensi-
cherung damit bald wieder auf
der Tagesordnung von EU-Gipfel-
treffen stehen. Norman Hanert

»Herkules« soll’s richten
Kreditverbriefungen sollen Hellas kreditwürdiger machen

Kyriakos Mitsotakis

B
ild
: E
u
ro
p
ea
n
 P
eo
p
le
's
 P
ar
ty

6 Nr. 45 – 8. November 2019 

MELDUNGEN

Gemeinsame
Grenzkontrollen
Triest – Die Regierungen Slowe-
niens und Italiens wollen zur Be-
kämpfung der illegalen Zuwande-
rung wieder Grenzkontrollen auf-
nehmen. Beide Länder hatten be-
reits von Juli bis Ende September
Kontrollen an ihrer Grenze durch-
geführt. Die Regierungen wollen
nun das Personal aufstocken und
planen gemeinsame Polizeipa-
trouillen. Diese sollen in wenigen
Wochen aufgenommen werden,
wenn die Details eines Koopera-
tionsabkommens geklärt sind.
Auch Österreichs amtierender
Innenminister Wolfgang Peschorn
hat angekündigt, die Kontrollen
an den Grenzen zu Ungarn und
Slowenien bis Mitte Mai 2020
weiterzuführen. Slowenien hat
auch gegenüber Österreich vor-
geschlagen, die Grenze gemein-
sam zu kontrollieren. N.H.

Bei der Wahl des Präsidenten und
des Vizepräsidenten Argentiniens
am 27. Oktober schafften die politi-
schen Erben von Juan Domingo Pe-
rón, dem Vater und Namensgeber
des bis heute populären Pero-
nismus, nach vier Jahren den
Sprung zurück an die Regierung. 

Alberto Fernández, von 2003 bis
2008 Kabinettsleiter der Präsiden-
ten Néstor Kirchner und Cristina

Fernández de Kirchner, sowie Cri-
stina Fernández de Kirchner, von
2007 bis 2015 Staatspräsidentin
Argentiniens, von der Wahl allianz
Frente de Todos (Gemeinsame
Front) siegten mit 48,1 Prozent.
Das amtierende Paar aus Präsident
Mauricio Macri und Vizepräsident
Miguel Ángel Pichetto vom Wahl-
bündnis Juntos por el Cambio (Ge-
meinsam für die Wende) kam mit
40,3 Prozent nur auf den zweiten

Platz. Laut der argentinischen
Wahlordnung reichen beim ersten
Durchgang bereits 45 Prozent zum
Sieg. 
Noch im August 2017 hatte Ma-

cris Partei die Parlamentswahlen
deutlich gewonnen. Damit schien
sich eine nichtperonistische Op-
tion etabliert zu haben. Doch konn-
te er keine seiner 2015 zu Beginn
seiner Präsidentschaft leichtfertig
gegebenen wirtschaftlichen Ver-

sprechen halten, und das Land be-
findet sich in einer Rezession. Al-
lein in den letzten zwei Jahren ver-
doppelten sich Argentiniens Aus-
landsschulden auf über 283 Milli-
arden US-Dollar. Durch Eingriffe in
den traditionell sehr regulierten, ja
abgeschotteten Devisenmarkt ver-
lor der Peso 2018 die Hälfte an
Wert und ein weiteres Zehntel der
Bevölkerung rutschte unter die Ar-
mutsgrenze. Nach Venezuela und

Simbabwe hatte Argentinien im
vergangenen Jahr mit 47 Prozent
die weltweit dritthöchste Infla-
tionsrate. 
Macri, Sohn eines italienischen

Einwanderers, Bauingenieur, Un-
ternehmer, Manager eines großen
Fußballvereins und ehemaliger
Bürgermeister von Buenos Aires,
ist auch an mangelnder politischer
Erfahrung gescheitert. Seine per-
sönlichen Erfolge boten nicht die

Lösung für die chronischen Pro-
bleme, die Argentinien immer tie-
fer in den Abgrund reißen. Man
ging einfach davon aus, dass nach
dem Abschneiden alter Zöpfe der
Aufschwung und die herbeigerede-
ten ausländischen Investitionen
von alleine kämen. Zudem gab es
wenig Rücksicht auf den wichtig-
sten Koalitionspartner und die ge-
sprächsbereite Opposition. Eine
drastische Anhebung der Preise

für Gas, Strom, Benzin, Trink- und
Abwasser sowie im Nahverkehr im
Mai 2016 um teilweise bis zu
2000 Prozent riefen erwartungsge-
mäß heftige Proteste hervor. Die
Subventionsstreichungen zur Wie-
derherstellung der Kreditwürdig-
keit im Ausland trafen auch die In-
haber der kleinen und mittelstän-
dischen Firmen, die ihn neben sei-
nen 30 Prozent Stammwählern zu
Anfang unterstützt hatten. Die Ex-

porte stiegen zwar zunächst an,
doch wird die einheimische Wirt-
schaft dieses Jahr um 1,8 Prozent
schrumpfen.
Eine Phase der Instabilität und

des zunehmenden Protektio-
nismus war schlichtweg die fal-
sche Zeit für einen radikalen Wan-
del und eine Öffnung zur Welt.
Diesen Kontext hat man weder
vorausgesehen noch sich ihm an-
gepasst. Der Feldzug gegen Dro-

gen und Terrorismus war unpopu-
lär, da er keine unmittelbaren
Interessen tangierte. Außerdem ist
Macri fälschlicherweise von der
Möglichkeit eines schnellen Wan-
dels der politischen Kultur ausge-
gangen, in der Autoritarismus, lin-
ker Populismus und Staatsgläubig-
keit fest verankert sind. Wichtige
Teile der öffentlichen Meinung
und der Elite lehnen Veränderun-
gen schlichtweg ab und betrachten
sie als Rückschritt oder als Verlust
an Souveränität. Die argentini-
schen Arbeiter gehören zu den am
besten bezahlten des Kontinents
und profitieren am meisten von
der Isoliertheit. 
Die graue Eminenz hinter Macris

Herausforderer Alberto Fernández,
Fernández’ Vizepräsidentschafts-
kandidatin und Macris direkte Vor-
gängerin im Präsidentenamt, Cri-
stina Elisabet Fernández de Kirch-
ner, agierte zudem sehr geschickt.
Zwar laufen derzeit gegen sie
13 Verfahren wegen Korruption,
fünf davon vor Gericht, doch sie
entging der Untersuchungshaft
bislang nur durch ihre seit 2017
geltende Immunität als Senatorin.
Sie hielt sich dezent im Hinter-
grund, trat während der Kampagne
kaum auf und trug so entscheidend
zur Einheit im peronistischen La-
ger bei, das die mit ihr sympathi-
sierenden 30 Prozent der Argenti-
nier mobilisieren konnte. Als Teil
dieser brillanten Strategie wurde
mit Alberto Fernández zudem ein
moderater, erfahrener, die Men-
schen verbindender Politiker auf-
gestellt. Der von Cristina Elisabet
Fernández de Kirchner von ihrem
Ehemann und Vorgänger im Präsi-
dentenamt, Néstor Kirchner, bei
ihrem Amtsantritt als Präsidentin
2007 übernommene Kabinettschef
entwickelte sich zu einem ihrer
schärfsten Kritiker und bewahrte
ein eigenes Profil. Jetzt muss Fer-
nández in einem Klima der Eupho-
rie und Hoffnung einen Weg aus
der tiefen Krise Argentiniens fin-
den, ohne den Riss zwischen Ver-
tretern zweier völlig unterschied-
licher Gesellschaftsmodelle weiter
zu vertiefen. Markus Matthes

Rolle rückwärts in Argentinien
Die Peronisten unter Alberto Fernández und Cristina Fernández de Kirchner erobern die Macht zurück

Anschläge in
Schweden

Stockholm – In Schweden häufen
sich die Fälle von Sprengstoffan-
schlägen auf öffentliche und pri-
vate Gebäude. Der Nationale Rat
für Gewaltprävention registrierte
allein im Zeitraum von Januar bis
September 173 Anschläge mit
Sprengstoffen. Im gesamten Jahr
2018 wurden in Schweden 
162 Sprengstoffanschläge und 
306 Schießereien gezählt. Betrof-
fen sind dabei nicht nur die Groß-
städte Stockholm, Göteborg und
Malmö sondern auch mittelgroße
Städte und kleinere Ortschaften.
Schwedische Ermittler vermuten
hinter der Serie von Sprengstoff-
anschlägen Machtkämpfe zwi-
schen kriminellen Jugendbanden,
die zunehmend auch im öffent-
lichen Raum ausgetragen werden.
Nach Erkenntnissen der schwedi-
schen Polizei existieren in Gegen-
den mit hohem Anteil von Immi-
granten  mittlerweile etwa 200 kri-
minelle Netzwerke mit mehreren
tausend Mitgliedern. N.H. 

Matteo Salvini und seine
Lega sind wieder da. Die
von der Partei des ehe-

maligen italienischen Innenmini-
sters und Vizeregierungschefs an-
geführte Rechtskoalition erzielte
bei den Regionalwahlen in Um-
brien vom Wochenende mit
58 Prozent der Stimmen für die
gemeinsame Kandidatin für das
Amt des Präsidenten der Region,
Donatella Tesei, einen Erdrutsch-
sieg. Die 61-jährige Juristin konn-
te den parteilosen Unternehmer
Vincenzo Bianconi, den Kandida-
ten der beiden linken Regierungs-
parteien Movimento 5 Stelle
(M5S, Fünf-Sterne-Bewegung)
und Partito Democratico (PD, De-
mokratische Partei), mit fast
30 Prozentpunkten Abstand gera-
dezu deklassieren. Das Ergebnis
ist umso erstaunlicher, als Um-
brien eine traditionelle Hochburg
der Linken ist. Über ein halbes
Jahrhundert lang wurde Umbrien
ununterbrochen von Linkskoali-
tionen regiert. 
Von den Parteien erzielte die

Lega mit 37 Prozent das mit Ab-
stand beste Ergebnis, die zweit-
platzierte PD folgte mit großem
Abstand mit nur 22 Prozent. So-
gar die rechtsextreme Partei Fra-
telli d’Italia (Brüder Italiens)
konnte mit zehn Prozent noch die
Fünf-Sterne-Bewegung, die auf
magere sieben Prozent kam, hin-

ter sich lassen. Dabei war die
Fünf-Sterne-Bewegung bei den
Parlamentswahlen vom März
2018 noch mit 32 Prozent stärkste
Partei des Landes geworden.
Der Zustimmungszerfall der

Fünf-Sterne-Bewegung seit der
Verweigerung der von Salvini er-
strebten Neuwahl des italieni-
schen Parlaments ist geradezu

dramatisch. Salvini sprach von ei-
nem historischen Sieg in Um-
brien. Er interpretierte das Wahl-
ergebnis als Beweis, dass die Re-
gierung in Rom aus M5S und PD
„missbräuchlich“ an der Macht
sei. 
Salvini hatte nach dem Bruch

des Regierungsbündnisses mit der
Fünf-Sterne-Bewegung seine ge-

samte politische Energie in den
Wahlkampf in Umbrien gesteckt
und Dutzende von Wahlkampf-
auftritten absolviert. Die linken
Regierungsparteien blockieren
sich in Rom seit ihrem Amtsan-
tritt gegenseitig. Erst kurz vor
Wahlkampfende konnten sie
sich zu einem gemeinsamen
Auftritt in der umbrischen Re-
gionalhauptstadt Perugia zu-
sammenraffen. Salvini konnte
mit dem Resultat der Regional-
wahl von Umbrien demonstrie-
ren, wie wenig Rückhalt die neue
Regierungskoalition in Rom in der
Bevölkerung hat. 
Salvini möchte in den näch-

sten Monaten bei weiteren Re-
gionalwahlen die Regierung in
Rom sturmreif schießen. Im Ja-
nuar könnten in Kalabrien und
in der Emilia-Romagna weitere
ehemalige rote Hochburgen fal-
len. Die schwere Schlappe der
Regierungsparteien wird die
Spannungen innerhalb der Re-
gierung von Premier Giuseppe
Conte weiter verstärken. Für
Außenminister Luigi Di Maio,
den Chef der Fünf-Sterne-Bewe-
gung, ist die Niederlage in Um-
brien bereits der Beweis, dass
das Experiment einer gemeinsa-
men Wahlliste mit dem PD, das
in Umbrien zum ersten Mal aus-
probiert wurde, keine Wiederho-
lung verdiene. Bodo Bost

Kantersieg für Salvini
Rechtskoalition erobert die einst linke Hochburg Umbrien

AUSLAND

Nach ihrer Wahl
zur Vizepräsiden-
tin und zum 
Präsidenten Ar-
gentiniens: 
Ex-Präsidentin 
Cristina Fernán-
dez de Kirchner
sowie ihr 
ehemaliger 
Kabinettschef Al-
berto Fernández
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Donatella Tesei
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MELDUNGEN

Kahlschlag bei
den Autobauern

Solarstraße ist
gescheitert

Pforzheim – Der Wirtschaftswis-
schenschaftler Rudi Kurz geht von
einem massiven Wegfall von Ar-
beitsplätzen in der deutschen
Automobilindustrie aus. Laut ei-
ner Modellrechnung, die der
Pforzheimer Wissenschaftler im
Auftrag des BUND vorgenommen
hat, könnte allein die Umstellung
vom Verbrennungsantrieb auf die
Elektromobiliät 160000 Arbeits-
plätze kosten. Weitere 150000
Stellen sind durch eine weitere
Steigerung der Produktivität in
Gefahr. Mit neuen Mobilitäts-
dienstleistungen und einer ver-
stärkten Nutzung von öffentlichen
Verkehrsmitteln ist laut der Mo-
dellrechnung bis zum Jahr 2030
sogar mit einem Verlust von insge-
samt etwa 360000 Arbeitsplätzen
in der deutschen Automobilindu-
strie zu rechnen. N.H.

Paris – Das Projekt der weltweit
ersten Autostraße mit Solarpane-
len zur Stromerzeugung muss
nach zwei Jahren als Misserfolg
gewertet werden. Laut einem Be-
richt der französischen Zeitung
„Le Monde“ wurde bei dem Mo-
dellprojekt in der Normandie das
angepeilte Ziel zur Energiegewin-
nung um 50 Prozent deutlich ver-
fehlt. N.H.

Die finanzielle Zufriedenheit der
Deutschen hat laut einer Studie ei-
nen neuen Höchststand erreicht
und zieht sich durch alle Alters-
gruppen. Aufgrund der eher düste-
ren wirtschaftlichen Prognosen
neigen die Bundesbürger aber zum
Sparen.

„Die Deutschen legen seit Jahren
eine robuste Sparkultur an den
Tag. Damit trotzen sie beharrlich
fast allen welt- und geldpoliti-
schen Krisen“, sagte Helmut
Schleweis, Präsident des Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
bands (DSGV), bereits im Vorjahr.
Das Institut präsentiert jährlich
das sogenannte Vermögensbaro-
meter. Angesichts der schlechten
konjunkturellen Aussichten hatten
viele mit einer negativen Stim-
mung gerechnet. Das scheint aber
nicht der Fall zu sein. 
Demnach beurteilen 43 Prozent

ihre gegenwärtige finanzielle Situ-
ation als „gut“ oder „sehr gut“, nur
18 Prozent als „eher schlecht“
oder „schlecht“. Das ist das beste
Ergebnis seit der erstmaligen Er-
stellung des jährlichen Vermö-
gensbarometers der Sparkassen im
Jahr 2005. Damals bewerteten nur
20 Prozent ihre finanzielle Lage
als gut oder sehr gut und 33 Pro-
zent als schlecht oder eher
schlecht. „Die stabile gesamtwirt-
schaftliche Lage der vergangenen
Jahre zeigt hier sicherlich ihre
Auswirkungen“, so der DSGV-Prä-
sident.
Die diesjährige Umfrage wurde

von Mai bis Juni 2019 durchge-
führt. Befragt wurden 5806 Men-
schen ab dem Alter von 14 Jahren
in ganz Deutschland, wobei auf je-
des Bundesland mindestens 300
Befragungen entfallen. Von den
5806 Einzelbefragungen wurden
1000 telefonisch und 4806 online
geführt. Der Unterschied zwischen
den Geschlechtern ist in dieser
Frage nicht sehr ausgeprägt. Män-
ner bezeichnen ihre finanzielle Si-
tuation zu 43 Prozent als (sehr)
gut, Frauen zu 41 Prozent. Sehr
wohl gibt es in dieser Frage jedoch
Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Altersgruppen: Jüngere

sind häufiger mit ihren Finanzen
zufrieden oder sehr zufrieden. So
liegt dieser Anteil bei den 14- bis
29-Jährigen bei überdurchschnitt-
lichen 48 Prozent, bei den 30- bis
39-Jährigen sogar bei 51 Prozent.
Die 40- bis 49-Jährigen liegen etwa
im Durchschnitt. In der zweiten
Lebenshälfte äußern sich weniger
Menschen (sehr) zufrieden: Bei
den 50- bis 59-Jährigen sind es nur
noch 37 Prozent, bei den Men-
schen ab 60 sind es 38 Prozent.

Der anhaltende Niedrigzins be-
einflusst die Menschen allerdings
in stärkerem Maße als in den Vor-
jahren. Für 44 Prozent spielt er
eine (sehr) wichtige Rolle bei
Geldanlageentscheidungen.
Exakt 40 Prozent haben ihr Spar-
verhalten an die Niedrigzinsen
angepasst, wobei mit 46 Prozent
knapp die Hälfte aus dieser Grup-
pe mit der Wahl anderer Anlage-
produkte reagiert hat oder reagie-
ren will. Das gilt überdurchschnitt-

lich oft für Menschen mit höherem
Einkommen oder Vermögen. 
Erstmals nehmen Aktien den er-

sten Rang ein bei der Frage, wel-
che Geldanlagen in der Niedrig-
zinsphase geeignet sind. Auf Platz
zwei stehen wie im Vorjahr Invest-
ment- und Immobilienfonds. Im-
mobilien, bislang auf Rang eins,
sind 2019 auf den dritten Platz ab-
gerutscht.
Interessante Erkenntnisse liefert

eine Neuerung: Die Forscher ha-

ben die Antworten dieses Jahr
erstmals auch nach Wohnlage auf-
geschlüsselt in die vier Kategorien
„Innenstadt“, „Vorstadt“, „ländlich,
aber in Stadtnähe“ sowie „länd-
lich, weit ab von der Stadt“. Wäh-
rend in den städtischen oder stadt-
nahen Wohnlagen sich alle Befrag-
ten ähnlich zufrieden mit der per-
sönlichen finanziellen Situation
zeigten, sieht es auf dem Land of-
fenbar deutlich anders aus: Dort
beurteilten nur 31 Prozent die ei-

gene Lage als „gut“ oder „sehr
gut“. Knapp jeder vierte dort sieht
seine Finanzen dagegen als „eher
schlecht“ oder „schlecht“ an.
Schleweis sieht hier nicht nur

die Gesellschaft, sondern vor al-
lem die Politik in der Verantwor-
tung: „Sie muss mit dezentralen
Strukturen und gelebtem Födera-
lismus helfen, die Unterschiede zu
minimieren oder gar nicht erst
entstehen zu lassen. Und sie muss
selbsttragende Strukturen ermög-

lichen und unterstützen.“ Er for-
dert solide Rahmenbedingungen
für ein nachhaltiges und gerecht
verteiltes Wachstum: „Damit wären
auch die Weichen für eine Norma-
lisierung der Geldpolitik gestellt.
Und Sparer könnten endlich wie-
der mit Ertrag sparen.“
Größte Sorge unter den Befrag-

ten ist nach wie vor die Altersar-
mut. Mit Altersarmut rechnen vor
allem die Menschen in den Innen-
städten und in stadtfernen länd-

lichen Gegenden. Von den sechs
Zehnteln der Befragten, die an der
Wirksamkeit ihrer Altersvorsorge-
maßnahmen zweifeln, ist das etwa
jeder Dritte.
Bei der Frage nach der finanziel-

len Lage lässt sich zudem ein klei-
nes West-Ost-Gefälle beobachten:
Den geringsten Anteil an „gut“-
oder „sehr gut“-Antworten haben
die neuen Bundesländer Sachsen,
Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen mit je-

weils 38 Prozent – also fünf Pro-
zentpunkte unter dem Bundes-
durchschnitt. Allerdings: Die
Unterschiede zwischen Ost- und
Westbundesländern sind nicht so
ausgeprägt wie die Differenzierung
nach Wohnlage. „Altersarmut ist
nach wie vor eine zentrale Sorge
und auf dem Land schätzen die
Menschen ihre Situation schlech-
ter ein als in der Stadt. Das sind
die beiden zentralen Aussagen“, so
Schleweis. Peter Entinger

Zufrieden, aber pessimistisch
Die Gegenwart empfinden viele Deutsche als finanziell weniger problematisch als die Zukunft

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.918.313.272.186 €
Vorwoche: 1.918.353.979.204 €

Verschuldung pro Kopf:
23.106 €
Vorwoche: 23.107 €

(Dienstag, 5. November 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WIRTSCHAFT

Kommentierte
das von seinem

Haus auch dieses
Jahr wieder prä-

sentierte soge-
nannte Vermö-

gensbarometer: 
Helmut Schleweis,
seit vergangenem
Jahr Präsident des

Deutschen Spar-
kassen- und Giro-
verbandes (DSGV)

Bild: Deutscher 
Sparkassen- und 

Giroverband
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Gegen alle gern vorgebrach-
ten Beteuerungen, wie
wichtig Ziele und Program -

matik einer Partei seien, spielt das
Führungspersonal eine nicht zu
unterschätzende Rolle. Der Wähler
will Köpfe sehen. Dies hat zum ei-
nen eine irrationale Komponente,
sonst wäre so manche Wiederwahl
unverständlich, zum anderen müs-
sen die angebotenen Inhalte
durchgesetzt werden, was nur
mittels Personen geschehen kann.
Es hat seinen Grund, dass Wahl-
plakate wesentlich mehr mit Gesichtern
als mit Texten werben.
Personell völlig am Ende ist die SPD.

Wer kennt die Bewerber um den Vorsitz?
Einigen fällt vielleicht noch Olaf Scholz
ein, zurzeit Bundesfinanzminister. Der
Name seiner „Tandem“-Kollegin – ir -
gendjemand war auf die Idee gekommen,
dass die Partei in Zukunft von einem ge-
teilten Mann-Frau-Vorsitz geführt werden
muss – ist kaum geläufig. Es handelt sich
um Klara Geywitz, die soeben ihr Bran-
denburger Landtagsmandat verloren hat.
Das Geheimnis, was sie für die Führung
der Partei Willy Brandts qualifizieren soll,
hütet diese wie ihren Augapfel. 
Ein zweites „Tandem“ wurde neulich

auch noch einmal verstärkt genannt, das
des ehemaligen nordrhein-westfälischen
Finanzministers Norbert Walter-Borjans
und der – nicht ehemaligen, das ist in
diesem Kreis schon herauszuheben –
Bundestagsabgeordneten Saskia Eskens.
Der Bekanntheitsgrad von Herrn Walter-
Borjans dürfte begrenzt sein, für Frau
Eskens gilt Ähnliches wie für Frau Gey -
witz. Beide „Tandems“ – Scholz/Geywitz
und Walter-Borjans/Eskens – hatten sich
gegen andere durchgesetzt und gehen
demnächst in die Stichwahl um den SPD-
Vorsitz (siehe auch Seite 24). 
Wer auch immer gewinnt, es interes-

siert eigentlich niemanden mehr so rich-
tig, weder außerhalb noch innerhalb der
SPD. Sage und schreibe 53 Prozent der
Sozialdemokraten gaben ihre Stimme ab.

Das heißt, fast der Hälfte der Parteimit-
glieder ist es ziemlich egal, wer in Zu-
kunft den Vorsitz führt, oder sie haben
angesichts der Kandidatenliste resigniert.
Von „Kanzlerkandidatur“ wird bei der
SPD nicht mehr ernsthaft gesprochen.
Hat die CDU mehr zu bieten? Immer-

hin sind deren Wahlergebnisse „noch
nicht einstellig“, wie die Politikprofesso-
rin Ursula Münch in einem
Interview mit dem
Deutschlandfunk betont.
Unklar bleibt, was Frau
Münch, die als Kuratori-
umsmitglied der Konrad-
Adenauer-Stiftung den
Christdemokraten sicher
nicht unfreundlich geson-
nen ist, zu diesem „noch“
verleitet hat. In puncto Per-
sonal, dessen Bekannt-
heitsgrad insgesamt etwas
höher zu veranschlagen
sein dürfte als das der SPD,
ist der Typus „erfolgreicher
Hoffnungsträger“ ebenfalls
nicht gerade im Überfluss
vorhanden. 
Dafür eine ganze Reihe von Verlierern.

In Baden-Württemberg stellte die CDU
von 1953 bis 2011 ununterbrochen den
Ministerpräsidenten, über nicht wenige
Legislaturperioden mit absoluter Mehr-
heit. Hatte Stefan Mappus schon 2011 das
Amt des Ministerpräsidenten verloren, so
legte Spitzenkandidat Guido Wolf 2016

kräftig nach, die Partei kam gerade noch
auf 27 Prozent. Der Vorsitzende Thomas
Strobl führte die CDU als Juniorpartner
in eine Koalition mit den Grünen, was
ihm selbst das Innenministerium und
Wolf trotz des angerichteten Desasters
das Justizministerium einbrachte. Nach
einem baldigen Regierungswechsel sieht
es nicht aus. Ingo Senftleben, der vor der

Wahl in Brandenburg am 1. September
dieses Jahres über eine Koalition mit der
Linkspartei nachdachte, erreichte für die
CDU nicht einmal 16 Prozent. Nur wider-
strebend ließ er sich nach der Abstim-
mung aus dem Amt entfernen. 
Ebenfalls herbe Verluste eingefahren

hat Michael Kretschmer am selben Tag in

Sachsen. Sein Bundestagsmandat hatte er
bereits 2017 verloren, seine Partei be-
lohnte ihn dafür mit dem gerade vakan-
ten Posten des sächsischen Ministerpräsi-
denten. Seit der Landtagswahl, bei der
die CDU über sieben Prozentpunkte ver-
loren hat, versucht Kretschmer eine der
sich momentan großer Beliebtheit erfreu-
enden „Alles-nur-nicht-mit-der-AfD-Koa-

lition“ zu schmieden. 
Was CDU-Wahlverlierer

Mike Mohring in Thürin-
gen machen wird, ist bis-
lang unklar. Überlegungen,
mit der Linkspartei zu-
sammenzugehen, hat auch
er zumindest schon laut ge-
äußert. Mit Spitzenkandi-
dat Mohring hat die Partei
weniger als 22 Prozent er-
reicht, was einen Verlust
von mehr als einem Drittel
der Stimmen bedeutet.
Dass man angesichts eines
solchen Wahlergebnisses
von sich aus und vor allem
im Sinne der eigenen Partei
seinen Posten zur Verfü-

gung stellen könnte, scheint nicht nur
Herrn Mohring unbekannt zu sein.
Infolge der Thüringen-Wahl oder bes-

ser gesagt, dadurch angestoßen, kam Be-
wegung in die Frage, wie es um die näch-
ste CDU-Kanzlerkandidatur bestellt ist.
Ein gewisser Friedrich Merz, von dem
niemand so richtig weiß, was er als Poli-

tiker geleistet hat und der zuletzt
dadurch wahrgenommen wurde,
dass er beleidigt den Raum verließ,
als man ihn nicht zum Parteivorsit-
zenden wählte, hat sich zu Wort
gemeldet und das Erscheinungs-
bild der Bundesregierung als „grot-
tenschlecht“ bezeichnet. Da mag
man ihm nicht widersprechen.
Allerdings steht er tatsächlich im

Verdacht, Ambitionen auf das
Kanzleramt zu haben. Die zeigt
auch Annegret Kramp-Karrenbau-
er, die sich wenigstens bei der Ab-

stimmung um den CDU-Vorsitz gegen
Merz durchgesetzt hatte, wenn auch
knapp. Jedoch ist ihr die Presse seitdem
erstaunlich wenig gut gesonnen. Als Ver-
teidigungsministerin macht sie eine noch
schlechtere Figur als ihre Vorgängerin. 
CDU-Mann Elmar Brok, fast 40 Jahre

Mitglied des Europa-Parlaments, dessen
Hauptqualifikation darin bestand, immer
da zu sein, schlug unlängst CSU-Chef
Markus Söder als Kanzlerkandidaten vor.
CDU und CSU agieren im Bund bekannt-
lich gemeinsam. Offenbar ist Brok ent-
gangen, dass die CSU gesamtdeutsch
wohl immer als bayerische Partei wahrge-
nommen wird und ein entsprechender
Kandidat, selbst bei guter Ausgangslage
für die Union, von vornherein wenig
Chancen auf einen Sieg hat, wie die An-
läufe von Franz Josef Strauß 1980 und Ed-
mund Stoiber 2002 gezeigt haben. Im Fal-
le von Söder kommt hinzu, dass er 2018
mit reichlich 37 Prozent und damit ei-
nem Verlust von über zehn Punkten das
schlechteste Landtagswahlergebnis für
die CSU seit 1950 eingefahren hat.
Der Einzige auf weiter Flur, der als

Unions-Kanzlerkandidat genannt wird
und einen Wahlsieg im Sinne von Stim-
menzuwachs vorzuweisen hat, ist Armin
Laschet in Nordrhein-Westfalen. Bei ihm
bräuchte sich die derzeitige Kanzlerin 
– für den Fall, dass die CDU abermals
den Regierungschef stellt – am wenigsten
Sorgen darüber zu machen, dass ihre Po-
litik nahtlos fortgesetzt wird.

Das endlose Gezerre um
das Berliner Einheits-
denkmal ist eigentlich

zum Lachen. FDP-Generalsekre-
tärin Linda Teuteberg ist ver-
ständlicherweise entnervt: „Das
endlose Planungschaos um diese
Einheitswippe zeigt: Irgendwas
ist immer − mit Berlins Senats-
Bürokraten ist kein Staat zu ma-
chen.“ 
Seit mehr als 20 Jahren, Hel-

mut Kohl war damals noch
Kanzler, kreist die Debatte um
ein würdiges Denkmal zur Deut-
schen Einheit in Berlin. Schließ-
lich einigten sich die Verant-
wortlichen auf eine gigantische,
b e g e h b a r e
Schale vor der
Westfassade des
als Humboldt-
forum wieder-
e r s t e h e nd en
Schlosses.
Schon der

Entwurf machte einen merk-
würdigen Eindruck. Ihm geht al-
les Erhabene ab. Dabei handelt
es sich um den historischen Tri-
umph von Einheit und Freiheit
zum Ende eines von entsetz-
lichen Verwerfungen zerfurch-
ten Jahrhunderts, der hier ein
sichtbares Zeichen erhalten soll.
Die Einheitswippe, wie der
Volksmund den Entwurf schnell
taufte, strahlt dagegen Lauheit
und fast schon Gleichgültigkeit
aus. Wie eine Pflichtübung, ent-
worfen und beschlossen von
Menschen, die mit dem histori-
schen Anlass, der hier gewür-
digt werden sollte, wenig anfan-
gen können.
Nun hat sich die Realisierung

des Entwurfs immer wieder ver-
schoben. Jetzt sollen Fleder-
mäuse, die ihre Heimstatt an der
Stelle gefunden haben, den
nächsten Hinderungsgrund ab-
geben. Lächerlich.
Dass die an anderer Stelle

vielfach belegte Unfähigkeit der
Berliner Stadtbürokratie an der
peinlichen Geschichte ihren er-
heblichen Anteil hat, mag nie-
mand bezweifeln, der sich nur
die unglaubliche Geschichte des
immer noch nicht fertiggestell-
ten Großflughafens BER vor Au-
gen führt.
Doch hier kommt womöglich

noch etwas anderes ins Spiel.
Nämlich jener Aspekt, der sich
in dem mutlosen Entwurf be-
reits manifestiert. Der Triumph,
dessen gedacht werden soll,
wurde von jenen, die heute in
Berlin das Sagen haben, nicht
als Sieg, sondern als historische

Niederlage, als
Schmach emp-
funden. Ent-
sprechend ge-
ring bis nicht
vorhanden ist
ihre Motivation,
das Projekt an-

gemessen voranzubringen. 
An der Spree dominiert eine

„Elite“, die im Kern ihres Be-
wusstseins diesem Land, seiner
Geschichte und daher erst recht
seinen Erfolgen misstrauisch bis
zutiefst ablehnend gegenüber-
steht. Insbesondere Daten wie
der 17. Juni 1953 und das Ende
der DDR haben sie zu Gegnern
ihres eigenen Volkes gemacht,
weil diese Nation sich im Zwei-
fel immer wieder gegen linksra-
dikale Machtansprüche zur
Wehr gesetzt hat, mal ohne, mal
mit Erfolg.
Die Distanz, die in weiten Tei-

len der politischen Linken
Deutschlands zum eigenen Volk
gewachsen ist, zeigt sich auf vie-
lerlei Weise. Die traurige, peinli-
che und skandalöse Geschichte
des „Einheitsdenkmals“ ist nur
ein Gesicht dieser tiefen Ent-
fremdung. Aber eines, das be-
sonders plastisch demonstriert,
welche Kräfte hier am Wirken

Mehr als peinlich
Von Hans Heckel

Faschistisch vs. »Faschisten«?
Von Rolf Stolz

Man muss den thüringi-
schen AfD-Spitzenkan-
didaten Björn Höcke,

den „Flügel“ oder die Identitären
nicht lieben. Aber auch wer diese
angeblichen Verfassungsfeinde
ablehnt, sollte den kritischen Di-
alog dem Antifaknüppel vorzie-
hen.
Nur betätigen gerade diejeni-

gen, die täglich die Spaltung der
Gesellschaft beklagen, sich nur
zu gern als Heckenschützen im
verbalen Bürgerkrieg, so auch
die SPD. Thomas Kutschaty, ihr
Fraktionsvorsitzender in NRW,
verlangt von allen im Landtag
vertretenen Parteien eine „frei-
willige Erklärung“, dass „keine
Mitarbeiter mit Nähe zur Identi-
tären-Bewegung oder anderen
vom Verfassungsschutz als ver-
fassungsfeindlich eingestuften
Organisationen in ihren Reihen

beschäftigt werden“. Eine Partei,
die im Kaiserreich, unter den Na-
tionalsozialisten und in der
SBZ/DDR verfolgt wurde, lässt
den nach der Ausbootung Hans-
Georg Maaßens arg gezausten
Verfassungsschutz entscheiden,
wer im Umfeld
des Parlaments
politisch arbei-
ten darf. 
Bekannt l i ch

sind die Identitä-
ren nicht verbo-
ten, sie werden
von den Schlapphüten lediglich
beobachtet – und schon das ist
mehr als fragwürdig gegenüber
einer strikt friedlichen Jugendbe-
wegung. Kutschaty aber findet es
„schwer erträglich“, dass im
Landtag Menschen arbeiten, die
„auch nur eine Nähe zu Organi-
sationen wie diesen aufweisen“.

Was heißt hier die Gummifor-
mulierung „Nähe“? Reicht ein ge-
meinsamer Restaurantbesuch?
Muss auch unter der Bettdecke
geforscht werden? Viele ehemali-
ge SPDler finden ihre einstige
Partei „schwer erträglich“. Deren

Führer jedenfalls
scheinen zu hof-
fen, dass gleich
und gleich sich
gern gesellt und
ihr nun Denun-
zianten und
Menschenjäger

zuströmen, damit der große
Austausch bei der Mitglied-
schaft funktioniert. 
Aber schlimmer geht immer:

Campact, eher eine US-basierte
Lobbyistenfirma zur Adressen-
verwertung und politischen Mei-
nungsmache als eine Bürgeriniti-
ative, startet eine Unterschriften-

sammlung mit der Forderung an
den hessischen CDU-Kulturmini-
ster Alexander Lorz, den beur-
laubten Lehrer Björn Höcke aus
dem Beamtenverhältnis zu ent-
lassen. Begründung: Er sei „ge-
richtlich als Faschist bestätigt“,
und „Faschismus und Verfas-
sungstreue passen nicht zusam-
men“. Wenn die Verleumdung
nicht gerichtlich verboten wird,
weil ein Gericht diese als Mei-
nungsäußerung hinnimmt, neh-
men die Verleumder das als juri-
stisches Testat. Wer gibt es ihnen
schriftlich, dass sie die wahren
Neonazis sind? Speziell einer
Deppin, die als Begründung für
ihre Unterschrift gegen Höcke
schreibt: „Dreck muss weg“, kann
man nur zu einem Grundkurs
Psychologie raten: Ehe man seine
Defekte auf andere projiziert,
sollte man in den Spiegel blicken.

Verlangt von 
anderen 
Parteien, keine
Mitarbeiter 
einzustellen, 
denen man eine
Nähe zu „Verfas-
sungsfeinden“
nachsagt:
Der SPD-Opposi-
tionsführer im
Landtag von
Nordrhein-West-
falen, Thomas
Kutschaty

Bild: imago/Sven Simon

Heckenschützen im
verbalen Bürgerkrieg
schießen daneben

Was das Gezerre
um die Einheitswippe

auch aufdeckt

Ehemalige Volkparteien: 
Gewinnen war gestern

Von ERIK LOMMATZSCH

FORUM

Lauter Verlierer: Das Spitzenpersonal der CDU fischt im Trüben
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Mauerfallfotos
von Moses

Berlin − Zum 30. Jahrestag des
Mauerfalls und der friedlichen
Revolution zeigt das Bröhan-
Museum in der Schloßstraße 1a
vom 8. November bis 19. April
2020 die Ausstellung „Stefan
Moses – Abschied und Anfang“.
In der Umbruchphase von
1989/90 nutzte der Münchner
Fotograf Moses die Chance, mit
seiner Serie „Abschied und
Anfang“ die DDR-Bevölkerung zu
porträtieren, und setzte damit
einer Gesellschaft im Wandel ein
fotografisches Denkmal. Internet:
www.broehan-museum.de tws

Ein Gang durch Plowdiw ist eine
Reise durch Bulgariens Geschich-
te. Alle Kulturen, die auf bulgari-
schem Boden im Laufe der Jahr-
hunderte lebten, hinterließen hier
ihre Spuren. An einem Ort – das
ist einzigartig. Erst in diesen
Tagen wurden ein neues Museum
und ein Kulturzentrum eröffnet.

Plowdiw im Herzen Bulgariens
zu Füßen der waldreichen Rho-
dopen darf sich dieses Jahr mit
dem Titel Kulturhauptstadt Euro-
pas schmücken. Mit knapp
347000 Einwohnern ist es hinter
Sofia (1,2 Millionen) Bulgariens
zweitgrößte Stadt. Plowdiws kul-
turelles Erbe konzentriert sich auf
die Altstadt, die eine wahre
Offenbarung ist. 
Niemand erwartet hier ein klei-

nes Rom. Niemand eine Art
Rothenburg aus der Zeit der
Wiedergeburt, in der die Bulgaren
im 18./19. Jahrhundert das 500-
jährige „osmanische Joch“ ab -
schüttelten, um in einer eigenen
Auslegung des europäischen Ba -
rocks zu schwelgen. Dabei ent-
wickelte sich im wohlhabenden
Plowdiw das Wohnhaus zum
prächtigen Bürgerhaus und
wurde zum Inbegriff des Wieder-
geburtshauses in Bulgarien
schlechthin. 
Und wer hätte ausgerechnet

hier dieses Feuerwerk an elegan-
ten Fassaden in einer Mischung
aus Jugendstil, Wiener Secession
und Historismus erwartet? Sie
sind das Resultat eines Neubau-
plans für die Stadt nach der
Befreiung unter Leitung des im
böhmischen Nový Bydžov gebo-
renen tschechisch-bulgarischen
Architekten Josef Schnitter
(1852–1914), der von 1878 bis
1914 Chefarchitekt und Stadtinge-
nieur von Plowdiw war. Der Lauf
der Geschichte beendete die
Transformation vorzeitig. In Plow-
diws schicker Einkaufsstraße zu
beiden Seiten des Rathauses
hinterließ Schnitter jedoch ein
eindrucksvolles Denkmal.
In den Blickpunkt der Ge -

schichte rückte die Stadt 342 v.

Chr., als der Vater Alexanders des
Großen, Philipp II. von Makedo-
nien, sie erobert und nach ihm
Philippopolis nennt. 400 Jahre
später gehört sie den Römern und
wird Hauptstadt der Provinz
Thrakien. Für den antiken
Schriftsteller Lukian von Samosa-
ta ist sie „die größte und schönste
aller Städte“ in Thrakien. Bis
heute steht Plowdiw auf der Liste
der schönsten antiken Städte. 
Mosaike, Plastiken, Reliefs,

Inschriften … immer neue Funde

kommen ans Licht. Erst im Okto -
ber 2010 wurde das Archäologi-
sche Regionalmuseum mit einer
der bedeutendsten Sammlungen
thrakischer und antiker Kunst,
darunter berühmte Gold- und Sil-
berschätze, samt zweisprachiger
Beschriftung (Bulgarisch, Eng-
lisch) neu eröffnet. 
Einem Krimi gleich war die

Geschichte um die thrakische
Helm-Maske aus dem ersten Jahr-
hundert. 1995 von zwei Bewaffne-
ten aus dem Museum gestohlen,
konnte sie erst 2015 vom bulgari-

schen Geheimdienst gefunden
und zurückgebracht werden. 
Wahre Hingucker sind die vo -

gelgesichtigen Figurinen aus der
Jungsteinzeit im Stil der geheim-
nisvollen südosteuropäischen
Vinca-Kultur. In der Region Plow-
diw sind mehr als 150 prähistori-
sche Siedlungen bekannt. Drei
davon befinden sich auf dem Ter-
ritorium der heutigen Stadt. 
In den vergangenen 60 Jahren

haben Archäologen 25 der prähi-
storischen Siedlungen untersucht

und deren Fortbestehen zwischen
6000 und 1200 v. Chr. nachgewie-
sen. Plowdiws Anspruch, Europas
älteste durchgehend bewohnte
Stadt zu sein, steht damit auf wis-
senschaftlich begründeten Füßen. 
Lange schlummerte Plowdiws

antikes Erbe sieben Meter unter
dem Stadtniveau, bis man 1955
mit systematischen Ausgrabungen
begann. Wo heute das Hauptpost-
amt steht, befindet sich die Aus-
grabung des römischen Forums.
In dem Steingewirr am besten zu
erkennen ist das bereits restau-

rierte Odeon mit seinen hoch auf-
ragenden Säulen. 
Höhepunkte auf dem Römer-

weg durch die Stadt aber sind das
römische Stadion und das römi-
sche Theater. 1980 machte das
Olympische Feuer auf seinem
Weg von Athen nach Moskau in
dem antiken Stadion Zwischen-
station. Dessen Nordteil ist zu -
gänglich. Der Großteil der 240
Me ter langen und 50 Meter brei-
ten Anlage versteckt sich aber un -
ter der Fußgängerzone der Ein-

kaufsstraße. Regelrecht wiederge-
boren wurde das antike Theater.
Erst 1968 entdeckt und bis 1984
ausgegraben und konserviert,
erfüllt es heute wieder seine an -
gestammte Funktion. Etwa beim
jährlichen Freiluft-Festival der
Staatsoper Plowdiw, bei dem das
Opernorchester dank der hervor-
ragenden Akustik glänzen kann. 
Im 4. Jahrhundert übernahm

Byzanz die Herrschaft über die
Provinz und Philippopolis wurde
Bischofsstadt. Eine Sensation war
1982 die Entdeckung der Bi -

schofsbasilika. Ein Münzfund aus
der Zeit des von 308 bis 324 herr-
schenden römischen Kaisers Lici-
nius lässt darauf schließen, dass
die Basilika mit zu den ersten
gehört, die nach der konstantini-
schen Wende 313 erbaut wurden.
Mit rund 100 Metern Länge und
40 Metern Breite gehört sie zu
den besonders großen Kirchen-
bauten aus römischer Zeit. 
Die eigentliche Sensation aber

sind die 2000 Quadratmeter gut
erhaltener römischer Mosaike.
Ihre Erforschung, Restaurierung
und Präsentation musste jedoch
warten, bis die America for Bulga-
ria Foundation 2014 die Finanzie-
rung übernahm. Mit der Eröff-
nung am 7. November dieses Jah-
res wird das darüber erbaute
Museum inklusive modernem
Kulturzentrum der Öffentlichkeit
übergeben. Plowdiw erhofft sich
durch das ansprechende Groß-
projekt einen Platz auf der
UNESCO-Welterbeliste.
Vermutlich durch ein Erdbeben

war der erste Mosaikboden zer-
stört worden. Anstatt ihn auszu-
bessern, schüttete man ihn zu und
zog einen neuen zweiten darüber.
Beide Böden werden gezeigt: der
ältere in situ im Erdgeschoss des
neuen Museums, der neue eine
Etage darüber. Die Mosaike
umfassen über 100 Medaillons
verschiedener Vogelarten: vom
tanzenden Perlhuhn bis zum Rad
schlagenden Pfau. Einen kurzen
Fußmarsch entfernt werden wei-
tere kostbare römische Mosaike
einer frühchristlichen kleinen
Basilika von einem schon 2014
dank der Stiftung America for
Bulgaria errichtetem Museums-
bau beschützt.
Plowdiw erstarrt jedoch nicht

in Geschichte. Die Universitäts-
und Messestadt ist erfreulich
lebendig. Neues Szeneviertel
wurde zum Kulturhauptstadt-Jahr
das zu neuem Leben erweckte
Altstadtviertel Kapana, dem man
nur wünschen kann, dass seine
Cafés und Kneipen auch über
2019 hinaus Anziehungspunkt
bleiben. Helga Schnehagen

Bulgariens Schatzgrube
Europas Kulturhauptstadt Plowdiw überrascht mit antikem Erbe – Ein neues Museum zeigt alte Mosaiken

Ein Riesenpuzzle aus römischer Zeit: Freigelegte Mosaiken in Plowdiw Bild: Anthony Georgieff

Rosarote Zukunft
Hoffen auf den großen Wurf – Der Mauerfall in Film und Literatur

»Heimat« auf Chinesisch
Mit Lorbeeren aus Berlin – Neu im Kino: »Bis dann, mein Sohn«

Große Ereignisse erzeugten
früher mal große Kunst.
Der Trojanische Krieg

spiegelt sich in Homers „Ilias“,
ohne den Dreißigjährigen Krieg
wäre nicht Grimmelshausens
„Simplizissimus“ entstanden, Na -
poleons Niederlage in Russland
inspirierte Tolstoi zu „Krieg und
Frieden“, und der Zweite Welt-
krieg brachte eine Unzahl bedeu-
tender Werke in Literatur („Die
Blechtrommel“), bildender Kunst
(„Guernica“) oder Film („Schind-
lers Liste“) hervor.
War die friedliche Revolution

von 1989 so unbedeutend, dass
seither keine große Kunst dazu
entstanden ist? Oder war sie
schlicht zu unbegreiflich? Künst-
lerisch nicht zu überbieten war
nur die Graffiti-Kunst an der Ber-
liner Mauer. Doch so wie sie heut-
zutage in einigen wenigen Mauer-
blöcken aufgelöst in Museen
steht, so picken sich Literaten und
Filmemacher eher Teilaspekte des
Mauerfalls heraus. Auf den gro-
ßen Wenderoman oder Mauerfall-
film, so klagen manche Kritiker,
warte man bis heute.
Nur im weiteren Umfeld dazu

sind starke Werke entstanden.
Uwe Tellkamps „Der Turm“ ge -
hört zu den wichtigsten Romanen
der Nach-Wendezeit. Hier mündet
das epische Geschehen ebenso im
Mauerfall wie in Florian Henckel

von Donnersmarcks oscarprä-
miertem Film „Das Leben der
Anderen“. Der Mauerfall dient
hier als Schlusspunkt einer Epo-
che. Der Neuanfang, wie ihn viele
DDR-Bewohnerer nach 1989 er -
lebten, blieb aber ausgeklammert.
Manche Autoren wie Thomas

Brussig, der 1995 mit dem Roman

„Helden wie wir“ die Mauer auf
obszöne Weise zu Fall brachte,
flüchteten sich in Satire. Auf
ebenfalls humorige Weise tat dies
vier Jahre später Leander Hauß-
mann in seinem Film „Sonnenal-
lee“. Ernsthafter ging es da in
Erichs Loests später auch verfilm-
tem Roman „Nikolaikirche“ von

1995 zu, der die Montagsproteste
in Leipzig thematisiert. 
Im Film bleibt Christian Schwo-

chows TV-Streifen „Bornholmer
Straße“ von 2014 in Erinnerung,
der auf ebenso witzige wie rühr-
selige Weise die Nacht der Mau-
eröffnung rekonstruiert. Rechtzei-
tig zum 30. Jahrestag des Mauer-

falls sind im Kino derzeit zwei
weitere Filme zu sehen: „Zwi-
schen uns die Mauer“ und „Im
Niemandsland“, die jeweils eine
Ost-West-Liebesgeschichte zum
Thema haben. Wenigstens im
Film steht Deutschland nach der
Vereinigung noch eine rosarote
Zukunft bevor. Harald Tews

Die Heimat entwickelt sich
im Medium Film zum
Dauerbrenner. Der Filme-

macher Edgar Reitz hatte mit sei-
ner monumentalen „Heimat“-
Saga das Genre einst völlig neu
definiert. Auf seinen Spuren wan-
delt nun der Chinese Wang Xiao -
shuai. Der aus Shanghai stam-

mende Regisseur plant eine Hei-
mat-Trilogie, deren erster Teil mit
der Empfehlung zweier Silberner
Bären für die beiden Hauptdar-
steller bei der diesjährigen Berli-
nale am 14. November in die
Kinos kommt.
Unter dem deutschen Titel „Bis

dann, mein Sohn“ ist ein drei-

stündiges Epos zu erleben, von
dem man keine Minute verpassen
will. Erzählt wird die einen Zeit -
raum von über 30 Jahren über-
brückende Geschichte eines Paa-
res, ihre leidvolle Erfahrung mit
der „Ein-Kind-Politik“ im Norden
des kommunistischen China, ihre
Trauer um ihren in einem Stausee

er trunkenen einzigen Sohn, ihr
Schicksal als entlassene Fabrikar-
beiter im marktwirtschaftlichen
China und ihr Neuanfang mit
einem rebellischen Adoptivsohn
in einer Hafenstadt im Süden.
Das Raffinierte an dem Film ist

die Erzählstruktur. Das Gesche-
hen wird weitgehend in Rück -

blenden vom Jahr 2011 aus
erzählt, wobei auf Einblendungen
von Ort und Jahr verzichtet wird.
Man muss sich selbst einen Reim
auf das chronologische Wirrwarr
machen. Als Navigationshilfe
dient das sich durch Bauboom
und Digitalisierung verjüngende
China. Gegenläufig dazu altert
das Ehepaar in Würde weiter. 
Die leise Transformation der

beiden Hauptdarsteller Wang
Jingchun als Herr Yaojun und
Yong Mei als Frau Liyun von
jugendlichen Arbeitern zu älteren
Silberlocken, ist tatsächlich mei-
sterlich und preiswürdig. Die jün-
gere Geschichte Chinas passt
dazu als idealer Rahmen für die-
ses Porträt, bei dem es auch um
Vergangenheitsbewältigung geht.
So ist es eine ehrgeizige Ver-

wandte, die als Funktionärin in
ihrer Fabrik die „Ein-Kind“-Quote
einhalten will und Frau Liyun zur
Abtreibung eines zweiten Kindes
zwingt. Als danach auch noch der
einzige leibliche Sohn des Paares
beim Badeunfall stirbt, bei dem
der Sohn der Funktionärin eine
Mitschuld trägt, herrscht nicht
etwa Verbitterung oder gar Rach-
sucht. Am Ende kommt es zur
Versöhnung. Es ist auch eine Ver-
söhnung mit der wenig ruhmvol-
len Geschichte des eigenen Lan-
des. Das macht diesen Heimatfilm
zutiefst menschlich. H. Tews

Picknick am Grab des Sohnes: Die Eltern Yaojun und LiyunGrenzstopp: Szene aus dem Kinofilm „Zwischen uns die Mauer“

Preußenstiftung
wird gerügt

Berlin − Wegen des schlechten
Zustands vieler Museumsbauten
ist die Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz (SPK) vom Bundesrech-
nungshof gerügt worden. Viele
von der SPK verwaltete Museen
wie der Dahlemer Museumskom-
plex oder das Kunstgewerbemu-
seum am Kulturforum rotten vor
sich hin. Während der Bund
Großprojekte wie den Bau des
Museums der Moderne oder die
Sanierung des Pergamonmu-
seums mitfinanziert, müssten
Erhaltungskosten für andere Häu-
ser von den Betriebskosten getra-
gen werden, klagt die SPK. tws
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Schulbildung 
in der DDR

Lohr am Main − Beginnend mit
dem Jahrestag des Mauerfalls
erinnert eine Ausstellung im Loh-
rer Schulmuseum bis zum 3. Ok -
tober 2020 an die Schulbildung in
der DDR, deren erklärtes oberstes
Ziel „die Bildung und Erziehung
allseitig und harmonisch entwik-
kelter sozialistischer Persönlich-
keiten“ war. Sendelbacher Straße
21, 97816 Lohr am Main, Internet:
www.lohr.de/schulmuseum tws



„Gestern Nacht war das deut-
sche Volk das glücklichste auf
der Welt.“ Mit diesen Worten
trat am 10. November 1989 Ber-
lins Regierender Bürgermeister
Walter Momper sein Amt als
Bundesratspräsident an. Die
Nacht davor hatte er nicht ge-
schlafen. Er war an der Berliner
Mauer, als sich am 9. November
vor 30 Jahren die Grenze mitten
durch Berlin und durch
Deutschland öffnete, als über-
glückliche Menschen die Mauer
stürmten. 

Günter Schabowski, gerade
neu im Amt des regierungsamt-
lichen Verlautbarungssprechers,
sorgte für den Dammbruch, der
das sozialistische Regime der
DDR hinwegfegte. Unter dem
Druck der massiven, stetig an-
wachsenden Flüchtlingswelle
aus der DDR hatte Ost-Berlin
das Reisegesetz geändert. Dazu
wurde Schabowski bei einer
Pressekonferenz gefragt. Das
Fernsehen übertrug die Konfe-
renz. Weit ausschweifend beant-
wortete Schabowski die Frage
zum Reisegesetz. Das war wenig
aufregend, bis er sagte: „Deshalb
haben wir uns dazu entschlos-
sen, heute eine Regelung zu tref-
fen, die es jedem Bürger der
DDR möglich macht, über
Grenzübergangspunkte der DDR
auszureisen.“ 

Ein Reporter fragte, ab wann
das neue Gesetz gelten solle.
Schabowski blätterte in Zetteln,
die ihm zuvor der neue SED-Ge-
neralsekretär Egon Krenz zuge-
steckt hatte, dann las er vor:
„Privatreisen nach dem Ausland
können ohne Vorliegen von Vor-
aussetzungen, Reiseanlässen
und Verwandtschaftsverhältnis-
sen beantragt werden. Die Ge-
nehmigungen werden kurzfristig
erteilt. Die zuständigen Abtei-
lungen Pass- und Meldewesen
der Volkspolizei-Kreisämter in
der DDR sind angewiesen, Visa
zur ständigen Ausreise unver-
züglich zu erteilen, ohne dass

darin noch geltende Vorausset-
zungen für eine ständige Ausrei-
se vorliegen müssen. Ständige
Ausreisen können über alle
Grenzübergangsstellen der DDR
zur BRD erfolgen.“ 

Frage eines Journalisten „Wann
tritt das in Kraft?“ Schabowski
blätterte wieder in den Zetteln
und antwortete etwas zögerlich:
„Nach meiner Kenntnis sofort,

unverzüglich.“ Frage: „Sie hatten
auch BRD gesagt.“ Schabowski
zitiert: „,… hat der Ministerrat
beschlossen, dass bis zum In-
krafttreten einer entsprechen-
den gesetzlichen Regelung
durch die Volkskammer diese
Übergangsregelung in Kraft ge-
setzt …‘“ Frage: „Gilt das auch für
West-Berlin?“ Schabowski: „Ja,
alle Grenzübergangsstellen der

DDR zur BRD beziehungsweise
zu Berlin-West.“

Der Mann, der am 9. November
durch einen Anfängerfehler den
Fall der Mauer auslöste, war noch
am Tag zuvor in westdeutschen
Medien als „neue Allzweckwaffe
im Machtzentrum der DDR“ ge-
feiert worden. Der frühere Chef-
redakteur des Parteiorgans „Neu-
es Deutschland“ war gerade zum

Sprecher für „Information und
Medien“ ernannt worden. 

Die Informationen auf dem
Spickzettel Schabowskis unterla-
gen einer Sperrfrist. Was Scha-
bowski vortrug, sollte erst am
nächsten Morgen ab 4 Uhr im
Rundfunk verkündet werden. Bis
dahin sollten die Grenzorgane der
DDR in Kenntnis gesetzt werden.
Davon wusste Schabowski nichts.

So kam es zum folgenreichsten
Versehen der Fernsehgeschichte. 

Die anwesenden Journalisten
zweifelten offenbar an dem, was
sie soeben gehört hatten. Zwar
meldete AP als erste westliche
Agentur um 19.05 Uhr die Nach-
richt, aber die Deutsche Presse-
Agentur folgte erst um 19.41 Uhr.
Und auch dann begriffen die
Menschen kaum, was geschehen

war. Erst als die „Tagesthemen“
um 22.40 Uhr die unklaren Sätze
Schabowskis in Klartext über-
setzten, wurde verstanden: „Die
DDR hat mitgeteilt, dass ihre
Grenzen ab sofort für jedermann
geöffnet sind, die Tore in der
Mauer stehen weit offen.“ Das
aber taten sie gerade nicht, die
Grenzmannschaften wussten im-
mer noch nichts von der verän-

derten Lage. Die Menschen
machten sich in Scharen auf den
Weg zur Mauer, es entstand eine
äußerst angespannte Situation.
Zehntausende forderten die Öff-
nung der immer noch geschlos-
senen Übergänge. 

Um 23.30 Uhr entschied der
Kommandant an der Bornhol-
mer Brücke ohne Absicherung,
er ließ den Übergang öffnen. Die

Mauer war gefallen, Tausende
tanzten und jubelten auf ihr.

28 Jahre hatte das Schandmal
des Kalten Krieges gestanden.
140 Menschen starben dort. „Nie-
mand hat die Absicht, eine Mauer
zu errichten“, log Partei- und
Staatschef Walter Ulbricht im Juni
1961. Zwei Monate später teilte ei-
ne Mauer Berlin. Erst mit dem
Amtsantritt Michail Gorbat-

schows 1985 weichten die Fronten
zwischen Ost und West auf. Die
DDR stemmte sich dagegen. Ver-
geblich. Im Mai 1989 baute Un-
garn den Grenzzaun zu Öster-
reich ab. Die ersten Flüchtlinge
aus der DDR kamen in die Bonner
Botschaft in Budapest. Im August
nutzten 600 Menschen aus der
DDR ein Fest an der ungarischen
Grenze zur Flucht. Im September
öffnete Ungarn seine Grenzen,
50000 flohen in den Westen. Die
Botschaft in Prag war überfüllt.
Am 30. September durften
5000 Flüchtlinge von dort in die
Bundesrepublik ausreisen. Un-
mittelbar vor der 40-Jahr-Feier
der DDR folgten noch einmal
8000 Flüchtlinge aus Prag und
600 aus Warschau. Am 3. Novem-
ber stimmte die DDR der direkten
Ausreise der Flüchtlinge aus der
CSSR in die Bundesrepublik zu,
60000 Menschen nutzten diese
Chance. Die Passämter in der
DDR schoben Sonderschichten.
Das war die Situation, bevor die
Mauer fiel. 

Die letzte Frage bei der Presse-
konferenz Schabowskis stellte ein
japanischer Journalist: „Was wird
nun mit dem Berliner Mauer
jetzt?“ Schabowski räusperte sich:
„Jaaa“ (lange Pause), „es ist jetzt
19 Uhr, es ist die letzte Frage. Die
Durchlässigkeit beantwortet sich
noch nicht nach dem Sinn der be-
festigten Staatsgrenze der DDR.“
Eine Berlinerin, auf der Straße be-
fragt, wusste es besser: Die Mauer
kommt nun ins Museum.

Dort befindet sich mittlerweile
auch der legendäre Spickzettel
Schabowskis. Längere Zeit ver-
schollen, tauchte er 2015 wieder
auf. Nun wird er wohl verwahrt
im Haus der Geschichte in Bonn.

Der Fall der Mauer war nicht für
alle ein Tag der Freude. Auch in
der Bundesrepublik nicht. Einen
Tag zuvor hatte die grüne Pastorin
und spätere Bundestagsvizepräsi-
dentin Antje Vollmer „die Rede
von der Wiedervereinigung“ als
„historisch überholter denn je“
bezeichnet. Klaus J. Groth

Der Mauerfall und die
deutsche Vereinigung
seien von langer Hand

eingefädelt worden – und zwar
im Rahmen der gemeinsamen
Operation Gawrilow des sowje-
tischen Geheimdienstes KGB
und der US-amerikanischen
Central Intelligence Agency
(CIA). Das jedenfalls behauptete
der 2014 verstorbene Journalist
Ferdinand Kroh in seinem Buch
„Wendemanöver. Die geheimen
Wege zur Wiedervereinigung“.
Tatsächlich jedoch standen die
Auslandsgeheimdienste in Ost
und West bemerkenswert ah-
nungslos da, was den Fall und
im Übrigen auch den Bau des
„antifaschistischen Schutzwalls“
betraf.

Im Sommer 1961 war es nicht
die CIA, sondern die National
Security Agency (NSA), die
durch ihre Telefonabhöraktio-
nen von der bevorstehenden
Grenzsperrung erfuhr. Sie fing
ein entsprechendes Gespräch
zwischen zwei DDR-Funktionä-
ren auf, versäumte es jedoch, die
brisante Information weiterzu-
leiten. Das galt analog für die
Meldung des Agenten des
Bundesnachrichtendienstes
(BND) „Norman“, eine seiner
Ost-Berliner Quellen habe ihm
übermittelt, dass die Schließung
der Sektorengrenze geplant sei.
Die Führung des BND hielt dies

zunächst für wenig glaubwürdig
und schrieb erst am 9. August
1961 in ihrem Wochenbericht,
das Ulbricht-Re gime könnte
möglicherweise die Übergänge
nach West-Berlin abriegeln und
sämtliche Verkehrsverbindun-
gen dorthin kappen.

Noch weniger als den Bau
ahnten die US-Geheimdienste
und der BND den Fall der Mau-
er voraus. Die CIA unterstützte
naheliegenderweise die Demo-
kratiebewegung hinter dem Ei-
sernen Vorhang mit diversen ge-
heimdienstlichen Mitteln, kon-
zentrierte sich dabei 1989 aber
auf Ungarn, Polen und die
Tschechoslowakei. Denn ein
Umfallen der DDR galt als aus-
nehmend unwahrscheinlich, wie
der einzige CIA-Direktor, der in
dem Geheimdienst von ganz un-
ten bis ganz nach oben aufstieg,
der spätere US-Verteidigungsmi-
nister Robert Gates, 1996 in sei-
nen Memoiren offen zugab. Man
habe nicht im Traum daran ge-
dacht, welche „Flutwelle der Ge-
schichte“ im November 1989 in
Ost-Berlin losbrechen werde.
Niemals sei vorherzusehen ge-
wesen, dass die Sowjetunion
derart die Kontrolle über ihr
Protektorat DDR verlieren wür-
de.

Dem pflichtete Edward Atke-
son, ein ehemaliger Generalma-
jor und Deputy Chief of Staff for

Intelli gence des US-Heeres in
Europa bei. Sehr viel mehr als
für die Situation in den bewaff-
neten Organen der DDR sowie
die Stimmung und Lage im Staa-
te hätten sich das nachrichten-
dienstliche und Sicherheits-

Hauptkommando der US Army,
das United States Army Intelli-
gence and Security Command
(INSCOM), sowie die 66th Mili-
tary Intelligence Brigade in
Wiesbaden für die Gruppe der
Sowjetischen Streitkräfte in
Deutschland (GSSD) interes-

siert. Die Aktivitäten der Besat-
zungstruppen seien als ungleich
wichtiger eingestuft worden als
das Gebaren der scheinbaren
Marionetten Moskaus in Ost-
Berlin und die daraus resultie-
renden Proteste von deren

Untertanen. Andererseits ahnte
die CIA zumindest ab dem
6. Oktober 1989, dass die Tage
des SED-Regimes gezählt sein
könnten. Diese Erkenntnis
schöpfte sie aber nicht aus ihren
klandestinen Quellen, sondern
aus Tageszeitungen der DDR.

Der Bundesnachrichtendienst
leistete sich im Spätsommer und
Herbst 1989 ebenfalls diverse
krasse Fehleinschätzungen: Am
8. September vermeldete er, ein
„großer Teil der Bevölkerung“
der DDR stehe dem SED-Regime
„loyal bzw. resignativ“ gegenü-
ber, am 14. September hieß es
dann plötzlich, Staats- und Par-
teichef Erich Honecker sei am
Vortage verstorben und werde
am 24. beigesetzt, und am 7. No-
vember erhielt das Bundeskanz-
leramt vom BND die Mitteilung,
der nun doch noch nicht tote,
aber inzwischen gestürzte Hon-
ecker weile zur ärztlichen Be-
handlung in der Schweiz. Die
vom BND bisher freigegebenen
Dokumente über seine Aktivitä-
ten anlässlich der friedlichen
Revolution in der DDR enthalten
indes kein einziges Aktenstück
vom 9. November 1989, das auf
die Öffnung der Grenzübergän-
ge Bezug nimmt.

Genauso kalt getroffen wie die
westlichen Geheimdienste wur-
de der angeblich so omnipoten-
te sowjetische KGB. Dessen Ost-
Berliner Residentur in Karls-
horst beschäftigte bis zu
1200 Mitarbeiter, von denen et-
wa 25 als Verbindungsoffiziere
in den Hauptabteilungen des
MfS saßen. Jedoch konzentrier-
ten diese sich fast ausschließlich
auf Personalfragen. 

Wie der KGB-Oberst und Lei-
ter der Informationsabteilung in
Karlshorst, Iwan Kusmin, später
zu Protokoll gab, war der Dienst
„völlig von den Vorgängen in der
parteistaatlichen DDR-Spitze ge-
fesselt“. Deswegen verharrte er
in der Nacht vom 9. zum
10. November 1989 auch in ab-
soluter Schockstarre, weil nie-
mand für möglich gehalten hat-
te, dass die Ost-Berliner Genos-
sen so plötzlich und ohne die
ausdrückliche Autorisierung
Moskaus die Grenze nach West-
Berlin öffnen. 

Dazu kam eine Lähmung des
KGB sowie auch der Führung
der GSSD in Wünsdorf dadurch,
dass die obersten Entschei-
dungsträger innerhalb der
Kreml-Führung infolge der
opulenten Feierlichkeiten zum
72. Jahrestag der „Großen Sozia-
listischen Oktoberrevolution“
nicht erreichbar waren. Erst am
10. November realisierte man in
Moskau den Ernst der Lage und
bombardierte den KGB in Karls-
horst im Halbstundentakt mit
hektischen Anfragen. Zu diesem
Zeitpunkt waren die Würfel aber
schon gefallen, sodass der so-
wjetische Außenminister Edu-
ard Schewardnadse am Ende
nur die Anweisung geben konn-
te, „sich nicht in innere Angele-
genheiten der DDR einzumi-
schen“. Wolfgang Kaufmann
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Als die Menschen auf der Mauer tanzten
Der deutsche Frühling öffnete im November 1989 die Herzen weit

Von der »Flutwelle der Geschichte« überrascht
Die Auslandsgeheimdienste in Ost und West standen bemerkenswert ahnungslos da, als die Mauer fiel

Hat laut seinen ei-
genen Memoiren
nicht im Traum
daran gedacht,

welche „Flutwelle
der Geschichte“
im November

1989 in Ost-Berlin
losbrach: 

Robert Gates

Bild: U.S. federal 
government

Vor 30 Jahren gab
es kein Halten
mehr, die Freude
kannte keine
Grenzen: 
Zivilisten erklim-
men die Berliner
Mauer in der
Nacht vom 9. auf
den 10. Novem-
ber 1989

Bild: Mauritius
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»Wir sind einfach losgefahren«
Nächtliche Freudenszenen am Grenzübergang Lübeck-Schlutup

Das Ministerium für Staats-
sicherheit (MfS) war we-
der ein allmächtiger Staat

im Staate noch das eigentliche
Zentrum der Macht in der DDR,
sondern lediglich ausführendes
Organ zur Durchsetzung des Wil-
lens der Führung der SED. Das
zeigte sich schon anlässlich des
Mauerbaus und dann später
noch sehr viel deutlicher beim
Fall des „Antifaschistischen
Schutzwalls“.

Selbst noch am 11. August 1961
wusste außer dem Minister für
Staatssicherheit, Generaloberst
Erich Mielke, kein Mitglied der
obersten Leitungsebene des MfS,
was genau die SED-Spitze um
Walter Ulbricht und Erich Hon-
ecker meinte, wenn sie von der
Notwendigkeit der Gewährlei-
stung einer „verlässlichen Bewa-
chung und wirksamen Kontrolle“
der Grenze zu West-Berlin
sprach. Und auch während des
Mauerbaus agierte die Stasi eher
im Hintergrund. Ihr oblag im
Rahmen der „Operation Rose“ le-
diglich die Absicherung des Gan-
zen sowie die Erkundung der
Stimmung im In- und Ausland.
Dabei konnte sich der Mielke-
Apparat allerdings ausnehmend
vorteilhaft präsentieren. 

Zum einen kompensierte er die
eklatanten Versäumnisse der
Transportpolizei und der Be-
triebskampfgruppen, zum ande-
ren sorgten seine präzisen Berich-
te über die Reaktionen des We-
stens für unendliche Erleichte-
rung in Ost-Berlin und Moskau.
So vermeldete die Auslandsauf-
klärung des MfS unter anderem,
der Kommandant des US-ameri-
kanischen Sektors von Berlin, Ge-

neralmajor Albert Watson, habe
geäußert, bei der Grenzschlie-
ßung seitens der DDR handele es
sich „nur um eine Verkehrsbehin-
derung innerhalb Berlins“, was
implizierte, dass die Westalliier-
ten höchstwahrscheinlich nicht
einschreiten würden.

Hierdurch festigte die Stasi ih-
re Position als „Schild und
Schwert der Partei“. In dieser
Rolle verzichtete sie auf sämtli-
che Denkspiele hinsichtlich not-
wendiger Reformen im „Arbeiter-
und Bauernstaat“ und verharrte
geradezu devot auf der jeweils
von der SED vorgegebenen Linie.
Das galt auch für das Jahr 1989.
So bedauerte Mielke am 21. Okt-
ober während einer Dienstbe-
sprechung des erweiterten Füh-
rungskreises des MfS zwar heftig,
dass die Stasi auf die „antisoziali-
stischen Sammlungsbewegun-
gen“ in der DDR nicht so reagie-
ren könne, wie es „diese Kräfte
eigentlich verdienen“, nämlich
mit Gewalt, dem folgte aber so-
fort die glasklare Anweisung:
„Bei allem, was wir tun, ist bis
zur letzten Konsequenz davon
auszugehen: Alle Maßnahmen
des Ministeriums für Staatssi-
cherheit, jeder Diensteinheit, ha-
ben sich in die Generallinie, in
die Beschlüsse des Zentralkomi-
tees und seines Politbüros einzu-
ordnen, müssen auf ihre strikte
Durchsetzung gerichtet sein.“
Und die zutiefst verunsicherte
SED-Führung hatte eben nun
einmal Zurückhaltung verordnet.
Daraus resultierte dann auch am
3. November der Befehl des neu-
en Vorsitzenden des Nationalen
Verteidigungsrates, Egon Krenz,
jegliche Anwendung der Schuss-

waffe im Zusammenhang mit
möglichen Demonstrationen
grundsätzlich zu unterlassen.
Deshalb konnte das MfS den
Mauerfall nicht verhindern. Viel-
mehr schuf es ungewollt zwei
wichtige Voraussetzungen dafür.

Weil der auf massiven Druck
der Bevölkerung ausgearbeitete
Entwurf eines neuen Reisegeset-
zes der DDR nur Hohn und Spott
ausgelöst hatte, da das Ganze

eher auf ein Reiseverhinderungs-
gesetz hinauslief, sollten die bei-
den Stasi-Obristen Hans-Joachim
Krüger und Udo Lemme gemein-
sam mit Oberst Gerhard Lauter
und Generalmajor Gotthard Hu-
brich vom Ministerium des In-
nern Umformulierungen vorneh-
men. Die daraufhin entstandene
Neufassung vom Vormittag des
9. November 1989 enthielt nun
auch den Passus, dass „Privatrei-

sen nach dem Ausland ohne Vor-
liegen von Voraussetzungen …
beantragt werden“ könnten. Das
Papier wurde sogleich an das
Zentralkomitee der SED weiter-
gegeben und von diesem abge-
segnet, da es genau den Intentio-
nen der versammelten Genossen
entsprach, die angesichts der ex-
plosiven Stimmung im Lande das
Reisen nun wirklich erleichtern
mussten. Wenige Stunden später

hatte der Sekretär des ZK der
SED, Günter Schabowski, dann
seinen historischen Auftritt, als
er den zweiseitigen Entwurf der
vier Offiziere vor in- und auslän-
dischen Journalisten verlas und
schließlich 18.57 Uhr auf deren
drängende Rückfragen stammel-
te, das Gesetz trete „sofort, unver-
züglich“ in Kraft.

Infolgedessen kam es noch am
selben Abend zu einem Massen-

ansturm von Ost-Berliner Bür-
gern auf die Grenzübergänge
nach West-Berlin. In dieser Situa-
tion mussten die als Grenzer ge-
tarnten und von ihrer Führung
allein gelassenen Stasi-Leute vor
Ort entscheiden, was zu tun sei –
und handelten erneut entspre-
chend der vorgegebenen Parteili-
nie: Da Gewalt keine Option
mehr war, öffneten sie die Über-
gänge schließlich für alle.

Am Tage danach strebte die
Staatssicherheit, die nach dem
Rücktritt Mielkes am 7. Novem-
ber von dessen vier Stellvertre-
tern geführt wurde, jedoch sofort
nach der Wiederherstellung der
„normalen Ordnung“. In diesem
Zusammenhang mussten sämtli-
che Mitarbeiter des MfS „bis auf
Widerruf“ in ihren Dienststellen
verbleiben. Gleichzeitig konstitu-
ierte sich auf Befehl von Krenz

eine Operative Führungsgruppe
des Nationalen Verteidigungsra-
tes, der neben den Spitzen von
Nationaler Volksarmee, Polizei
und Grenztruppen auch der
MfS-Generalleutnant Gerhard
Neiber angehörte. Das Gremium
hatte zu klären, ob man die
Grenzübergänge wieder schlie-
ßen und dazu notfalls auch die
„bewaffneten Organe“ einsetzen
solle. Der Chef der Grenztrup-
pen, Generaloberst Klaus-Dieter
Baumgarten, votierte indes sofort
dagegen: Das würde in einem
Blutbad enden. Also vereinbarte
die Führungsgruppe nur „zivile
Maßnahmen“ zur Rückerlangung
der Kontrolle an der Berliner
Mauer, wie das Versprechen der
Einrichtung neuer Übergangs-
stellen sowie Appelle an die Ge-
duld und Vernunft der nach
West-Berlin drängenden „lieben
Bürgerinnen und Bürger der
DDR“. Währenddessen versetz-
ten Krenz und sein Verteidi-
gungsminister, Armeegeneral
Heinz Keßler, doch heimlich ei-
nige Truppenteile der NVA in er-
höhte Gefechtsbereitschaft, die
allerdings schon am 11. Novem-
ber wieder aufgehoben wurde.
Gleichzeitig beendete der stell-
vertretende MfS-Chef General-
oberst Rudi Mittig die ständige
Anwesenheitspflicht der Stasi-
Mitarbeiter.

In den Tagen danach gab die
Staatssicherheit dann vor, „den
Kurs der Wende aktiv zu unter-
stützen“. Diese Farce endete je-
doch bereits Anfang Dezember
1989 mit der Erstürmung der
Stasi-Bezirksverwaltungen durch
aufgebrachte Bürgerrechtler.

Wolfgang Kaufmann

Drei Stunden nach dem le-
gendären Versprecher des
SED-Politbüromitglieds

Günter Schabowski, die Grenze
sei ab sofort offen, fuhr das erste
Auto um 21.53 Uhr über den
Grenzübergang Lübeck-Schlutup.
Das Fahrzeug kam aus Wismar.
An Bord waren vier junge Leute.
Beide Städte liegen 60 Kilometer
voneinander entfernt. Drei Stun-
den Fahrzeit brauchte man auf
den Straßen der DDR dafür. Lü-
beck, neben Berlin die einzige
Großstadt am Eisernen Vorhang,
war trotz langer Anreise ein nahe-
liegendes Ziel.

Niemand wusste die vollkom-
men überraschende Situation ein-
zuschätzen. Und so drückten die
Beamten des Bundesgrenzschut-
zes (BGS) in Schlutup den vier
jungen Leuten Übersiedlungsfor-
mulare in die Hände. Die aber er-
klärten lachend, sie wollten noch
in derselben Nacht zurück, zuvor
aber das Nachtleben von Lübeck
testen. Die drei jungen Männer
aus Wismar hatten im Grenzort
Selmsdorf eine junge Frau mitge-
nommen, der man als Fußgänge-
rin das Überqueren der Grenze
nicht erlaubt hatte. So begann die
Geschichte der Öffnung des Eiser-
nen Vorhangs für die Grenzstadt
Lübeck.

Die Grenze durch Deutschland
hatte Lübeck ins Abseits gedrängt.
Als einzige Großstadt an der
deutsch-deutschen Grenze gele-
gen, litt sie unter dem Verlust des
mecklenburgischen Hinterlandes.
Nur vier Kilometer maß die Strek-
ke vom Markt der Stadt bis zur
Grenze in Eichholz. Mecklenburg
hatte Lübeck mit Lebensmitteln
beliefert, die wirtschaftlichen Ver-
bindungen waren eng. Die famili-
ären ebenfalls. Gleich nach dem

Krieg gab es an der „grünen Gren-
ze“ Schlupflöcher für den uner-
laubten kleinen Grenzverkehr. Die
heimlichen Grenzgänger nahmen
die Gefahr auf sich, gefasst zu
werden. Im Keller eines Gasthau-
ses in Herrnburg wurden sie ein-
gesperrt. Meist war der Keller
übervoll. Das änderte sich, nach-
dem der Ministerrat der DDR im
Mai 1952 die vollkommene Abrie-
gelung der innerdeutschen Gren-

ze beschlossen hatte. Unter dem
perfiden Decknamen „Aktion Un-
geziefer“ wurden 8175 Menschen
aus dem gesamten grenznahen
Raum ins Landesinnere depor-
tiert. Sie galten dem Regime als
„politisch unzuverlässig“. Gleich-
zeitig siedelten die Behörden der
DDR 11000 Menschen aus diesem
Gebiet um, sie wurden als „feind-
liche, verdächtige kriminelle Ele-
mente“ bezeichnet. Umfangreiche
Gehölze wurden abgeholzt, um

den Grenztruppen freies Schuss-
feld zu bieten. Insgesamt wurden
32 Bahnlinien, drei Autobahnen,
31 Bundesstraßen, 140 Landstra-
ßen und Tausende von Feldwegen
gesperrt. Im Bereich von Lübeck
befanden sich darunter auch die
Grenzübergänge bei Schlutup
und Eichholz, die Bahnverbin-
dung nach Berlin und Stettin. Erst
acht Jahre später, am 1. März
1968, wurde die Grenzübergangs-

stelle Schlutup geöffnet, gleichzei-
tig mit der Bahnlinie über Herrn-
burg. Parallel dazu aber baute die
DDR ihre Grenzanlagen weiter
aus, auf die ersten Stacheldraht-
zäune folgten Minenfelder und
später Selbstschussanlagen. Einen
„antifaschistischen Schutzwall“
nannte die DDR diese Anlagen,
die vielen Menschen zum Ver-
hängnis wurden. Die Staffelung
der Sperranlagen machte deut-
lich, dass sie nach innen gerichtet

waren. Bis zur Öffnung der Gren-
ze waren diese mörderischen An-
lagen intakt.

In Lübeck-Schlutup hatte man
gelernt, mit der Grenze zu leben.
Eine der Straßen des Stadtteils
führte hart an der Grenze entlang.
Wer dort wohnte, war es gewohnt,
von Grenzaufklärern der DDR fo-
tografiert zu werden. Gelegentlich
begegnete man ihnen sogar auf
dem Bürgersteig der östlichen

Straßenseite. Am Abend des
9. November war es am Grenz-
übergang auffallend still. Dann
hörte man ein von Osten näher-
kommendes Knattern, auf der öst-
lichen Seite des Grenzüberganges
flammten Scheinwerfer auf, dann
rollte der erste Trabi über die
Grenze. Andere folgten, es wur-
den immer mehr. Die Beamten
des Grenzschutzes, die den ersten
Ankommenden irrtümlich die
Übersiedlungsformulare gaben,

sie wurden die Formulare doch
noch los. Bis 23 Uhr registrierte
der BGS elf DDR-Bürger, die in
den Westen übersiedeln wollten. 

Was dann in den nächsten Stun-
den und Tagen folgte, war ein
Volksfest am Grenzübergang, vol-
ler Fassungslosigkeit über die un-
erwartete, glückliche „Wende“
und überschäumende Freude. In
einem Zeitungsbericht wurde das
so beschrieben: 

„Grenzübergang Lübeck-Schlu-
tup. Freitag, kurz nach Mitter-
nacht: Knatternd und qualmend
kommt die Karawane. Hunderte
von Menschen warten, tanzen,
umarmen sich, singen Lieder, klö-
nen, weinen. Da ist Sekt und da
sind Gitarren. Jedes Auto aus dem
anderen Teil Deutschlands muss
durch eine schmale Menschen-
gasse fahren. Fäuste und Handflä-
chen trommeln auf Plastikdächer
… Ein Mann aus Deutschland-West

greift durchs Autofenster, strei-
chelt einen Mann aus Deutsch-
land-Ost, den er nicht kennt:
,Schön, dass Du da bist.‘ Schlutup,
1.15 Uhr: Drei Mädchen aus Wis-
mar können es nicht fassen, als
der Beifall hochbrandet: ,Ihr habt
so viele Probleme mit uns, und
empfangt uns doch so herzlich.‘
Zurück wollen sie fast alle. Sie
sind ,einfach losgefahren‘. Es sind
nächtliche Spritztouren, ,Proben
aufs Exempel‘, wie ein junges Ehe-
paar trotzig betont, das wenig spä-
ter heimfährt: ,Unsere Kinder
schlafen. Beim Frühstück werden
wir ihnen beiden sagen: Hört mal,
wir waren vorhin in Lübeck. Die
Gesichter möchte ich sehen.‘“ 

Am folgenden Tag feierten die
Lübecker mit 25000 Gästen aus
der DDR ein riesiges Volksfest.
Die Abgase der Zweitakter ver-
pesteten die Luft – und alle fan-
den es schön. Die Schlange der
Trabis und Wartburgs an der
Grenze war über 25 Kilometer
lang, in der Innenstadt gab es
keinen freien Parkplatz. Gegen
Mittag ging der Stadt das Begrü-
ßungsgeld aus. Mitarbeiter der
DDR-Staatsbank holten in Lü-
beck 700000 D-Mark in kleinen
Scheinen ab, sie hatten die
15 Mark, die jeder für eine Reise
nach Westdeutschland erhielt,
nicht mehr auszahlen können. 

Eine private Initiative schuf in
Schlutup in einer ehemaligen Ba-
racke des BGS eine Grenzdoku-
mentationsstätte. Sie hatte dabei
massiven politischen Widerstand
zu überwinden. Die Stadt, die in
der Vergangenheit stets und stän-
dig auf ihre Lage am Zonenrand
verwiesen hatte, wollte keine Erin-
nerung. Nichts blieb, nur die pri-
vate Dokumentationsstätte.

Klaus J. Groth

GESCHICHTE & PREUSSEN

Weitgehend zur Untätigkeit verdammt
Die Rolle des Ministeriums für Staatssicherheit beim Fall der Berliner Mauer

Eine ehemalige
Baracke des

Bundesgrenz-
schutzes blieb:

Die private Grenz-
dokumentations-

stätte Lübeck-
Schlutup

Bild: qwesy qwesy

Bei den als Gren-
zern getarnten
Stasi-Leute vor
Ort lag die Ent-
scheidung: 
Sie öffneten die
Übergänge
schließlich für alle

Bild: SZ Photo
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Ohne dass es die Zeitgenossen
ahnen konnten, war der

welthistorische Tag des Mauer-
falls, der 9. November 1989, auch
die Geburtsstun-
de des wohl
größten Natur-
schutzprojekts
der deutschen
Geschichte. Da,
wo die Kommunisten ihren blut-
getränkten Todesstreifen errichtet
hatten, entstand das „Grüne
Band“, ein 1400 Kilometer langer

Biotopverbund entlang der einsti-
gen mörderischen Grenze.

Schon Ende 1989 brachten
Umweltverbände die Idee für

dieses Projekt
auf. Mit Erfolg:
Das Band, das
von Travemün-
de bis zum
Dreiländereck

Bayern-Sachsen-Böhmen reicht,
umfasst 150 Naturschutzgebiete,
in denen 600 bedrohte Arten ihr
Refugium besitzen.  H.H.

Moment der
Woche
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Islam als Klimaretter
Lamya Kaddor und Gleichgesinnte warten mit abenteuerlicher These auf

Wenn es noch eines letz-
ten Beweises für die
teuflische Macht des

„Klimakillers“ Kohlendioxid be-
durft hätte, dann hat diesen jetzt
die muslimische Religionspäda-
gogin Lamya Kaddor erbracht. In
ihrer Kolumne „Die Energiewen-
de steht schon im Koran“, welche
seit dem 20. September vom
Internetportal von „t-online“ ver-
breitet wird, behauptet die Toch-

ter syrischer Einwanderer und
Gründungsvorsitzende des Libe-
ral-Islamischen Bundes, dass
sich „zahlreiche Koranverse heu-
te in Richtung Umwelt- und Na-
turschutz auslegen“ ließen. 

Damit meint sie beispiels-
weise den Abschnitt 27 in der
Sure „Al Isra“ (Nachtreise), in
dem es heißt: „Die Verschwen-
der sind die Brüder der Satane.“
Oder den Vers 31 der Sure „Al
Araf“ (Die Höhen): „Allah liebt
nicht jene, die im Übermaß le-

ben.“ Außerdem verweist Kad-
dor auch auf das persönliche
Vorbild des Propheten Moham-
med, der die Gläubigen unter
anderem ermahnt habe, keine
natürlichen Ressourcen zu ver-
schwenden. 

Ebenso lobt die Religionsex-
pertin die Schriften der soge-
nannten Ichwan as-Safa (Laute-
ren Brüder von Basra) aus der
zweiten Hälfte des 10. Jahrhun-
derts: Selbige könnten den heuti-
gen Umweltaktivisten der Fri-
days-for-Future-Bewegung wert-
volle Einsichten liefern.

Allerdings macht das CO2 trotz
dieser nun schon fast 1400 Jahre
währenden Bemühungen der
Muslime, das Klima zu schützen,
was es will. Deshalb steigen die
Temperaturen in Saudi-Arabien
mittlerweile derart, dass nun so-
gar die traditionelle Pilgerfahrt
(Haddsch) nach Mekka in Gefahr
ist. Dies vermeldete kürzlich ein
Wissenschaftlerteam um Elfatih
Eltahir vom Massachusetts Insti-
tute of Technology in den „Geo-
physical Research Letters“: Ab
2047 dürften die Sommertempe-
raturen in der Heiligen Stadt re-
gelmäßig bei mehr als 50 Grad
liegen, womit die fast ausnahms-

los im Freien stattfindenden Ri-
tuale während der Haddsch zu
„extremen Gesundheitsrisiken“
führten.

Aus muslimischer Sicht hat
dies natürlich gar nichts damit
zu tun, dass Saudi-Arabien und
die benachbarten Golf-Emirate
unangefochten an der Spitze der
CO2-Produzenten pro Kopf ste-
hen. Deshalb ist es sicher nur ei-
ne Frage der Zeit, bis Leute wie
Kaddor darauf verfallen, die „Un-
gläubigen“ für die Produktion
des satanischen Gases Kohlen-
dioxid verantwortlich zu ma-
chen. 

Solange müssen Lobreden auf
den gegenwärtigen marokkani-
schen König Mohammed VI. aus-
reichen, der uns allen zeige, wie
Islam und Klimaschutz Hand in
Hand zur Weltrettung beitrügen.
Wobei diese Elogen keineswegs
nur von Muslimen, sondern auch
von angeblich seriösen Wissen-
schafts-Journalisten kommen. So
schwärmte Susanne Götze vom
Onlinemagazin „klimaretter.info“
bereits 2016 voll naiver Begeiste-
rung davon, wie energisch Mo-
hammed VI. in seinem Land die
Energiewende vorantreibe und
das Volk für die Klimaproblema-

tik sensibilisiere: In ganz Marok-
ko erfolge eine Umrüstung der
Moscheen auf „Energieeffizienz
und erneuerbare Energien“ und
die Imame der „Grünen Mo-
scheen“ würden die Energiewen-
de auch in ihre Predigten einbau-
en. Was gar kein Problem sei, da
sie ja mit dem Koran über „eine
echte Ökofibel“ verfügten. 

Dass Mohammed VI. kein ganz
lupenreiner Demokrat ist und

sich Jahr für Jahr trotz seines ge-
waltigen Privatvermögens von
2,5 Milliarden Euro noch mit
mehr als 200 Millionen Euro
vom marokkanischen Steuerzah-
ler aushalten lässt, blieb dabei
ebenso unerwähnt wie der Um-
stand, dass die königliche Fami-
lie an fast jedem größeren Unter-
nehmen im Lande beteiligt ist
und somit auch kräftig von der
von oben oktroyierten „islami-
schen Energiewende“ profitiert. 

Wolfgang Kaufmann

Chance oder Zerstörungswerk
Tiefseebergbau: In den Ozeanen locken gewaltige Schätze − Doch der Abbau könnte die Unterwassernatur massiv schädigen

Milliardenwerte liegen auf dem
Meeresboden in den Tiefen der
Ozeane. Die für die moderne
Technik so wichtigen seltenen
Metalle wie Kobalt und Mangan
finden sich zuhauf und locken die
Bergbauindistrie. Doch Natur-
schützer fürchten kaum zu repa-
rierende Schäden an der marinen
Natur durch die Ausbeutung die-
ser Bodenschätze. 

Immer mehr Staaten und Indu-
striefirmen beteiligen sich an der
Erkundung von Erzlagerstätten im
Pazifik und im Indischen Ozean,
darunter auch Deutschland. Ihr
Interesse richtet sich auf den
kommerziellen Abbau von metall-
haltigen Ablagerungen am Boden
der Tiefsee in Meeresgebieten
jenseits der nationalen Hoheits-
zonen (mehr als 200 Seemeilen,
rund 370 Kilometer Entfernung
von einer Küste). 

Auslöser des wachsenden Res-
sourcenhungers sind der steigen-
de Bedarf an seltenen Metallen
für die Hochtechnologie-Indu-
strie und ein Anstieg der Roh-
stoffpreise. Zur Überbrückung
von Nachschubproblemen ist die
Förderung von Vorkommen aus
diversen Metallen vom Boden der
Weltmeere seit den 1970er Jahren
im Visier der Industrienationen. 

Tiefseeforschung ist seit ihren
Anfängen Mitte des 19. Jahrhun-
derts mit wirtschaftlichen Interes-
sen verknüpft. Diese Interessen
sind heute mehr denn je der
wichtigste Motor für die wissen-
schaftliche Erforschung der Mee-
resumwelt. Durch die Tauchfahr-
ten, ferngesteuert oder bemannt,
ist bisher jedoch nur eine Fläche
von etwa einem Prozent des Oze-
anbodens erkundet. 

Insgesamt sind 71 Prozent der
Erdoberfläche von Meeren be-
deckt. Die Tiefsee beginnt am
Kontinentalschelf in etwa
500 Metern Wassertiefe. 62,3 Pro-
zent der Erdoberfläche liegen
unterhalb von 1000 Metern. In
Tiefen von 3000 bis 6000 Metern
liegen schätzungsweise eine Bil-
lion Tonnen Manganknollen auf
den Ablagerungen am Meeres-
grund. Sie entstanden innerhalb
von langen Zeiträumen durch An-
lagerung ausgefällter Metalloxide. 

Außer Mangan enthalten die
Knollen Nickel, Titan, Kobalt, Li-
thium, Kupfer, selten auch Gold
und Silber. Vor allem vom Abbau
der kartoffel- bis salatkopfgroßen
Manganknollen versprechen sich
Länder und Unternehmen milli-
ardenschwere Gewinne. Zusam-
men mit den Eisen-Mangankru-
sten und Massivsulfiden (metall-
haltigen Schwefelverbindungen,
die sich an heißen Quellen abla-
gern), sollen die Manganknollen
allein an Kobalt die 21- bis 23-fa-
che Menge im Vergleich mit
den kontinentalen Vorkommen
enthalten. Bislang sind rund
1700 Erzlagerstätten in der Tief-
see bekannt. Die Förderung könn-
te in absehbarer Zeit beginnen. 

Zwar ist erwiesen, dass der
Tiefseebergbau einen schwerwie-
genden Eingriff für die empfind-
lichen Ökosysteme der Ozeane
bedeutet. Je nach Umfang der ab-
geräumten Areale wird dabei die
hohe Artenvielfalt einmaliger Le-
bensräume zerstört. Das interna-
tionale Seerecht gewährt Staaten
dennoch die Möglichkeit, minera-

lische Rohstoffe in der Tiefsee zu
schürfen. 

Wegen der in großer Tiefe vor-
herrschenden extremen Bedin-
gungen mit hohem Druck, völliger
Dunkelheit und sehr niedrigen
Temperaturen stellt dies eine gro-
ße technische Herausforderung
dar. Wenn er nicht so aufwendig
wäre und daher bislang als unren-
tabel gälte, hätte der Tiefseeberg-
bau in großem Stil vermutlich
längst begonnen. Japan und Süd-
korea haben in Pilotprojekten be-
reits Kollektor-Prototypen zur
Ernte von Manganknollen inner-
halb der eigenen Wirtschaftszo-
nen getestet. 

Es zeigte sich, dass mindestens
5000 Tonnen Manganknollen pro
Tag gefördert werden müssen, um
den Meeresbergbau wirtschaft-
lich zu betreiben. Dafür wird etwa
ein Quadratkilometer Sediment
durch den Einsatz von schwerem
Gerät abgetragen. Die Abbaugerä-
te gleichen riesigen Pflügen mit
Staubsaugern. Sie durchpflügen
den Meeresboden 15 Zentimeter
tief, reißen dabei die Mangan-

knollen heraus und spülen diese
aus der Tiefe mit einem Teil des
Sediments an Bord einer Förder-
plattform. 

Dort werden sie vom Sediment
getrennt, das anschließend wie-
der ins Meer abgepumpt wird.
Die möglichen Auswirkungen der
Trübungswolken auf die Meeres -
organismen durch die Rücklei-
tung der Sedimente zusammen
mit dem kaltem Tiefenwasser in
die oberflächennahe Wasserzone
sind bislang kaum untersucht.

2001 vergab die Internationale
Meeresbodenbehörde (Internatio-
nal Seabed Authority, ISA) die er-
ste Erschließungslizenz. Die ISA
verwaltet die Schätze der Meere
in den internationalen Gewässern
als Erbe der Menschheit. Die Be-
hörde sorgt dafür, dass nicht al-
lein hochindustrialisierte Staaten
Zugriff auf die vielversprechen-
den Ressourcen erhalten. 

Deutschland hat zurzeit die
Rolle des Vizepräsidenten im Rat
der Behörde inne, dem 36 Länder
angehören. Bislang sind 25 Explo-
rationslizenzen für den Tiefsee-

bergbau auf hoher See für mehr
als eine Million Quadratkilometer
der Weltmeere vergeben worden,
unter anderem an China,
Deutschland, Frankreich, Indien,
Japan und einen Verbund aus ost-
europäischen Staaten mit Russ-
land und Kuba. Noch gibt es keine
Abbaulizenzen für Gebiete außer-
halb der staatlichen Wirtschafts-
zonen. Seit 2014 entwickelt die
ISA das gesetzliche Regelwerk für
die Gewinnung der Ressourcen in
der Tiefsee. 

2006 erwarb die Bundesanstalt
für Geowissenschaften und Roh-
stoffe (BGR) in Hannover im Auf-
trag der Bundesregierung eine Li-
zenz zur Erkundung von Mangan-
knollen im Zentralpazifik für ein
75000 Quadratkilometer großes
Gebiet in der Clarion-Clipperton-
Zone (CCZ), dem weltweit größ-
ten Manganknollengebiet. Die
Fläche entspricht etwa der von
Bayern. Seither fördert die
Bundesregierung eine Reihe von
Industrie- und Forschungsinitiati-
ven, um den Tiefseebergbau vor-
zubereiten. 

Die Investitionskosten werden
mit bis zu 1,5 Milliarden Euro an-
gegeben. Es locken jedoch hohe
Gewinne.  Al le in in  e inem
2000 Quadratkilometer großen
Teilstück des Lizenzgebietes
entdeck ten Wissenschaftler ein
Vorkommen von rund 30 Millio-
nen Tonnen Manganknollen. 

Bereits 1989 ernteten Wissen-
schaftler unter Federführung der
Universität Hamburg im Südost-
pazifik auf einer elf Quadratkilo-
meter großen Fläche Mangan-
knollen durch Umpflügen des
Meeresbodens. 29 Jahre später
filmten Wissenschaftler den Mee-
resgrund mit einem Tauchroboter
und nahmen Bodenproben. 

Es stellte sich heraus, dass es
dort noch genauso aussieht wie
damals. Nicht einmal die
Mikroorganismen − und damit
die Basis der Nahrungskette −
hatten sich vollständig erholt. Es
könnte 50 bis 60 Jahre dauern, be-
vor sich wieder Würmer, Schnek-
ken, Schwämme, Seegurken,
Schlangensterne und kleine Ok-
topusse auf dem abgeräumten
Meeresboden ansiedeln. Auf je-
der Forschungsfahrt entdecken

die Meereswissenschaftler vom
GEOMAR Helmholtz-Zentrum
für Ozeanforschung Kiel mehrere
hundert neue Arten der Tiefsee-
Fauna. 

Zahlreiche Projekte von GEO-
MAR wurden mit Fördergeldern
der Bundesrepublik Deutschland
durchgeführt. Zusammen mit
31 Partnern aus zehn Ländern ist
GEOMAR derzeit am europäi-
schen Verbundprojekt JPI Oceans
„Mining Impact“ beteiligt. Es sol-
len Grenzwerte für Schädigungen
durch die zukünftigen mensch-
lichen Eingriffe definiert werden,
welche das Ökosystem noch ver-
kraften kann. Bei der ISA haben
die Wissenschaftler eine beraten-
de Funktion zur Festlegung „best-
möglicher Umweltstandards“ für
einen zukünftigen Tiefseebergbau. 

Allerdings ist noch unklar, wie
die Regeln für den Abbau in der

Tiefsee überwacht werden kön-
nen. Seit Februar 2019 führen
Wissenschaftler auf dem deut-
schen Forschungsschiff „Sonne“
im deutschen und im belgischen
Lizenzgebiet der Firma DEME-
GSR Untersuchungen zum natür-
lichen Zustand der marinen Um-
welt durch. DEME-GSR plant, in
beiden Gebieten einen Kollektor
zur Ernte von Manganknollen in
industriellem Umfang zu testen.
Nach dem Eingriff werden die
Forscher den Zustand des Mee-
resbodens erneut untersuchen.

Einen generellen Stopp aller
Tiefseebergbauaktivitäten fordern
dagegen seit Jahren unter ande-
rem der BUND und die Weltna-
turschutzunion IUCN. Sie warnen
davor, dass die Ausbeutung der
Tiefsee große Lebensräume un-
wiederbringlich zerstören könnte.
Am 9. Juni, dem zehnten Tag der
Ozeane, beklagte ein Vertreter des
evangelischen Hilfswerks „Brot
für die Welt“, dass kaum Informa-
tionen über das ungemein riskan-
te Vorhaben in die Öffentlichkeit
dringen.   Dagmar Jestrzemski

Auch Deutschland
hat sich seinen Anteil

gesichert

Schon Mohammed
war ein echter
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Schätze auf dem empfindlichen Meeresboden: Manganknollen im Pazifik Bild: pa

Grünes Band statt
rotem Todesstreifen



Im Anschluss an den 
12. Deutsch-Polnischen Kommu-
nalpolitischen Kongress der
Landsmannschaft Ostpreußen
(siehe PAZ Nr. 44) bereiste der
Beauftragte der Bundesregierung
für Aussiedlerfragen und natio-
nale Minderheiten, Prof. Dr.
Bernd Fabritius, gemeinsam mit
dem Sprecher der Landsmann-
schaft Ostpreußen, Stephan Gri-
gat, das südliche Ostpreußen. 

Diesen Aufenthalt nutzte Fabri-
tius dazu, Kontakte zu Entschei-
dungsträgern der polnischen Po-
litik und der Deutschen Minder-
heit in der Wojewodschaft Erm-
land und Masuren zu knüpfen
und einen Eindruck von dieser
über Jahrhunderte deutschen
Kulturlandschaft zu gewinnen.
Im Mittelpunkt standen ein in-

tensives Gespräch mit dem Mar-
schall der Wojewodschaft, Gu-
staw Marek Brzezin, ein ausführ-
licher Gedankenaustausch mit
dem Minderheitenausschuss des
Landtages (Sejmik) und das Zu-
sammentreffen mit vier größeren
Deutschen Vereine in Ostpreu-
ßen. Der Vorsitzende des Min-
derheitenausschusses, der frühe-
re Vizemarschall Jaroslav Sloma,
betonte, dass es einen solchen
Ausschuss nur in dieser Woje-
wodschaft gibt. 
Fabritius nutzte die Gelegen-

heit, um die Situation der Deut-
schen Minderheit in Ermland
und Masuren sowie deren Be-
wertung durch die Betroffenen
und die polnischen Behörden
kennenzulernen.
Einigkeit bestand darin, dass

dieser Teil Ostpreußens eine ein-
zigartige Region ist, in der das
Schicksal vieler Völker und eth-
nischer Gruppen verflochten und
eine einzigartige kulturelle Ver-
bindung gewachsen ist, die der
gemeinsamen Pflege bedarf.
Besonderer Augenmerk galt

Schloss Steinort, dem ehemali-

gen Sitz der Familie Lehndorff.
Das Gebäude wird seit 2017 von
der Deutsch-Polnischen Stiftung
Kulturpflege und Denkmalschutz
betreut. Der Deutsche Bundestag
hat im vergangenen Jahr 500000
Euro für die bauliche Sicherung
des Hauptgebäudes bereitge-
stellt. Mit diesen Mitteln wurden
die Ableitungen von Regen- und
Grundwasser wieder in Funktion
gesetzt sowie die hölzernen Bal-
ken und Dielen der Geschoss-
decken gesichert. Fabritius sagte
zu, sich auch weiterhin für den
dauerhaften Erhalt des Schlosses
einzusetzen; dazu muss ein be-
lastbares Nutzungs- und Finan-
zierungskonzept entwickelt wer-
den. 
Der Beauftrage besuchte den

Dachverband der Deutschen Ge-

sellschaften
in Ermland
und Masuren
und die Deut-
schen Verei-
ne in Allen-
stein, Ostero-
de, Heilsberg
und Lyck. Ge-
meinsam mit
seiner Delegation wurde er über-
all herzlich empfangen, beim
Deutschen Verein in Lyck sogar
mit selbstgemachten Königsber-
ger Klopsen und deutschem Ge-
sang mit Akkordeonbegleitung. 
Die deutschen Vereine haben

seit ihrer Gründung eine gute
Zusammenarbeit mit den Kom-
munen aufgebaut und gepflegt
und sich in die Entwicklung ih-
rer Gemeinden eingebracht. Sie

waren die Initiatoren vieler Städ-
tepartnerschaften zwischen ost-
preußischen Städten, Gemein-
den und Kreisen mit Partner-
kommunen in Deutschland. 
Die Vorsitzenden der Vereine

und des Dachverbandes infor-
mierten den Beauftragten über
das Mitglieder- und Veranstal-
tungsprofil ihrer Vereine. Sie be-
richteten auch über die Anliegen
der deutschen Vereine im süd-

lichen Ostpreußen
und über die Proble-
me im Bildungswe-
sen. Zu beklagen
sind Kürzungen des
Deutschunterrichts
im polnischen
Schulwesen und der
Förderung des
Deutschunterrichtes
bei den deutschen
Vereinen. Zur Spra-
che kamen auch Pro-
bleme bei der allge-
meinen Finanzie-
rung der Deutschen
Minderheit. Auch
hier sagte der Beauf-
trage Unterstützung
zu.
Während der Be-

sichtigung Allensteins fehlte
auch ein Besuch des Verbin-
dungsbüros der Landsmann-
schaft Ostpreußen, das von
Edyta Gładkowska geleitet wird,
nicht.
Zum Programm gehörte zu-

dem die Erkundung des Kultu-
rerbes der Region, namentlich
des Schlosses der Familie Dön-
hoff in Quittainen und des Ober-
ländischen Kanals, der von 1844

bis 1860 unter der Leitung des
königlich-preußischen Baurats
Georg Steenke aus Königsberg
erbaut wurde. 
Auf dem Weg nach Schloss

Steinort hatte Fabritius eine kur-
ze Pause in der Wolfsschanze
eingelegt und die Ruinen der
Bunker sowie der Lagebaracke
besichtigt. Eine Gedenktafel er-
innert dort seit 2004 an das At-
tentat vom 20. Juli 1944. Oberst
Graf Schenk v. Stauffenberg hatte
versucht, Adolf Hitler in der Ba-
racke mittels einer Bombe zu tö-
ten. 
In Goldap besuchte Fabritius

das Haus der Heimat und das in
dieser Form in Ostpreußen ein-
malige Regionalmuseum in Trä-
gerschaft der Kreisgemeinschaft
Goldap Ostpreußen, außerdem
das Mahnmal für die Deutsche
Bevölkerung auf dem deutschen
Alten Friedhof. 
Den Abschluss der Reise des

Beauftragten durch das südliche
Ostpreußen bildete eine Kranz-
niederlegung am Denkmal für
die Opfer der ostpreußischen Zi-
vilbevölkerung. Hierbei handelte
es sich überwiegend um Frauen,
Kinder und alte Männer, die bei
dem Versuch, den Nachstellun-
gen und Angriffen der Roten Ar-
mee durch die Flucht zu Fuß
oder mit Pferd und Wagen über
das Eis des zugefrorenen Haffs
zu entgehen, infolge russischen
Beschusses den Tod fanden. 
Die Inschrift auf dem Gedenk-

stein lautet: „450000 ostpreußi-
sche Flüchtlinge flohen über
Haff und die Nehrung, gejagt
vom unerbittlichen Krieg. Viele
ertranken, andere starben in
Schnee und Eis. Ihr Opfer mahnt
zu Verständigung und Frieden.“ 
Fabritius bedankte sich bei

Grigat für die Mitorganisation
und Begleitung auf einer wun-
derbaren und gleichzeitig nach-
denklich stimmenden Reise. 

PAZ

Ende September fand auf der
Allensteiner Motocross-
bahn in der Karl-Roensch-

Straße eine ungewöhnliche Veran-
staltung für Motorsportbegeisterte
statt. Es war ein sogenanntes
Wrackautorennen, bei dem man
zuschauen konnte, wie Fahrzeuge
nach verschiedenen Reparaturen,
Umbauten oder Veränderungen
ihr zweites Leben erhielten. 
Die Teilnahmebedingungen für

die Fahrer, die mit ihren Wracks
um die Wette fahren wollten, wa-
ren ganz einfach: Sie mussten ei-
nen Führerschein und einen
Schutzhelm mitbringen und das
18. Lebensjahr vollendet haben.
An die Autos, die dem Schicksal
der Verschrottung entkommen
waren, stellte man keine hohen
Ansprüche: Dach, Windschutz-
scheibe, Sicherheitsgurte und Feu-
erlöscher mussten vorhanden sei-
ne, Teile wie Scheinwerfer, Motor-
haube oder Scheibenwischer wa-

ren beim Rennen nicht nötig. Die
ästhetischen Aspekte spielten
auch keine besondere Rolle. Des-
wegen waren die Karosserien aller
Autos zerkratzt, zerbeult und all-
gemein in einem schlechten Zu-
stand. 
Wie einer der Wagenbesitzer

sagte, zählt bei dem Wettbewerb
vor allem die Motorleistung. Zu-
sätzliche Elemente wie Metallbal-
ken, die die Karosserie stärken
und dadurch den Fahrer schütz-
ten, waren erlaubt. Der Wettbe-
werb wurde in Form eines Tur-
niers durchgeführt. In jedem Ren-
nen traten acht Wracks an und die
Hälfte der Teilnehmer ging in die
nächste Runde. Die begeisterten
Zuschauer sahen, wie die Wrak-
kfahrer ihr Können unter extre-
men Bedingungen präsentierten,
indem sie eine Reihe scharfer Kur-
ven zu bewältigen hatten. Nicht
selten kam es dabei zu Kollisio-
nen, die die Schau noch sensatio-

neller machten. Einige Wagen fuh-
ren mit herabfallenden Stoßstan-
gen und rauchenden Kühlern wei-
ter, andere blieben liegen und
mussten von Traktoren geborgen
werden. 
Der Organisator bot noch eine

Sonderschau: Ein Fahrzeug wurde
angezündet und stand nach einer
Weile in Flammen. Schwarze
Qualmwolken stiegen auf. So-
gleich erschien ein Feuerwehrwa-
gen von der Freiwilligen Feuer-

wehr in Wutrinnen, die das bren-
nende Wrack im Handumdrehen
löschte. Besonders Kinder und Ju-
gendliche waren begeistert. 
Daneben gab es weitere Attrak-

tionen wie Motocross-Shows, Pro-
befahrten mit Geländefahrzeugen,
im Kinderbereich gab es Hüpfbur-
gen. Leckere Fleischspeisen vom
Grill wurden zwischen den Ren-
netappen verkauft. 
Zusammenfassend lässt sich sa-

gen, dass das Aufheulen von Mo-

toren und der ungewöhnliche An-
blick der Autos jedes Jahr mehr
und mehr Besucher anziehen.
Diese Art von Rennen erfreut sich
steigender Beliebtheit. Auch in
Ostpreußen werden derartige Ver-
anstaltungen immer populärer, ein
weiteres Beispiel dafür ist das
„Schrott-Race”, das in Thomarei-
nen bei Dietrichswalde veranstal-
tet wird. 
Dass diese Wrackrennwettbe-

werbe den Ökologen Gänsehaut
verursachen, ist nachvollziehbar,
denn zum Einen werden eine
Menge Abgase in die Luft freige-
setzt, zum Anderen kommen bei
solchen Veranstaltungen alte
Autos mit Benzin- und Dieselmo-
toren zum Einsatz, welche die gel-
tenden Emissionsnormen weit
überschreiten. 
Der Umstieg auf E-Mobilität

ebenso wie der Kohleausstieg bei
der Energieversorgung gehen aus-
gesprochen schleppend voran. In

Allenstein gab es 2018 lediglich 20
E-Autos. Bei den Einkaufszentren
„Ermländische Galerie” und „Au-
ra” wurden im vergangenen Jahr
gebührenfreie Ladestationen für
Elektrofahrzeuge eingerichtet,
aber von einer Verkehrswende
kann man noch nicht sprechen.
Das Durchschnittsalter der in der
Republik Polen zugelassenen Pkw
beträgt über 13 Jahre. Schätzun-
gen von Experten zufolge bezogen
Polen im Jahr 2018 eine Million
Gebrauchtwagen aus dem Aus-
land. Obwohl man auf internatio-
nalen Klimagipfeln für Umwelt-
schutzmaßnahmen wie Elektro-
mobilität plädiert, bleibt es meist
bei der Theorie. In der Praxis ha-
ben sie kaum Auswirkungen. Der
Grund ist sehr einfach: Ostpreu-
ßen gehört nach wie vor zu den
ärmsten Regionen der Republik
Polen und nur wenige können sich
ein Elektroauto leisten und . 

Dawid Kazanski

Wunderbare und beklemmende Eindrücke
Bernd Fabritius und Stephan Grigat besuchten deutsche Vereine in Südostpreußen – Auch Gedenkstätten auf dem Programm

Nr. 45 – 8. November 2019 

Absolvierten ein umfangreiches Programm:
Stephan Grigat mit Bernd Fabritius und Hein-
rich Hoch (o., v.l.), Grigat und Fabritius am
Gedenkstein in Goldap (o.r.) und vor dem
Verbindungsbüro der LO in Allenstein (r.)

Besondere 
Attraktion: 
Feuerwehr löscht
ein zuvor in
Brand gestecktes
Autowrack

Bild: D.K.
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Großer Spaß beim »Wrack-Festival«
Immer mehr Teilnehmer bei Wettrennen mit alten Dreckschleudern – Umweltschutz spielt so gut wie keine Rolle



Hoppe, Hildegard, geb. Mosies,
aus Waltershöhe, Kreis Lyck, am 
8. November

Jacobs, Erika, geb. Kröhnert, aus
Altengilge, Kreis Elchniederung,
am 9. November

Jobski, Herfried, aus Seehag, Kreis
Neidenburg, am 12. November

Kempa, Dieter, aus Ottenberge,
Kreis Johannisburg und Ukta,
Kreis Sensburg, am 4. Novem-
ber

Messutat, Jochen, aus Lyck, am 
14. November

Nikolow, Rosemarie, geb. Büchler,
aus Wehlau, am 14. November

Petruck, Irmtrut, geb. Merhoff, aus
Tapiau, Kreis Wehlau, am 9. No-
vember

Smoydzin, Gerhard, aus Lyck, am
12. November

Sollmann, Günter, aus Lyck, am 
11. November

Trilken, Roni, geb. Mikutat, aus
Tilsit, am 12. November

Wischollek, Marie, geb. Buttler, 

aus Deutschheide, Kreis Ortels-
burg, am 9. November

ZUM 75. GEBURTSTAG

Burg, Winfried, aus Passenheim,
Kreis Ortelsburg, am 14. November

Wulff, Gisela, geb. Prange, aus Bür-

gersdorf, Kreis Wehlau, am 14. No-
vember
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ZUM 102. GEBURTSTAG

Engelke, Liesbeth, geb. Loesch, aus
Neumühl, Kreis Wehlau, am 
10. November

ZUM 99. GEBURTSTAG

Spürk, Gertrud, geb. Eich, aus
Schmoditten, Kreis Preußisch
Eylau, am 5. November

ZUM 98. GEBURTSTAG

Marzischewski, Grete, aus Schön-
horst, Kreis Lyck, am 
11. November

Nowatzki, Marta, geb. Gardinows-
ki, aus Langheide, Kreis Lyck, am
12. November

ZUM 97. GEBURTSTAG

Rabe, Gertrud, geb. Myska, aus
Neuendorf, Kreis Treuburg, am
13. November

ZUM 96. GEBURTSTAG

Bahl, Hildegard, aus Kaspersguth,
Kreis Ortelsburg, am 
9. November

Köck, Gerhard, aus Widitten, Kreis
Fischhausen, am 13. November

Pahl, Erika, geb. Drummer, aus
Prostken, Kreis Lyck, am 
10. November

Tiska, Rüdiger, aus Zollernhöhe,
Kreis Sensburg, am 5. November

Wuttke, Ilse, geb. Koschul, aus Kie-
fernheide, Kreis Lyck, am 10. No-
vember

ZUM 95. GEBURTSTAG

Dorra, Walter, aus Kannwiesen,
Kreis Ortelsburg, am 9. Novem-
ber

Kairis, Hildegard, geb. Brix, aus
Rauschenwalde, Kreis Lötzen,
am 8. November

Krause, Lieselotte, aus Tapiau,
Kreis Wehlau, am 14. November

Nowotka, Alice, aus Neidenburg,
am 11. November

ZUM 94. GEBURTSTAG

Dörffer, Margarete, aus Lyck, am
13. November

Donde, Erich, aus Tapiau, Kreis
Wehlau, am 13. November

Ehrlicher, Waltraud, geb. Bernot,
aus Urbansprind, Kreis Elchnie-
derung, am 13. November

Gonschorek, Edith, aus Widmin-
nen, Kreis Lötzen, am 8. Novem-
ber

Hollo, Käthe, geb. Naschinski, aus
Waiselhöhe, Kreis Neidenburg,
am 11. November

Karasch, Waltraut, geb. Konopka,
aus Schnippen, Kreis Lyck, am
11. November

Martin, Lieselotte, aus Lyck, am 
8. November

Rexin, Christa, aus Neidenburg, am
8. November

Schacht, Elli, geb. Faeckenstedt,

aus Willkischken, Kreis Tilsit-
Ragnit, am 7. November

Schulz, Ehrentraud, geb. Wenig,
aus Zohpen, Kreis Wehlau, am
13. November

ZUM 93. GEBURTSTAG

Betker, Gertrud, geb. Sütterlin, aus
Grünsee, Kreis Lyck, am 
10. November

Bröhan, Edith, geb. Nötzel, aus Kle-
menswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 10. November

Herfer, Manfred, aus Lyck, am 
8. November

Honnacker, Irmgard, geb. Zielasko,
aus Waldwerder, Kreis Lyck, am
10. November

Jäkel, Marta, geb. Lork, aus Niostoy,
Kreis Neidenburg, am 
11. November

Laux, Käthe, geb. Rosinski, aus Köl-
mersdorf, Kreis Lyck, am 
14. November

Martineau, Martha, geb. Kullik, aus
Wickenau, Kreis Neidenburg, am
13. November

Piotrowski, Irene, geb. Hintz, aus
Strobjehnen, Kreis Fischhausen,
am 10. November

ZUM 92. GEBURTSTAG

Brandt, Ruth, geb. Schmerberg, aus
Haselau, Kreis Heiligenbeil, am
10. November

Brutscher, Edith, geb. Christocho-
witz, aus Rundfließ, Kreis Lyck,
am 10. November

Ermel, Helgard, geb. Kunter, aus
Roddau Perkuiken, Kreis Wehlau,
am 12. November

Kerstan, Waltraut, geb. Nowottka,
aus Kornau, Kreis Ortelsburg, am
9. November

Makenthun, Edith, geb. Gollub, aus
Treuburg, am 9. November

Zimmel, Adalbert, aus Rehwalde,
Kreis Elchniederung, am 
8. November

ZUM 91. GEBURTSTAG

Griga, Helmut, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
8. November

Heise, Paul, aus Dankfelde, Kreis
Lötzen, am 7. November

Kirchhoff, Edith, geb. Rettkowski,
aus Browina, Kreis Neidenburg,
am 12. November

Kuberka, Margarete, geb. Roters,
aus Soffen, Kreis Lyck, am 
14. November

Mordas, Gertrud, geb. Bobel, aus
Erlental, Kreis Treuburg, am 
11. November

Ollech, Paul, aus Ittau, Kreis Nei-
denburg, am 8. November

Przygodda, Gerhard, aus Rehbruch,
Kreis Ortelsburg, am 
8. November

Steinert, Eva, geb. Kropeit, aus
Neumühl, Kreis Wehlau, am 
10. November

Stoll, Friedrich, aus Wittingen,
Kreis Lyck, am 10. November

Tiska, Lucie, geb. Reh, aus Blum-
stein, Kreis Preußisch Eylau, am
12. November

Zimmermann, Eleonore, geb. Pilz,
aus Neusiedel, Kreis Tilsit-Rag-
nit, am 14. November

ZUM 90. GEBURTSTAG

Ascher, Hans, aus Altenkirch, Kreis
Tilsit-Ragnit, am 14. November

Barthel, Anneliese, geb. Nimzik,
aus Treuburg, am 14. November

Blankenhein, Irene, geb. Wosylus,
aus Heydekrug, Kreis Wehlau,
am 10. November

Buddruss, Georg, aus Heinrichs-
walde, Kreis Elchniederung, am
11. November

Gillert, Margarete, aus Neidenburg,
am 9. November

Gleißner, Waltraud, geb. Friese, aus
Gardienen, Kreis Neidenburg,
am 8. November

Heydemann, Meta, geb. Woch-
nowski, aus Neidenburg, am 
14. November

Löffelholz, Ella, geb. Ott, aus Prost-
ken, Kreis Lyck, am 
11. November

Otto, Erwin, aus Seefrieden, Kreis
Lyck, am 13. November

Salis, Marie, geb. Willuda, aus Plöt-
zendorf, Kreis Lyck, am 13. No-
vember

Sauerland, Edith, geb. Bloch, aus
Wilhelmsthal, Kreis Ortelsburg,
am 10. November

Schäfer, Werner, aus Jagsten, Kreis
Elchniederung, am 10. Novem-
ber

Seiler, Lothar, aus Bolzfelde, Kreis
Elchniederung, am 14. Novem-
ber

Simon, Gerda, geb. Bolz, aus Scha-
kendorf, Kreis Elchniederung,
am 12. November

Taruttis, Kurt, aus Skören, Kreis
Elchniederung, am 12. Novem-
ber

Wiegand, Ruthild, geb. Gimbott,
aus Nickelsdorf, Kreis Wehlau,
am 11. November

ZUM 85. GEBURTSTAG

Bartholomei, Gisela, geb. Scholz,
aus Tapiau, Kreis Wehlau, am 
9. November

Becker, Andreas, aus Aweyden,
Kreis Sensburg, am 12. Novem-
ber

Bergatt, Helga, geb. Schadewinkel,
aus Allenburg, Kreis Wehlau, am
10. November

Conrad, Erwin, aus Groß Engelau,
Kreis Wehlau, am 8. November

Grigat, Hubertus, aus Wehlau, am
9. November

Kapteina, Willy, aus Puppen, Kreis
Ortelsburg, am 14. November

Kopka, Manfred, aus Jägersdorf,
Kreis Neidenburg, am 12. No-
vember

Kröhnke, Manfred, aus Kuckernee-
se, Kreis Elchniederung, am 
8. November

Luszik, Irmgard, geb. Dombrowski,
aus Woinassen, Kreis Treuburg,
am 8. November

Merkt, Ruth, geb. Fink, aus Wehlau,
am 8. November

Murach, Gottlieb, aus Weißen-
grund, Kreis Ortelsburg, am 
13. November

Posdziech, Johanna, geb. Art-
schwager, aus Kloken, Kreis
Elchniederung, am 8. November

Schäfer, Werner, aus Buttken, Kreis
Treuburg, am 12. November

Schusters, Irmgard, geb. Forde-
rung, aus Kraam, Kreis Fischhau-
sen, am 9. November

Siebenhandl, Susanne, geb. Nohle,
aus Gauleden, Kreis Wehlau, am
11. November

Thiel, Günter, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
12. November

Wolf, Edith, geb. Sobaka, aus Neu-
endorf, Kreis Lyck, am 
9. November

ZUM 80. GEBURTSTAG

Bankonin, Gerhard, aus Reinken-
tal, Kreis Treuburg, am 
12. November

Dittmann, Renate, geb. Bradtka,
aus Freudengrund, Kreis Ortels-
burg, am 8. November

Eisel, Ingrid, geb. Burbulla, aus
Montwitz, Kreis Ortelsburg, am
10. November

Feihl, Lothar, aus Kuckerneese,
Kreis Elchniederung, am 
11. November

Friese, Bruno, aus Lank, Kreis Hei-
ligenbeil, am 12. November

Ganzwindt, Franz, aus Kreis Allen-
stein, am 13. November

Hannemann, Ilse, geb. Czichowski,
aus Großeppingen, Kreis Nei-
denburg, am 8. November

Hillbrunner, Bernd, aus Langheide,
Kreis Lyck, am 10. November

»Glückwünshe« und alle Seiten 

»Heimatarbeit«

auch im Internet 

In Trauer und Dankbarkeit nehmen wir Abschied von

Gertrud Braumann
geb. Dadrat

 * 7. April 1922 † 21. Oktober 2019
 in Thewelkehmen in Norderstedt
 Kreis Goldap

In Würdigung ihrer besonderen Verdienste als Zeitzeugin  
verlieh die Landsmannschaft Ostpreußen Frau Gertrud Braumann  

im Jahre 2014 das Goldene Ehrenzeichen. 

Wir werden ihr ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Bundesvorstand der Landsmannschaft Ostpreußen

 Hans-Jörg Froese Stephan Grigat Friedrich-Wilhelm Böld 
 Stellv. Sprecher Sprecher Schatzmeister

Jesus Christus nimmt mich jetzt bei sich auf!

Hans-Georg Balzer
 * 14. 9. 1931 † 17. 10. 2019
 Königsberg (Pr) Groß Köris

Ein treues Königsberger Preußen Herz hinterlässt uns seinen letzten Ruf:  
Ostpreußen! Vergesst meine geliebte Heimat am Ostsee- und Pregelstrand nicht!
Und bekennt euch zu unserem Christlichen Glauben, wie einst Daheim.

 Auf Wiedersehen: Deine Königsberger treuen Freunde
  Klaus Neumann
  Gerhard Thal
Die Beerdigung war am 30. Oktober 2019 in Groß Köris.

Anzeigen

Masuren und Danzig
Reisen mit der MS CLASSIC LADY

Tel. 07154/131830    www.dnv-tours.de

Ein Ostpreuße,
in Masuren geboren, sucht 

Haushaltshilfe 
in Schwerin 

für alle anfallenden Arbeiten 

Familienmitgliedes, bei voller 
Integration in die Familie, 

nach Möglichkeit langfristig. 
Unterstützung bei der 

Wohnungssuche wird zuge-
sagt bzw. nach Bedarf gestellt.

Bezahlung und Arbeitszeit 
nach Vereinbarung.

Chiffre 204943

Anzeige

„Alltag in Königsberg“

Gesucht werden Zeitzeugen, die im Rahmen eines Projekts des
Kulturzentrums Ostpreußen für Interviews zum Thema „Alltag in
Königsberg“ zur Verfügung stehen. Können Sie Auskunft geben
über alles rund um die Stadt vor 1945, beispielsweise über den
Dom, über Kino und Theater oder Konditoreien, melden Sie sich
bitte bei:
Kulturzentrum Ostpreußen, Schloßstraße 9, 91792 Ellingen, 
z. Hd. Frau Gabriela Czarkowska-Kusajda, Telefon (09141) 8644-0,
E-Mail: info@kulturzentrum-ostpreussen.de

Kulturzentrum Ostpreußen



Ludwigsburg – Dienstag, 
22. November, 15 Uhr, „Krauthof“,
Beihinger Straße 27: Stammtisch.

Altmühlfranken – Freitag, 
22. November, 19 Uhr, Hotel Gast-
hof Krone, Saal, Gunzenhausen:
Heimatliches Essen „Kartoffelsup-
pe“, anschließend gibt es eine
Feuerzangenbowle und einer Vor-
führung des gleichnamigen Films
mit Heinz Rühmann.
Hof – Sonnabend, 9. November,

Altdeutsche Bierstube, 15 Uhr:
Monatstreffen Die Veranstaltung
wird sich anlässlich des ge-
schichtsträchtigen Datums mit ei-
nem „Blick über die Mauer“ be-
schäftigen.  Sonnabend, 16.
November, 16 Uhr:  Die Kreis -
gruppe Hof feiert ihr 70-jähriges
Bestehen im Museum Bayerisches
Vogtland Hof. Gäste sind im mer
herzlich willkommen.
Bericht – Stanislaus Cauer war

ein deutscher Bildhauer, Medail-
leur und Hochschullehrer. Sein
bekanntestes erhaltenes Werk ist
das Schillerdenkmal in Königs-
berg. Er wurde 1867 in Bad
Kreuznach als Kind einer Künst-
lerfamilie geboren und starb 1943
in Königsberg. Der Sohn des Bild-
hauers Robert Cauer, dem Älte-
ren, und seiner Frau Auguste hat-
te acht Geschwister. Seine beiden
Brüder Ludwig und Fritz wurden
ebenfalls Bildhauer.
Cauer erlernte das Bildhauer-

handwerk von seinem 15. Lebens-
jahr an bei seinem Vater in dessen
Atelier in Rom. Anschließend
unternahm er Studienreisen, u. a.
nach Frankreich und in die
Niederlande. 1897 heiratete er in
Rom. 1905 kehrte er nach Berlin
zurück und wurde 1907 als Nach-
folger von Friedrich Reusch zum
Professor und Leiter der Bildhau-
erklasse an die Kunstakademie
Königsberg berufen. Zu seinen
Schülern gehörten Gertrud Clas-
sen und Otto Drengwitz. Unter
anderem organisierte Cauer 1925
eine Ausstellung von Kleinplasti-
ken an der Akademie. Unter den
Exponaten befanden sich auch
Werke von Käthe Kollwitz. Ab
Herbst 1931 hielt er sich zu einem
längeren Arbeitsaufenthalt in der
Villa Romana in Florenz auf und
schuf dort mehrere Porträtbüsten.
Bis 1941 war er an der Akademie
in Königsberg tätig. 
Stanislaus Cauer schuf Figuren

aus Stein und Bronze, auch Brun-
nen gehörten zu seinen Werken.
Im heutigen Kaliningrad sind ne-
ben dem Schillerdenkmal im öf-
fentlichen Raum die Marmor-
skulptur „Nach dem Bade“ neben
dem „Haus des Künstlers“, zwei
geflügelte weibliche Relief-Figu-
ren, Genien mit Kranz und Füll-
horn und das Herkulesrelief an
der Hammerteichschleuse erhal-
ten. Zerstört wurden der Apfel-
dieb auf dem Altstädter Markt so-
wie Denkmale für Immanuel
Kant, Nicolaus Copernicus, Jo-

hann Gottfried Herder und Lovis
Corinth, die sich über dem Ein-
gang der Burgschule in Königs-
berg befanden. Der 1908 von Cau-
er geschaffene Puttenbrunnen
wurde 1912 auf der Internationa-
len Springbrunnenmesse in Posen
mit dem ersten Preis ausgezeich-
net. Die Stadt Posen wollte das
preisgekrönte Werk erwerben.
Cauer schenkte den Brunnen
aber der Stadt Königsberg und er
wurde in der Nähe des Schlosses
aufgestellt. 1936 wurde er auf den
Hof des Universitätskrankenhau-
ses gebracht, wo er im Laufe der
Jahre verfiel. Erst zu Beginn des
21. Jahrhunderts wurde der Brun-
nen restauriert und 2011 auf dem
Gelände des Ozeanmuseums neu
aufgestellt. 
Stanislaus Cauer starb 1943; er

wurde auf dem Friedhof der Judit-
ter Kirche in Königsberg beige-
setzt. Sein Grab ist nicht erhalten.
Landshut – Dienstag, 19. No-

vember, 14 Uhr, Gasthaus Zur In-
sel: Zusammenkunft. 

Osnabrück – Freitag, 15. No-
vember, 15 Uhr, Hotel Bügerbräu,
Blumenhaller Weg 43, 49080 Os-
nabrück: Frauengruppe.

Bielefeld – Sonntag, 1. Dezem-
ber, 15 Uhr, Wohnstift Salzburg,
Memeler Straße 35, 33605 Biele-
feld: Advent-Heimatnachmittag.
Freuen Sie sich auf eine besinnli-
che Vorweihnachtsfeier, in deren
Mittelpunkt die kurze Andacht
von Pfarrer i.R. Falk steht, und na-
türlich Kaffee und Kuchen, bei
dem es sich gut schabbern lässt.
Die musikalische Gestaltung des
Nachmittags erfolgt durch den Po-
saunenchor aus Schloß-Neuhaus.
Für diverse Unkosten erbitten

wir von unseren Mitgliedern ei-
nen Unkostenbeitrag von 5 Euro,
Gäste entrichten 8 Euro pro Per-
son. Bitte kommen Sie zahlreich,
wir freuen uns auf Ihre Teilnah-
me, Anmeldung spätestens bis 20.
November unter Telefon (05202)
5584.
Düren – Sonntag, 17. November,

9.30 Uhr, Düsseldorf: Volkstrauer-
tag: Totengedenken der Weltkrie-
ge, auf dem Friedhof Düren-Ost.
Anfragen an Gerda Wornowski,
Telefon (02421) 72776, E-Mail:
gwornowski@gmail.com.
Witten – Montag, 18. November,

15 Uhr, Evangelische Lutherische

Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6-10: Treffen.

Burg auf Fehmarn – Dienstag,
12. November, 15 Uhr, Haus im
Stadtpark: Treffen zum Thema
„Streifzug durch die alte Hanse-
stadt Danzig“. Der Landesvorsit-
zende und Kulturreferent der LO
Edmund Ferner hält einen Licht-
bildervortrag über die Hansestadt
Danzig und Umgebung mit Zop-
pot und Oliva. 
Danzig wurde 979 gegründet

und war zunächst Sitz von slawi-
schen Fürsten. Daneben entstand
eine deutsche Marktsiedlung und
erhielt um 1240 Lübsches Stadt-
recht. 1308 kam Danzig in den
Besitz des Deutschen Ordens und
seit 1361 gehörte Danzig der Han-
se an. 1793 wird Danzig preu-
ßisch, 1878–1919 Hauptstadt der
Provinz Ostpreußen und 1920 zur
freien Stadt erklärt. 
Die Sehenswürdigkeiten Dan-

zigs liegen alle im Zentrum und
wurden im letzten Weltkrieg fast
vollständig zerstört, aber erfreuli-
cherweise nach historischen Vor-
lagen wieder aufgebaut. Es ist
nicht leicht, aus der Summe der
Bilder die bei dem Namen Danzig
aufsteigen, die wirklich bestim-
menden herauszugreifen wie zum
Beispiel die Marienkirche größte
Backsteinkirche Europas, das
Krantor, den Artushof, den Nep-
tunbrunnen, das Rathaus, um nur
einige zu nennen. 
Zu diesem Nachmittag sind Gä-

ste herzlich willkommen.
Brigitte Christensen

Flensburg – Sonntag, 24. No-
vember, 15 Uhr, Kapelle Frieden-
hügel Flensburg: Totensonntag,
anschließend Kranzniederlegung
auf dem Ehrenhain mit Vertretern
der Stadt. Anmeldungen bitte
spätestens eine Woche vorher an
Frau Fischer, Telefon (0461)
62726, oder Frau Kunde, Telefon
(0461) 91170.
Neumünster – Mittwoch, 

13. November, 15 Uhr,Stadthalle
am Kleinflecken: Treffen der
Gruppe.“Oh, wie ist es kalt gewor-
den, dem Büblein auf dem Eis.
Ostpreußen im Winter – Winter-
freuden in Wort und Lied“ Gäste
sind willkommen.

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN
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LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT
LANDESGRUPPEN

Vors.: Uta Lüttich, Feuerbacher
Weg 108, 70192 Stuttgart, Telefon
(0711) 854093, Geschäftsstelle:
Haus der Heimat, Schloßstra-
ße 92, 70176 Stuttgart, 2. Stock,
Zimmer 219. Sprechstunde nach
Vereinbarung.

BADEN-
WÜRTTEMBERG

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke,
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Telefon (04131) 42684.
Schriftführer und Schatzmeister:
Hilde Pottschien, Volgerstraße 38,
21335 Lüneburg, Telefon (04131)
7684391. Bezirksgruppe Lüne-
burg: Heinz Kutzinski, Im Wie-
sengrund 15, 29574 Ebstorf, Tele-
fon (05822) 5465. Bezirksgruppe
Braunschweig: Fritz Folger, Som-
merlust 26, 38118 Braunschweig,
Telefon (0531) 2 509377. Bezirks-
gruppe Weser-Ems: Otto v. Below,
Neuen Kamp 22, 49584 Fürste-
nau, Telefon (05901) 2968. 

NIEDERSACHSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Dittchenbühne

Die Dittchenbühne bringt
„Rumpelstilzchen“ als
Weihnachtsmärchen. Es
findet einen solchen An-
klang, dass manche Vor-
stellungen bereits ausver-
kauft sind. Noch freie Ter-
mine: 1. Dezember, 14 Uhr
und 16.30 Uhr, 9./10./12.
Dezember, jeweils 16.30
Uhr, 14./15. Dezember, je-
weils 14 Uhr und 16.30
Uhr, 16./18./20. Dezem-
ber, jeweils 16.30 Uhr.

Karten beim „Forum Bal-
tikum – Dittchenbühne“,
Hermann-Sudermann-Al-
lee 50, 25335 Elmshorn.
Telefon (4121)89710; E-
Mail: buero@dittchen-
buehne.de. Preis: 15 Euro
pro Karte. 



Die Ehrenbürgerin der Kreisge-
meinschaft Goldap Ostpreußen
e.V., Gertrud Braumann, geb. Da-
drat, ist am 21. Oktober 2019 von
dieser Welt abberufen worden.
Ein langes, erfülltes Leben, das
von der Liebe zu ihrer Familie
und ihrer unvergessenen Heimat
Ostpreußen geprägt war, ist voll-
endet.
Unsere beliebte und überaus ge-

schätzte Ehrenbürgerin Gertrud
Braumann, geb. Dadrat, ist am 21.
Oktober 2019 im 98. Lebensjahr
verstorben. Für alle, die sie kann-
ten, ihr nahestanden und freund-
schaftlich verbunden waren,
hinterlässt ihr Tod eine Lücke, die
sich nicht schließen wird. Die
Kreisgemeinschaft Goldap und
Stade, das ihr zur zweiten Heimat
geworden war, und hier besonders
ihre Hausgemeinschaft, sind
durch ihren Tod ärmer geworden.  
Gertrud Braumann wurde als

Gertrud Dadrat am 7. April 1922
als sechstes von insgesamt zehn
Kindern der Eheleute Emma und
Karl Dadrat im ostpreußischen
Thewelkehmen, im Kreis Goldap,
geboren. Geborgen in der großen

Familie durfte sie trotz der wirt-
schaftlich schwierigen Zeit der
1920er Jahre eine unbeschwerte
Kindheit und Jugend erleben. Al-
les änderte sich dann mit Beginn
des Zweiten Weltkrieges. 
Gertrud war erwachsen gewor-

den und heiratete 1943, einund-
zwanzigjährig, in der Dubeninger
Kirche, in der sie schon getauft
und konfirmiert worden war, ih-
ren Mann Erwin Braumann. Als
junge Ehefrau lebte sie 1944 bei
ihrer Schwägerin in Tilsit. Sie ar-
beitete dort auf der Standortlohn-
stelle. Hier erlebte sie im Juli 1944
mit der Bombardierung von Tilsit
auch zum ersten Mal, was Krieg
bedeutet, noch nicht ahnend, was
die Zukunft an Sorge, Leid und
Angst bringen würde.
Als Gertrud Braumann im Ok-

tober 1944 nach Thewelkehmen
zurückkehrte, stand die Räumung
des Kreises Goldap unmittelbar
bevor. Mit dem Treck hat sie am
19. Oktober 1944 zusammen mit
ihren Eltern und dem jüngsten
Bruder Bruno den elterlichen Hof
in Tulkeim (früher Thewelkeh-
men) verlassen müssen. Alle an-
deren Geschwister waren als Sol-
daten an der Front, zwei Brüder
bereits gefallen, die Schwester
zum Kriegsdienst verpflichtet. Von
nun an galt ihr ganzes Bestreben,
Eltern und Bruder gesund aus die-
sem Chaos herauszubringen. Als
Ostpreußen im Januar 1945 in we-
nigen Tagen von der Roten Armee
eingeschlossen war, gelang es ihr
mit unglaublicher Kraft und Stär-
ke, in den aussichtslosesten Situa-
tionen einen Weg zu finden, und
dann mit dem Mut der Verzweif-
lung in Danzig die rettenden
Schiffskarten für alle vier zu be-
kommen. Das war der Abschied
von Ostpreußen. 
Längst hatte sie ihr Schicksal in

Gottes Hand gelegt, und die Tatsa-
che, dass ihr Mann Erwin dreimal
in höchster Not an ihrer Seite sein
durfte, war mit ausschlaggebend
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altes
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eine
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Flinten, 2. Schleu-
der, 3. Burgunder, 4. Bluemchen,  
5. Pantoffel, 6. Aufnahme,  
7. Melodien – Neumond 

Magisch: 1. fiedeln, 2. Admiral,  
3. Alraune

  A   A  P   D   M   E  V  A  
  R U I N O E S  A R T U S  D R E S D E N
 S C H U R  R E I C H  L I N E A R  E  I
  H R  E I S S C H O L L E  L U S T L O S
 B E Z U G  I A  S D   G U S S  A  T T
   E  E D A M  B O U L E  T  B R I T E
  S I N N E N  P A S T I L L E  L A D E N
 P A G E  G E  L U  O   O I S E  Y R 
  C E  P A R K A   P O T E N Z I A L  K
  K R A U S  A I O L I  O W   B A L S A
       E R D B E E R E   G E L E I T
        A   I  A R O M A  E  G H
        T R I B U E N E  B A N A N E
       W E I B   C  D I E B  L E D
         G S  O H N E   R A T T E
        H O E L L E  M D  U  O  R
       B O R N I E R T  I N F A N T 
        N O  V   O R C A  M A A R
       I N S E R E N T  K I N O  U E
        E  G E N I A L  V O R B E I
        F L O E Z  L U R E  E I N S

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

AEEFI
LPRST DIRU ENNOX AABS ERSTU AFIR EEHR AEKL

AGNRU AAH

ADIL
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BEIK
RZ

EER

Schüttelrätsel:

   X   S    
 P R E I S T A F E L
  U N G A R  A H A
  D O  B E Z I R K
 L I N D A U  R E E

PAZ19_45

1 SCHROT LAUF

2 STEIN SITZ

3 GRAU ROT

4 GAENSE TAPETE

5 FILZ HELD

6 TON LEITER

7 OPERN FOLGE

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung eine Erschei-
nung am nächtlichen Himmel.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 schlecht auf der Geige spielen

2 Schmetterling, Edelfalter

3 Zauberwesen; Zauberwurzel

für ihre lebenslange, tiefe Gläubig-
keit.  
Nach der Flucht fand sie, inzwi-

schen mit Kind, über Umwege ei-
ne Bleibe in Stade. Stade sollte ihr
zur zweiten Heimat werden. Hier,
nach ein paar entbehrungsreichen
Jahren wieder im eigenen Heim,
gelangte ihr Leben in geordnete
Bahnen, hier gingen die Kinder
zur Schule und später kamen hier
die Enkelkinder zu Besuch.
Selbst nachdem Gertrud Brau-

mann bereits 1991 Witwe gewor-
den war und Jahre später ihr ge-
liebtes Heim aufgegeben hat, um
in einer Seniorenresidenz einen
neuen Wohnsitz zu beziehen, half
ihr ihr freundliches und lebensbe-
jahendes Wesen schnell, auch dort
wieder heimisch zu werden.  
Früh nahm die Liebe zu ihrer

Heimat Ostpreußen einen hohen
Stellenwert in ihrem Leben ein.
Diese Liebe teilte sie mit ihrem
Mann Erwin, der Königsberger
war. 
Gertrud Braumann war Zeitzeu-

gin einer deutschen Vergangen-
heit, die seit Jahren von Vergessen
bedroht wird und Kind eines Lan-
des von atemberaubender Schön-
heit, das man auf den heutigen
Landkarten nicht mehr findet.
Und sie war eine der Letzten, die

„Ostpreußisch Platt“ als Mutter-
sprache bezeichnen durften und
unverfälscht gesprochen haben. 
Angefangen hat ihre aktive Tä-

tigkeit in den 1970er Jahren mit
der Begleitung der ersten Busrei-
sen nach Goldap. Es folgte die
Unterstützung der Hilfslieferun-
gen in den 1980er Jahren in das
von politischen Ereignissen ge-
beutelte polnische Goldap und an
die Landsleute in der damaligen
DDR. Gertrud Braumann wurde
Anlaufstelle in Stade für alle Gol-
daper. Allen Kreisvertretern war
sie eine nicht wegzudenkende
Helferin im Hintergrund.  
Es folgte die Zeit im Kreisaus-

schuss von 1992 bis 1995, in der
ersten Wahlperiode mit Stephan
Grigat als Kreisvertreter. 
Ihre ganz besondere Liebe ge-

hörte dem Turnverein Linnawen
Dubeningken und den jährlichen
Treffen in Bad Pyrmont. Hier, wie
bei der Vereinigung „Ostpreußisch
Platt“, war sie eifrige Mitstreiterin.
Viele Beiträge in Schriften des
Vereins zeugen von ihrer Tätigkeit. 
Gertrud Braumann war für die

Schulprojekte des Patenschafts-
museums Goldap in Ostpreußen
in Stade Zeitzeugin der ersten
Stunde. Ihr gelang es wie kaum je-
mand anderem, den Schülern die

Bedeutung des Verlustes der Hei-
mat und die Schrecknisse der da-
maligen Flucht zu verdeutlichen.
Die jugendlichen Schüler verehr-
ten die mittlerweile 90-jährige
Ostpreußin ebenso wie die Lehrer.  
2013 entstand dann ein Film

über das Schicksal ihrer Familie,
im gleichen Jahr durfte sie in be-
wundernswerter Frische noch ein-
mal ihre Heimat besuchen. Die
Herausgabe ihres Fluchttagebu-
ches „Flucht aus Goldap, das
Schicksal einer ostpreußischen
Familie“ im Jahre 2015 krönte die
Lebensleistung unserer Ehrenbür-
gerin. 
Für ihre großen Verdienste um

Ostpreußen und Vaterland wurde
Gertrud Braumann 1990 mit dem
Ehrenzeichen der Landsmann-
schaft Ostpreußen, 1998 mit der
Ehrenbürgerschaft der Kreisge-
meinschaft Goldap und 2014
(nach Fertigstellung des Films) mit
dem Goldenen Ehrenzeichens der
Landsmannschaft Ostpreußen
ausgezeichnet. 
Es ist schwer vorstellbar, dass

die Stimme, die fast drei Jahrzehn-
te das Gedicht „Es war ein Land“
von Agnes Miegel am Mahnmal
vorgetragen hat und damit die
Feierstunde prägte, für immer
schweigt. 
Die Goldaper trauern um ihre

Ehrenbürgerin Gertrud Braumann
und verneigen sich in Dankbar-
keit. Der Kreisausschuss

Spornitz – Sonnabend, 23. No-
vember, 10 bis 15 Uhr, Landhotel:
vorweihnachtliches 54. gesamt-
deutsches Heimattreffen. Wir la-
den alle Landsleute und auch dar-
an interessierte Teilnehmer herz-
lich ein. Es wird Wissenswertes

über das weihnachtliche Ostpreu-
ßen zu hören sein. Ein darauf ab-
gestimmtes musikalisches Pro-
gramm sowie ein Film über die
Heimat sind vorgesehen und wer-
den die Vergangenheit zur Gegen-
wart werden lassen, sodass der
Landsmann und auch der Nicht-
ostpreuße hiervon beeindruckt
sein werden und gerne zu Nach-
folgetreffen kommen werden.
Das Hotel kann entweder mit

dem PKW über die Bundesauto-
bahn 24 und nach deren Verlas-
sen am Abzweig Neustadt-Glewe
oder auch mit der Eisenbahn über
den Eisenbahnknotenpunkt Lud-
wigslust erreicht werden. Kaffee
und Mittagessen können im Hotel
eingenommen werden. Das Hotel
verfügt über ausreichend Park-
plätze. Es bietet dem Weitgerei-
sten eine Unterkunft an. Eine
Übernachtung sollte aber recht-
zeitig mit Frau Schütte unter Tele-
fon (038726) 880 vereinbart wer-
den. 
Auskunft erteilt Friedrich-Eber-

hard Hahn, John-Brinkman-Stra-
ße 14 b, 19370 Parchim, Tele-
fon/AB/Fax (03871) 226238, E-
Mail: friedelhahn@arcor.de

Helfen, wo Hilfe notwendig, war
auch das Motto der diesjährigen
Betreuungsfahrt in Stadt und
Land Johannisburg/Ostpreußen.
Wie schon seit Jahrzehnten starte-
te auch in diesem Jahr ein Team

AUS DEN HEIMATKREISEN
Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Stephan Grigat,
Telefon (05231) 37146, Fax
(05231) 24820, Heidentalstraße
83, 32760 Detmold. Geschäfts-
stelle: Annelies Trucewitz, Ho-
henfelde 37, 21720 Mittelnkir-
chen, Telefon (04142) 3552, Te-
lefax (04142) 812065, E-Mail:
museum@goldap.de. Internet:
www.goldap.de.

GOLDAP

Gertrud Braumann, 
geb. Dadrat, 
verstorben

Wurde 97 Jahre alt: Gertrud Braumann Bild: privat

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

54. Heimattreffen

Kreisvertreter (komm.): Klaus Do-
wanr, An der Grubenbahn 21,
01665 Meißen, Telefon (03521)
4592901, Internet: www.kreisge-
meinschaft-johannisburg.de; E-
Mail: kodo48@aol.com; Kassen-
verwalter: Günter Woyzechowski,
Röntgenstraße 14, 31157 Sarstedt,
Telefon (05066) 63438, E-Mail:
g.awoy@htp-tel.de

JOHANNISBURG

Heimatreise

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 17



die erforderlichen Maßnahmen
zur Behebung der Schäden be-
ginnen werden. 
Eine „Inspektionsfahrt“ in die

heimatlichen Dörfer um die Ge-
denksteine zu dokumentieren
und Pflegearbeiten zu ergänzen,
brachte viele neue Eindrücke und
Ideen für künftige Erhaltungs-
möglichkeiten. 
Beeindruckt von dem Erlebten

bei den bedürftigen Menschen,
deren Sorgen und Nöte, voller
Gedanken über Wege Hilfe zu or-
ganisieren und Schicksale erträg-
licher zu gestalten, ging es auf die
Heimreise mit dem festen Vor-
satz, weiter zu helfen. 

Klaus Downar

Freitag, 27. bis Sonntag, 
29. März 2020 in Göttingen (Hotel
Rennschuh)
Tagungsinhalte sind unter ande-

rem: Bildpräsentation, Zukunfts-
gestaltung der Gruppe,

Vortrag Christopher Spatz, so-
wie Familiengeschichtsforschung.
Anmeldungen schriftlich oder

per E-Mail bis zum 1. Februar
2020 an Dieter-J. Czudnochowski,
Lärchenweg 23, 37079 Göttingen,
(dczudno@kabelmail.de). Detail-
lierte Informationen unter Inter-
net: www.kreis-lyck.de (Mittlere
Generation).

Da die Gruppe, die eigentlich
Spenden in das Königsberger Ge-
biet bringen wollte, an zwei
Grenzübergängen nicht einreisen
durfte, gab es stattdessen eine
Fahrt durch Masuren und das Me-
melland (siehe PAZ 44/2019):
Zunächst ging es nach Nikolai-

ken und wir erlebten eine tolle
Schiffsreise auf dem Spirdingsee.
Das Wetter zeigte sich von seiner
besten Seite. Unser nächstes Ta-
gesziel war Krutinnen. Hier konn-
ten wir beim Staaken die Ruhe auf
der Krutinna genießen.
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Der Fördererkreis Ostpreu-
ßisches Jagdmuseum –
Hans-Ludwig Loeffke Ge-

dächtnisvereinigung e.V. hatte
einmal wieder nach Lüneburg ins
Ostpreußische Landesmuseum
geladen, und wieder waren viele
dem Ruf gefolgt. Das mit rund
90 Besucherplätzen bestuhlte
Foyer war gefüllt, darunter auch
viele Mitglieder des gastgeben-
den Fördererkreises, dessen tur-
nusmäßige Mitgliederversamm-
lung mit dem Rechenschaftsbe-
richt für das abgelaufene Jahr
2018/2019 unmittelbar zuvor
ebenfalls in den Räumlichkeiten
des Museums stattgefunden hatte. 
Gewohnt groß wie der Zu-

spruch war auch wieder das Rah-
menprogramm. Entsprechend
dem Vereinsnamen „Förderer-
kreis Ostpreußisches Jagdmu-
seum“ sorgten die Böhmsholzer
Jagdhornbläser in gewohnter Ma-
nier für einen eindrucks- und
stimmungsvollen musikalischen
Rahmen. Mit 15 Personen waren
sie angerückt, was zu einem vol-
len Sound führte. Die Stücke und
Signale „Fürstengruß“, „Auf, auf
zum fröhlichen Jagen“, „Ein Jäger
aus Kurpfalz“, „Hubertusmarsch“,
„St. Hubertussignal“, „Aufbruch
zur Jagd“, „Elch tot“, „Jagd vorbei,
Halahi“, „Hegewaldfanfare“, „Dei-
ner Söhne Land im Osten“, „Änn-
chen von Thaurau“, „Land der
dunklen Wälder“ und „Auf
Wiedersehen“ standen auf dem
Programm. Auf Wunsch des Gast-
gebers trugen die Bläser zusätz-
lich noch das „Ostpreußische
Reiterlied“ mit der Melodie des
Volksliedes „Prinz Eugen, der ed-
le Ritter“ vor.
In ihrer Begrüßung schlug Bar-

bara Loeffke als Vorsitzende des
gastgebenden Fördererkreises
den Bogen vom Redner dieser
Vortragsveranstaltung, dem Ger-
manistikprofessor an der Balti-
schen Föderalen Immanuel-Kant-
Universität Wladimir Gilmanow,
zum Hausherren, dem Direktor
des Ostpreußischen Landesmu-
seums Joachim Mähnert. Letzte-
rer lobte anschließend seine Vor-
rednerin für die in der Tat emo-
tionale Einführung, um dann in

seinen weiteren Ausführungen
ein Resümee nach dem ersten
Jahr seit der Neueröffnung seines
Hauses zu ziehen und einen Blick
in die Zukunft zu werfen. Nicht
ohne Freude und mit Dank an
sein Team berichtete der gut ge-
launt wirkende Museumsdirektor
von hohen Besucherzahlen und
dem Besuch eines Staatschefs,
des lettischen Präsidenten Rai-
monds Vejonis, im Februar dieses
Jahres. Was die Zukunft angeht,
verwies er auf etwa 700 Quadrat-
meter zusätzliche Ausstellungs-
fläche, vorrangig zur Würdigung
des wohl bekanntesten Ostpreu-
ßen Immanuel Kant, deren Fertig-
stellung bis 2024 geplant ist.
Nachdem Loeffkes Stellvertre-

ter Karsten Uffhausen einen Gruß
des seit 2009 direkt gewählten
christdemokratischen Bundes-
tagsabgeordneten Eckhard Pols
ausgerichtet und einen an Loeffke

gerichteten Brief des Vorsitzen-
den der Freunde des Ostpreußi-
schen Landesmuseums, Rolf-Die-
ter Carl, verlesen hatte, trat der
Vortragende dieses Abends zu
seinem mit wenigen, aber stim-
mungsvollen, Bildern unterstütz-
ten Referat „Deutschland und
Russland: Eine Schicksalsge-
meinschaft und die Zukunft“ an
das Mikrofon. 
Es gibt eine interessante Paral-

lele zwischen Frankreich und
Deutschland. Beide empfinden
sich als vergleichsweise rational
und vernunftgeleitet, während
der große Nachbar im Osten – im
Falle Frankreichs die Deutschen,
im Falle Deutschlands die Russen
– als ungleich stärker von Mystik,
Irrationalität und Emotionalität
geprägt erscheint, wovon man
sich mal angezogen und mal ab-
gestoßen fühlt. Hieran konnten
sich deutsche Zuhörer erinnert

fühlen, wenn Sie an jenem Okto-
berabend im Ostpreußischen
Landesmuseum Gilmanows Wor-
ten lauschten. In ihnen ging es
nämlich weniger um Wissen und
harte Fakten als um Glauben und
Seele. Bereits im ersten Satz

sprach Gilmanow von Russland
als einem „geistig-historischen
Geheimnis“, bereits im zweiten
Satz zitierte er das Bonmot des
russischen Dichters und Diplo-
maten Fjodor Iwanowitsch Tjutt-
schew aus dem Jahre 1866: Ver-
stehen kann man Russland nicht,
und auch nicht messen mit Ver-
stand. Es hat sein eigenes Gesicht.
Nur glauben kann man an das
Land. 
Für den Garanten des „Glau-

bens an die ewigen menschen-
verbindenden Werte“ hält Gilm-
anow explizit „vor allem Wladi-
mir Putin“. Es folgte ein Plädoyer
für den russischen Staatenlenker,
das in seiner Klarheit angesichts
des Kampfes gegen Putin (und
Russland) in Politik und Leitme-
dien der Bundesrepublik aufhor-
chen lässt: „… ihm Arglist, Macht-
gier, politische Gemeinheit, Heu-
chelei und so weiter vorzuwer-
fen, wäre auf keinen Fall reali-
stisch. Er ist ein Mann und ein
Politiker einer dramatischen
Transformationsepoche der rus-
sischen Geschichte mit allem Pro
und Contra der russischen An-
thropologie. Er ist aber ein Mann
des Mutes und der Verantwor-
tung. Er sucht, sein Land lieben
zu lernen, was auch in seinem
großen Mitleid mit zahlreichen
Leidenden zu sehen ist. Er weiß
die heutigen Probleme treffend
zu benennen – die noch anhal-
tende technische Rückständig-
keit der Industrie, mehrere Bei-
spiele der Willkür und Korrup-

tion in der Bürokratie und so
weiter. Er sucht eine solidarische,
moralisch orientierte Gesell-
schaft entwickeln zu helfen, auch
zum Vorteil des gesamten Euro-
pas, dessen Vision – das Europa
von der Atlantis bis Wladiwostok
– er teilt. Es sei auch betont, dass
nach dem Mord des letzten russi-
schen Zaren Nikolaus II. Wladi-
mir Putin der erste russische Lei-
ter in der neusten Staatsge-
schichte ist, der ein rechtgläubi-
ger Christ ist … Es lohnt sich auf
keinen Fall, den Glauben an
Russland aufzugeben ...“
Noch mehr als für Putin warb

Gilmanow in seinem Vortrag für
eine deutsch-russische Verständi-
gung. Er leidet erkennbar unter
der Diskrepanz zwischen dem,
was angesichts der von ihm kon-
statierten „bemerkenswerten exi-
stenziellen megahistorischen
Wahlverwandtschaft zwischen
Deutschen und Russen“ möglich
wäre, und dem, was gegenwärtig
Realität ist: „Nie in der Nach-
kriegszeit war das geistig-histori-
sche, anders formuliert – das
metahistorisch hermeneutische
Verhältnis Deutschlands zu Russ-
land so schlecht wie heute.“ 
Bescheiden führte der Russe

aus, dass sein Land viel mehr von
deutschen Kulturideen beein-
flusst gewesen sei als umgekehrt.
Aber er ließ doch klar erkennen,
auf welcher Seite er primär die
Ursache für die Diskrepanz zwi-
schen Möglichem und Status quo
sieht: „Wer hat die EU-Idee, wenn
schon nicht verraten, dann irre-
geführt? – Russland, das nach der
Rede Wladimir Putins in Mün-
chen 2007 gegen das amerikani-
sche Modell der einpolaren Welt-
architektur zu wirken begann?
Oder Deutschland, das allem An-
schein nach dieses Modell of the
end of history and the last von
Francis Fukuyama anzunehmen
scheint?“
Das deutsche Publikum dankte

dem russischen Gast dessen Plä-
doyer für eine Verständigung zwi-
schen ihren beiden Nationen an
jenem Abend im Museum mit
großem, lang anhaltendem Ap-
plaus. Manuel Ruoff

Stieß mit seinem Werben auf seelenverwandte Zuhörer: Wladimir Gilmanow bei seinem Vortrag

Plädoyer für eine deutsch-russische Partnerschaft
Fördererkreis Ostpreußisches Jagdmuseum lud ins Landesmuseum zu einem Vortrag Wladimir Gilmanows von der Kant-Universität

Mit Interesse bei der Sache: Das zahlreich erschienene Publikum
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der Kreisgemeinschaft Johannis-
burg e.V. in die Heimatdörfer und
Städte um die Hilfsbeträge der
„Bruderhilfe“ auszuzahlen. Die
Hilfe wurde von der Kreisgemein-
schaft erheblich aufgestockt, um
bei den Empfängern wirklich et-
was zu bewirken. 
Wieder hat der Kassenverwalter

Günter Woyzechowski alles ge-
plant und vorbereitet, man kann
wohl sagen „generalstabsmäßig“,
vielen Dank. Unter der Führung
von erfahrenen Kräften wie Detlef
Liedtke und Gerhard Boesler, er-
gänzt durch Klaus Downar wur-
den fast 100 Bedürftige aus der
Deutschen Minderheit mit Hilfe
bedacht. 
Sehr dankbar und voller Hoffen

auf Besserung der Lebensverhält-
nisse gaben sich die Menschen of-
fen und zugetan. Nicht nur, dass
die Lebensbasis auf niedriger Stu-
fe steht, nein, auch notwendige
Medikamente sind kaum zu be-
kommen und wenn, zu sehr ho-
hen Preisen, die nicht aufzu -
bringen sind. Auch hier wird wei-
tere Hilfe notwendig werden. Die
Thematik, die Anblicke und
Schicksale dieser Menschen las-
sen einen auf lange Zeit nicht los. 
Die „Mannschaft“ des Deut-

schen Freundeskreises ROSCH
war wie immer unterstützend zur
Stelle: Unter Leitung von Vor-
stand Ditmar Leymanczyk konnte
manches angesprochene Problem

gelöst werden. Der Verein ROSCH
in Johannisburg ist für die Deut-
sche Minderheit ein verlässlicher
Partner, der inzwischen im res-
pektablen Rahmen Hilfsgüter be-
wegt. 
Das Betreuungsteam der Kreis-

gemeinschaft Johannisburg konn-
te ein verstorbenes Mitglied auf
dem letzten Weg begleiten. Immer
wieder erkennt man bei solchen
Gelegenheiten, was Völkerver-
ständigung wirklich bedeuten
kann. 
Mit großem Respekt und Aner-

kennung konnte das Team die Be-
hinderteneinrichtung von Pastor
Pisz in Johannisburg kennenler-
nen, die als Tagesstätte geführt
wird. Ein großes Vorhaben ist ge-
lungen und sucht wohl landesweit
seinesgleichen. In der Einrichtung
sieht man, wo Hilfe auch im höch-
sten Maße umgesetzt wurde. Die
behinderten Mitmenschen mach-
ten einen glücklichen Eindruck
und es herrschte eine wohltuende
Freundlichkeit. 
Außer persönlichen Besuchen

bei Landrat und Bürgermeister
mit ernsthaft diskutierten The-
men konnte auch Frau Mira Kres-
ka zum 93. Geburtstag Glückwün-
sche überbracht werden. Leider
geht es Mira Kreska nicht gut. 
Wichtig war die Besichtigung

des Gedenkfriedhofes mit Frie-
denskapelle, hier konnten einige
Dinge dokumentiert werden, die
in einem persönlichen Gespräch
mit dem Bürgermeister von Jo-
hannisburg diskutiert werden
mussten. Es kam zu einer Eini-
gung, sodass bis Ende März 2020

Weiter fuhren wir Richtung Li-
tauen. Das nächste Zwischenziel
hieß Neustadt. Dieses war bis
1945 auf litauischer Seite die
gegenüberliegende Stadt der öst-
lichsten Stadt Deutschlands,
Schirwindt. Leider ist diese Stadt
nun auf russischer Seite ganz ver-
schwunden. Auf litauischer Seite
gibt es hier ein Museum, welches
an die Stadt Schirwindt erinnert,
die „Schirwindter Stube“. Dieses
Museum wollten wir uns eigent-
lich ansehen. Leider war die Mu-
seumsleiterin nicht zu Hause. Un-
sere beiden DRK-Fahrzeuge fielen
einer Litauerin in der Nähe des
Museums auf. Sie sprach uns an
und lud uns alle spontan zu ei-
nem kleines Imbiss ein. Die al-
leinlebende Frau erzählte uns von
ihrem schweren Schicksal, denn
sie erfuhr einen Tag zuvor nach
einer Untersuchung, dass sie an
Krebs erkrankt sei.
Einige von unserer Gruppe be-

suchten noch den früheren
Grenzübergang an der Brücke
über die Scheschuppe und den
Schirwindter Weg. Es war schon
ein bedrückendes Gefühl, wenn
man bedenkt, dass bis vor etwa
fünfundsiebzig Jahren hier reger
Grenzverkehr zwischen Schir-
windt und Neustadt, meint:
Deutschland und Litauen
herrschte. Nun ist alles mit Sta-
cheldraht verbarrikadiert.
Die Reise führte über den klei-

nen Fischerort Ruß nach Memel.
Leider wurden wir dort mit Regen
empfangen. Einen Altstadtbum-
mel haben wir am Abend aber
dann doch noch gemacht und ein

Foto vor dem Ännchen-von-Tha-
rau-Denkmal vor dem Stadtthea-
ter durfte natürlich nicht fehlen.
Am letzten Tag in Litauen fuhren
wir auf die Kurische Nehrung
Richtung Nidden. Dieser Ort be-
eindruckt natürlich durch die re-
novierten Fischerhäuser und
auch die Kurenwimpel. Eine Be-
sichtigung des Thomas-Mann-
Hauses war auch sehr interessant.
Der Rückweg in die größte Hafen-
stadt des Memellandes führte uns
über Schwarzort, wo wir noch
einmal das Rauschen des Haffes
genießen konnten. Abends ging es
dann mit der Fähre nach Kiel.

Norbert Schattauer

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 16

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665.

LYCK

Frühjahrstreffen der 
Mittleren Generation

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Tanja Schröder, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Fahrt mit 
Hindernissen

Zentrum gegen Vertrei-
bungen

„Die Gerufenen – Deutsches
Leben in Mittel- und Osteu-
ropa“ im Heimathaus Traun-
reut e.V., Johann-Hinrich-Wi-
chern-Straße 5, 83301 Traun-
reut, bis 12. November 
„Angekommen, Die Integra-
tion der Vertriebenen in
Deutschland“, Volkshoch-
schule (VHS) Lippstadt,
Barthstraße 2, 59557 Lipp-
stadt, bis 3. Dezember 
„In Lagern – Schicksale deut-
scher Zivilisten im östlichen
Europa 1941–1955“, Berufli-
che Schulen des Kreises Her-
zogtum Lauenburg, Ker-
schensteinerstraße 2, 23879
Mölln, bis 22. November 



Vom 2. bis 3. November tagte die
Ostpreußische Landesvertretung
(OLV), die Mitgliederversamm-
lung der Landsmannschaft Ost-
preußen (LO) und deren oberstes
Beschlussorgan, das für die Be-
stimmung der Leitlinien, grund-
sätzliche Entscheidungen und die
Überwachung der Geschäftsfüh-
rung des Vorstandes zuständig ist.
Austragungsort der Jahreshaupt-
versammlung der LO war wie in
den vergangenen Jahren das
Internationale Evangelische Ta-
gungszentrum „Auf dem Heiligen
Berg“ in Wuppertal.

Neben Routineangelegenheiten
wie der Entgegennahme der Re-
chenschaftsberichte, der Entla-
stung des Vorstandes und die Ver-
abschiedung des Jahresberichtes
und der Jahresabrechnung für das
Jahr 2018 standen die Neuwahlen
des Vorstandes auf der Tagesord-
nung der diesjährigen OLV. 
Nach der Begrüßung durch den

LO-Sprecher Stephan Grigat und
der Totenehrung sorgte Dawid Ba-
nach, evangelischer Pfarrer in Su-
walki und Goldap, für nachdenk-
liches Schweigen. Er erinnerte an
die Bedeutung des Glaubens für
die Menschen in Ostpreußen. Der
Glaube habe den Ostpreußen in
Zeiten von Seuchen und Kriegen,
Hunger und Not Orientierung ge-
geben und Trost gespendet. Die
heimatverbliebenen Ostpreußen
hätten zwar ihr Vaterland verlo-
ren, aber nicht ihren Glauben. 
Zu den angenehmen Pflichten

eines Vereinsvorsitzenden gehö-
ren Ehrungen. Der langjährige
Vorsitzende der Kreisgemein-
schaft Bartenstein, Christian 
v. der Groeben, erhielt aus den
Händen des Sprechers für seine
hervorragenden Verdienste um
Heimat und Vaterland das Golde-
ne Ehrenzeichen (siehe Laudatio). 
In seinem Tätigkeitsbericht in-

formierte LO-Sprecher Stephan

Grigat über seine zahlreichen Ge-
spräche mit Politikern, Vertretern
von Institutionen sowohl hierzu-
lande als auch in Ostpreußen und
über seine Tätigkeit im Beirat der
„Stiftung Flucht, Vertreibung, Ver-
söhnung“ sowie als Vizepräsident
des Bundes der Vertriebenen. Er
betonte die enge Verbindung der
LO zu parlamentarischen Vertre-
tern, kommunalen Einrichtungen
und Behörden in der Bundesre-
publik Deutschland und im drei-
geteilten Ostpreußen. Grigat führ-
te aus, dass die LO im südlichen
Ostpreußen als Gesprächspartner
ein akzeptierter und geschätzter
Partner ist. Beleg hierfür ist die
erfolgreiche Durchführung des 
12. Kommunalpolitischen Kon-
gresses (19. bis 20. Oktober) in Al-
lenstein unter Beteiligung des
Bundesbeauftragten für Aussied-
lerfragen und nationale Minder-
heiten, Bernd Fabritius, sowie
zahlreichen polnischen Vertre-
tern, darunter der Sejm-Abgeord-
nete Ryszard Galla, und die zahl-
reichen politischen Gespräche,
die er im Anschluss an den Kon-
gress zusammen mit Bernd Fabri-
tius geführt habe, darunter das
Zusammentreffen mit dem Mar-
schall der Woiwodschaft Erm-
land-Masuren, Gustaw Marek
Brzezin. 
Deutlich trat Grigat der Annah-

me entgegen, es gäbe in der LO
vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Entwicklung Ab-
wicklungstendenzen. Besonders
erfreut zeigte sich der LO-Spre-
cher, dass bei zahlreichen korpo-
rativen Mitgliedern eine Verjün-

gung der Vorsitzenden festzustel-
len ist. Diese gilt für die KG Allen-
stein-Land, Angerburg, Inster-
burg, Königsberg-Land und Or-
telsburg sowie für die Landes-
gruppe Bayern. 
Weiter erwähnte Grigat die

zahlreichen Veranstaltungen, wel-
che die LO durchgeführt hat und
die ein Beleg für die Vitalität, Le-
benskraft und Gestaltungswillen
des Verbandes seien. Hierzu zäh-
len das Deutsch-Russische Forum
in Insterburg, das Jahrestreffen
der Ostpreußen in Wolfsburg mit
über 1000 Teilnehmern, die Ar-
beitstagung für Kreisvertreter und
für Landesgruppenvorsitzende,
die Arbeitstagung für deutsche
Vereine in Sensburg, Werkwo-
chen, Kultur- und Geschichtsse-
minare, sowie Schülerfahrten von
polnischen und litauischen
Schulklassen nach Bayern. Auch
das LO-Verbindungsbüro in Al-
lenstein führte eine Reihe von
Veranstaltungen wie das Früh-
lingsseminar für die mittlere Ge-
neration der Deutschen Minder-
heit, eine Sommerolympiade für
Jugendliche sowie ein Volkstanz-
seminar für Kinder durch. 
Der Sprecher beendete seinen

Bericht mit einem Appell an die
Geschlossenheit des Verbandes,
die auch im Vergleich zu anderen
Landsmannschaften Grundlage für

die erfolgreiche
Entwicklung der
LO in den vergan-
genen 70 Jahren
ist. 
Der Bericht des

Sprechers wurde
vom Plenum
ebenso wie die
Berichte des Bun-
desgeschäftsfüh-
rers, der Bundes-
vorsitzenden der
ostpreußischen
Frauenkreise, des
Referats Heimat-
politik der LO und
des Bundes Junges
Ostpreußen zu-
stimmend zur
Kenntnis genom-
men. Gleiches galt
für den Jahresbe-
richt und die Jah-
resrechnung des
Schatzmeisters.
Danach waren die
Entlastung des

Vorstandes und die Genehmigung
der Wirtschaftspläne für das Haus-
haltsjahr 2020 nur noch eine reine
Formsache.
Die Neuwahl des Vorstandes

brachte keine Überraschungen
und lieferte einen überzeugenden
Vertrauensbeweis in die bisherige
Führung: Alle Vorstandsmitglie-
der, die sich erneut zur Wahl stell-
ten, wurden mit einer klaren
Mehrheit im Amt bestätigt. Spre-
cher der Landsmannschaft Ost-
preußen bleibt Stephan Grigat,
Stellvertretender Sprecher Hans-
Jörg Froese und Schatzmeister
Friedrich-Wilhelm Böld. Als wei-
tere Bundesvorstandsmitglieder
wurden Brigitte Stramm, Tobias
Link und Ulf Püstow gewählt. Gri-
gat bedankte sich bei den Bundes-
vorstandsmitgliedern Wolfgang
Thüne, Uta Lüttich und Dieter
Chilla, die nicht wieder kandi-
diert haben, für ihren bisherigen
Einsatz.
Die Ostpreußische Landesver-

tretung hat durch ihren harmoni-
schen Verlauf, sachliche und kon-
struktive Diskussionen sowie Ge-
schlossenheit bei den Abstim-
mungen gezeigt, dass es ihr stets
um die Sache geht: Wirken für
Ostpreußen. In seinem Schluss-
wort betonte Grigat, dass die LO
auf Dauer angelegt sei. Die LO
werde die Geschichte und Kultur
Ostpreußens auch künftig bewah-
ren und weitertragen.

Edyta Gladkowska
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LO kann auf positive Entwicklungen blicken
Ostpreußische Landesvertretung 2019 mit Vorstandswahlen – Erfreuliche Verjüngung bei Kreisgemeinschaften und Landesgruppen

Christian von der Groeben
wurde am 31. Oktober
1940 in der ostpreußi-

schen Metropole Königsberg ge-
boren und verbrachte die frühen
Kinderjahre auf dem elterlichen
Gut in Paßlack im Landkreis Bar-
tenstein. Gemeinsam mit seiner
Mutter und den Schwestern floh
er Ende 1944 bis nach Pommern
und 1946 weiter nach West-
deutschland. Der kriegsversehrte
Vater ist 1945 auf dem Transport
in den Ural verstorben.
Nicht von ungefähr wurde

Christian von der Groeben Be-
rufsoffizier. Er diente von 1962
bis 1983 bei den Panzertruppen
in Augustdorf und bei der Tech-
nischen Truppe in Tauberbi-
schofsheim. Im Anschluss daran
wurde er in der Kommune Groß-
rinderfeld in Baden-Württem-
berg zum Bürgermeister gewählt.
Dieses Amt übte er vom 22. Juli
1983 bis zum 22. Juli 1999 er-
folgreich aus. Nach zwei Amts-
zeiten endete seine dortige Zeit
als Verwaltungschef. 
In seinem Ruhestand stellte

sich Christian von der Groeben
ganz in den Dienst der ostpreußi-
schen Sache. Seit seiner Wahl
zum Kreisvertreter der Kreisge-
meinschaft Bartenstein im Jahre
2004 investiert er viel Zeit und

Kraft in den Dienst für seine Hei-
mat. Bei den Reisen nach Ost-
preußen hält er Verbindungen zu
den Mitgliedern der Deutschen
Minderheit sowie zu den Bürger-
meistern und anderen Behörden
des Heimatkreises. Auch die Wei-
he der Gedenkstätte in Maxkeim
konnte er als seinen Erfolg verbu-
chen.

Zudem möchte Christian von
der Groeben den Menschen, un-
ter denen er seit Jahrzehnten in
Süddeutschland lebt, seine ost-
preußische Heimat näherbrin-
gen. Diesem Ziel diente zum
Beispiel eine Reise mit rotari-
schen Freunden durch das südli-
che Ostpreußen. Auch für die
Landsmannschaft Ostpreußen

arbeitet Christian von der Groe-
ben seit vielen Jahren erfolg-
reich im Ehrenamt: Im Königs-
berger Gebiet ist er Verbin-
dungsmann zu staatlichen Ein-
richtungen wie dem Staatsar-
chiv in Königsberg und dem frü-
heren Deutsch-Russischen
Haus, in dessen Vorgarten er
zeitweise ein Epitaph der Fami-
lie von der Groeben aufstellen
konnte. Vor Ort unterstützt er
bei der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und Nachbereitung des
Deutsch-Russischen Forums
„Zukunft braucht Vergangen-
heit“, das seit 2008 eines der
„Leuchtturmprojekte“ in der
grenzüberschreitenden Arbeit
der Landsmannschaft Ostpreu-
ßen ist. Seit 2013 ist Christian
von der Groeben zudem Vorsit-
zender des Prüfungsausschusses
der LO.
Bereits 2017 wurde Christian

von der Groeben von der Lands-
mannschaft Ostpreußen mit
dem Ehrenzeichen ausgezeich-
net.
In Würdigung seiner außerge-

wöhnlichen Leistungen und sei-
nes vielfältigen Einsatzes für
Ostpreußen verleiht die Lands-
mannschaft Ostpreußen Herrn
Christian von der Groeben das
Goldene Ehrenzeichen. P.W.

Goldenes Ehrenzeichen: LO-Sprecher zeichnet v.d. Groeben aus

Eindrücke von der diesjährigen OLV in Wuppertal: Ulf Püstow, Tobias Link, 
Dr. Sebastian Husen, Friedrich-Wilhelm Böld, Stephan Grigat, Brigitte Stramm
und Hans-Jörg Froese (o.v.l.) gehören dem neuen Vorstand an. 
LO-Sprecher Stephan Grigat (l.) trägt seinen Bericht über die Aktivitäten der LO
im vergangenen Jahr vor.
Die teilnehmenden Kreisvertreter hören den Berichten der Mitglieder des bis-
herigen Vorstands aufmerksam zu (r.). alle Bilder:E.G.

Christian v. der Groeben für vielfältigen Einsatz ausgezeichnet

Grigat berichtete 
von erfolgreichen 
Veranstaltungen
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Johannes Bugenhagen – bedeutender Reformator
Unvergessen in Pommern und Niedersachsen

Wegen seiner Herkunft 
nannte ihn Martin Luther 
Dr. Pomeranus oder Dr. 

Pommer. Sein Nachname ins Hoch-
deutsche übersetzt heißt so viel wie 
Buchengehölz. Auf den Vornamen 
Johannes wurde er getauft, weil er 

am 24. Juni, dem Johannistag, das 
Licht der Welt im pommerschen 
Städtchen Wollin erblickte. Im 
heutigen polnischen Wolin findet 
man ein Holzrelief an einer Haus-
wand an der Stelle, wo einst sein 
Geburtshaus stand. Wollin wurde 
am Ende des 2. Weltkrieges 1945 
zu 90 % zerstört.

In Stettin blieb die Bugenha-
gen-Kirche am Hohenzollernplatz 
erhalten, wird aber jetzt als katho-
lische Garnisonskirche genutzt. 
Es ist eine Backsteinkirche, die 
1909 im neugotischen Stil erbaut 
wurde. Braunschweigs Bugen-
hagen-Kirche stammt aus dem 
Jahr 1936. Doch bedachte die Lö-
wenstadt den Reformator schon 
1902 mit einem Denkmal an der 
St.Ulrici-Brüdernkirche. Hildes-
heim ehrte ihn 1995 mit einem 
Denkmalbrunnen auf dem Kirch-
platz der St. Andreas-Kirche. In 
dieser Stadt führte Bugenhagen 
am 1.9.1542 die Reformation ein. 
Der Brunnen würde durch seine 
leicht verständliche Symbolik in 

jede Stadt passen, die Johannes 
Bugenhagen aufsuchte, um Lu-
thers reformatorisches Gedan-
kengut zu institutionalisieren und 
damit zu verankern. 

Der Leuchtkopf trägt statt einer 
Kerze ein Kruzifix. In der Säule 
des Leuchters sind Plastiken mit 
biblischen Szenen vom Künstler 
Ulrich Henn eingebaut worden. 
Im Leuchterfuß wird auf Medail-
lons der Dienst der christlichen 
Gemeinde und Kirche mit Predigt, 
Taufe und Abendmahl dargestellt.

Wer den Lebenslauf von Johan-
nes Bugenhagen verfolgt weiß, 
warum gerade diese niedersächsi-
schen Städte seiner gedenken.

Johannes Bugenhagen wurde 
am 24. Juni 1485 im pommer-
schen Städtchen Wollin an der 
Dievenow geboren. Nach einem 
Studium in Greifswald wurde er 
1504 Rektor an der Stadtschu-
le in Treptow in Pommern und 
1517 durch den Abt von Belbuck 
Lektor für Bibel und Kirchenvä-
ter. Erst 1520 hörte er von Lu-

ther über dessen Werk „Von der 
babylonischen Gefangenschaft 
der Kirche“. Daraufhin begab er 
sich zum weiteren Studium nach 
Wittenberg, wo er bald als Uni-
versitätslehrer tätig war. Ab 1523 
amtierte er als Stadtpfarrer in 
Wittenberg. Luther vertraute ihm 
rückhaltlos. Erst 1533 promovier-
te Bugenhagen zum Doktor der 
Theologie. Und wurde zum Pro-
fessor berufen.

Während seines Bemühens um 
die Reformation in Hamburg, Lü-
beck, Braunschweig, Hildesheim, 
Pommern und Dänemark über-
setzte er die Bibel ins Plattdeut-
sche. Sie wurde 1534 in Lübeck 
herausgegeben. Seine Hauptleis-
tung während der Reformations-
zeit wird aber immer die Ausarbei-
tung und Einführung der neuen, 
evangelischen Kirchenordnungen 
einschließlich der Regeln für das 
Schulwesen bleiben, ausgehend 
von Braunschweig 1528, weiter in 
Hamburg 1529, in Lübeck 1530, 
im damals dänischen Schleswig-

Holstein 1532, in Pommern 1534 
und in Dänemark 1537.  

Seit 1539 bekleidete Bugen-
hagen das Amt eines Generalsu-
perintendenten des sächsischen 
Kurkreises Wittenberg. Er starb 
am 20. April 1558 in Wittenberg. 
Sein Grabstein befindet sich in 
der dortigen Stadtkirche.

In Braunschweig hielt sich Jo-
hannes Bugenhagen 1528 von 
Mai bis Oktober auf. Er predig-
te dreimal wöchentlich in der 
Brüdern-Kirche und brachte den 
Kirchenbesuchern das lutherische 
Bekenntnis nahe, was aussagt, 
dass das Wort Gottes zu verkün-
digen sei, und die Sakramente so 
verwaltet werden müssten, wie 
Jesus selbst sie eingesetzt hat. „In 
der Liebe Christi bezeugen wir 
Gottes Wirken“.

Kirchenbauten und Denkmäler 
bezeugen bis heute, dass Johannes 
Bugenhagen unvergessen blieb.

Brigitte Klesczewski

Bugenhagen-Denkmal vor 
der St.Ulrici-Brüdernkirche 
in Braunschweig   (Klesczewski)

Der Bugenhagenbrunnen auf 
dem Andreasplatz in Hildes-
heim, geschaffen von Ulrich 
Henn, eingeweiht am Pfingst-
sonntag 1995.

Foto: Arnold Plesse

Frohe Stunden in der Heimat
Besuch bei der Deutschen Volksgruppe in Lauenburg

Es braucht schon einen be-
sonderen Anlass, sich für 
einen Termin von nur zwei 

Stunden auf die weite Reise von 
Greifswald in Vorpommern nach 
Lauenburg in Hinterpommern 
(heute Lębork) zu begeben. Zu 
dieser Fahrt entschloss sich der 
Vorsitzende des Pommernkonvents 
(siehe auch PAZ Nr. 37) Dr. Chris-
toph Ehricht. Seit seiner Wahl als 
Nachfolger von Dr. Rita Scheller 
und Ingrid Saenger, die leider viel 
zu früh starb, bemüht er sich inten-
siv vor allem um die Kontakte zu 
den örtlichen Gruppen der Sozial-
Kulturellen Gesellschaft deutscher 
Minderheit im polnischen  Hinter-
pommern.
Inzwischen bestehen feste Verbin-
dungen mit den entsprechenden 
Gruppen in Stargard, Köslin, Stolp 
und Rummelsburg. Nur zu Lauen-
burg/Pommern fehlte bisher eine 
Verbindung. Also bat er Lands-
mann Horst Zander, jahrzehntelan-
ger Freund des Pommernkonvents 
und seit 1995 Mitglied in der Min-
derheiten-Ortsgruppe Lauenburg/
Pommern, um eine Zusammen-
kunft mit Vorstand und Mitglie-
dern. Diesen Wunsch nahm die 
langjährige Vorsitzende  der Lauen-
burger Gruppe, Lucyna Woźniak,  
erfreut und gern auf. 

So gelang es ihr und ihrer Stell-
vertreterin Jolanta Kostuch inner-
halb weniger Tage fast 20 Mitglie-
der für eine Zusammenkunft an 
einem Sonnabendnachmittag zu ak-
tivieren. Dr. Christoph Ehricht, be-
gleitet von seiner Ehefrau Ingelore, 
ebenso Pastorin wie er, wurde mit 
besonderer Freude im Versamm-

lungsraum der Ortsgruppe Lauen-
burg/Pommern begrüßt.

Nach vielen zwanglosen Gesprä-
chen schlug Christoph Ehricht vor, 
es mögen sich alle Anwesenden mit 
einigen Worten aus dem jeweiligen 

Lebenslauf vorstellen. Einversta-
den waren damit alle, und so be-
gann er als Erster.

Bemerkenswert ist, dass es unter 
den 24 Teilnehmern dieser Zusam-
menkunft nur zwei jüngere Perso-

nen gab, die die deutsche Sprache 
nicht gut beherrschten und nach-
barliche Hilfe in Anspruch nahmen.  

Der Vorsitzende des Pommern-
konvents dankte auch dafür, dass 
er in dieser Runde ein weiteres Vor-

standsmitglied kennenlernte, näm-
lich die Schatzmeisterin Małgorzata 
Konkel. Die Vorsitzende Lucyna 
bedauerte bei dieser besonderen 
Gelegenheit, dass aus der Bundes-
republik Deutschland seit Jahren 

kein öffentlicher Kontakt mehr zu 
ihrer Gruppe besteht. Der sei mit 
dem Aufhören von Rita Schellers 
Tätigkeit leider erloschen.

Aufgelockert wurde das Zu-
sammensein der Deutschstäm-
migen und ihrer polnischen Part-
ner durch den Vorschlag von 
Christoph Ehricht: „Lasst uns 
gemeinsam singen.” Schnell la-
gen die hektographierten Lieder-
sammlungen auf dem Tisch, und 
alle sangen gemeinsam deutsche 
Volkslieder: Am Brunnen vor 
dem Tore, Ein Jäger aus Kurpfalz, 
Lasst doch der Jugend ihren Lauf, 
Wo de Ostseewellen trecken an 
den Strand, Kein schöner Land 
– und viele andere mehr. Den 
Abschluss bildete auch bei dieser 
außergewöhnlichen Zusammen-
kunft das Pommernlied „Wenn in 
stiller Stunde”.

Konventsvorsitzender Dr. 
Christoph Ehricht dankte für die-
sen frohen Nachmittag und die 
Aufgeschlossenheit der Mitglie-
der. Er versprach, nach Möglich-
keit die deutsch-polnische Gruppe 
Lauenburg in Hinterpommern öf-
ter zu besuchen. 

Da dies sein und seiner Frau 
erster Besuch in dieser einst öst-
lichsten pommerschen Kreis-
stadt des Deutschen Reichs war, 
nahmen beide die Gelegenheit 
wahr, und ließen sich von dem 
hier heimischen Ehepaar Zander 
durch die historische  Altstadt 
von Lauenburg/Pommern führen. 
Der sonnige Herbsttag lud dazu 
regelrecht ein.

Horst Zander, Schimmerwitz Wald
Erinnerung an einen besonderen Nachmittag: Mitglieder der deutsch-polnischen Gruppe zu Lauenburg/Pommern mit 
Dr. Christoph Ehricht (ganz links, stehend)                                                                                                            Foto: Lydia Zander)

Aktuelle Veranstaltung im Pommerschen Landesmuseum, Rakower Straße 9, 17489 Greifswald • www.pommersches-landesmuseum.de 

2019 feiert man in der ganzen Welt das Jahrhundert-Jubiläum des BAUHAUS. Tatsächlich war die Dessauer Schule 
von großer Bedeutung für die Kunst im 20. Jahrhundert. Dennoch war es nicht die einzige Keimzelle der Moderne. 
Der Vortrag widmet sich einem der Bereiche, in denen recht interessante, doch heute viel weniger bekannte Ideen re-
alisiert wurden – nicht selten in Bezug auf das Bauhaus, doch oft auch als eine alternative oder sogar konkurrierende 
Vision der neuen Kunst. Das betrifft auch Norddeutschland, die Küstenregion von Friesland bis Ostpreußen, in der 
versucht wurde, das Neue Bauen mit der regionalen Spezifik zu verbinden. Das resultierte u. a. in der Entstehung einer 
sehr interessanten, anspruchsvollen und nicht selten innovativen Architektur, die v. a. einen Bezug auf den Backstein-
bau nahm. Durch die Folgen des Zweiten Weltkrieges verschwand jene Architektur weitgehend aus dem allgemeinen 
Blickfeld – nicht selten auch materiell. Dennoch lässt sich heute dank der Arbeit mehrerer Forscher das Bild jener 
Architektur in seiner Vielfältigkeit weitgehend zeigen.

In Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für pommersche Geschichte, Altertumskunde und Kunst und der Kulturreferentin für Pommern und Ostbrandenburg

DIENSTAG, 12.11. – 18:00 Uhr
BAUSTEINE ZUR 
LANDESGESCHICHTE

Bauhaus aus Backstein?! – 
Die „andere Moderne“ in 
Nordostdeutschland 1918-1939

Prof. Dr. Rafał Makała (Stettin/
Berlin)
Eintritt 3,50 €

Beispiel: Die Kreuzkirche in Stettin
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Das Gedenken wird schamlos missbraucht: Der Eingang zur Synagoge in Halle Bild: imago images/epd

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: China statt Europa (Nr. 40)

Durch die unseligen Sanktio-
nen gegen Russland verlieren wir
längerfristig einen noch sehr aus-
baufähigen 140-Millionen-Men-
schen-Markt. Gerade die deut-
sche Wirtschaft ist traditionell in
Russland immer sehr gut gefahren
und hätte hier eine besonders
vorteilhafte Ausgangslage – allein
schon geografisch. 

Dabei wissen wir, dass Deutsch-
land im internationalen Wettbe-
werbsranking immer weiter zu-

rückfällt, eine Wirtschaftsrezes-
sion droht und wir daher drin-
gend neue Märkte brauchen. Und
wir wissen auch: Wenn Russland
neue Lieferanten gefunden hat,
sind deutsche Firmen dort zu-
künftig chancenlos. Und wenn
Russland immer autarker wird,
sind auch diese Märkte verloren.
Im Gegenteil könnte daraus sogar
eine Bedrohung der deutschen
Wirtschaft erwachsen, wenn
Russland über die Autarkie hin-
aus in diesen Bereichen irgend-
wann sogar exportieren kann.

Der Niedergang der deutschen
Wirtschaft in ihren einstigen
Hochburgen, die jetzt meist chi-
nesische Exportschlager gewor-
den sind, sollte uns doch War-
nung genug sein. Und wenn Chi-
na, Indien und Russland durch
die irre Sanktions- und Zollpoli-
tik des Westens immer mehr zu-
sammengeschweißt werden, ent-
steht dort gewissermaßen ein tri-
lateraler Binnenmarkt von rund
drei Milliarden Menschen/Kon-
sumenten und damit schon jetzt
ein Exportgigant, gegen den sogar

die bisher großartige deutsche
Exportwirtschaft immer mehr
zwergenhaft erscheinen wird.
Russland geht ja bereits konse-
quent den Weg vom Dollar weg
hin zu einer irgendwann kom-
menden goldgedeckten Währung.

Chinas weltweite Vernetzungs-
politik (inklusive Seidenstraßen-
Projekt) könnte der Garant für zu-
künftige Import- und Export-
märkte sein. Und wenn Indien 
– der noch schlafende Riese –
endlich erwacht, dann brauchen
diese Staaten den Westen über-

haupt nicht mehr – nicht mal als
potenziellen Feind. Oft habe ich
den Eindruck, dass die Russen 
– gezwungen durch den west-
lichen Sanktions- und Bestra-
fungsdruck – immer mehr strate-
gisch denken und handeln, wäh-

Misslungene Rede
Zu: 1989: Nach dem 9. Oktober
gab es kein Zurück mehr (Nr. 41)

Vor 30 Jahren wurde die Mauer
auf friedliche Weise überwunden.
Die Teilung Deutschlands war un-
menschlich und verursachte tiefe
Wunden auch im ganz persön-
lichen Bereich, Familien wurden
auseinandergerissen, besonders
in Berlin. 

Welche Erleichterung und echte
Freude kam auf, als die ersten
Ostberliner an der Bornholmer
Straße die Grenze noch nachts
passieren konnten? Das vorherr-
schende Schlagwort war „Wahn-
sinn“. Das alles war möglich, weil
kein einziger Schuss fiel, die
Grenzsoldaten und sowjetischen
Truppen nicht eingriffen. Eine
Sternstunde in der deutschen Ge-
schichte, dank des klugen Staats-
mannes Gorbatschow! 

Wo ist diese Euphorie von da-
mals geblieben? Der „Kalte Krieg“
war vorbei, und wir waren un-
glaublich erleichtert. Was ist nun
heute? Hat man die Chance einer
weltweiten Entspannung genutzt? 

Erich Kästner, der scharfsinnige
Kritiker seiner Zeit, spricht vom
„Welttheater“. Seine Gedichte sind
treffend und zeitlos. 

Wie ist der heutige Stand? Es
wird wieder aufgerüstet. China ist
die neue Supermacht und demon-
strierte kürzlich seine Stärke. 

Sind wir inzwischen ein „einig
Vaterland“ geworden? Das muss
jeder für sich beantworten. Für
mich hat es damals Kanzler Willy
Brandt treffend ausgedrückt:
„Nun wächst zusammen, was zu-
sammen gehört.“ Es geht dabei
nicht nur um Ökonomie, viel-
mehr um die Bewahrung der Na-
tur als unserer Lebensgrundlage. 

Fragen wie der Klimawandel
sind jetzt zu globalen Aufgaben
geworden. Wolfgang Hornuff, 

Berlin

Zu: „Deshalb haben wir das ge-
macht“ (Nr. 36)

Wenn ich von dem geschicht-
lichen Ereignis der Vertreibung
der Deutschen aus ihrer Heimat
in Osteuropa, dem zweiten
Menschheitsverbrechen der Welt-
geschichte, und von der Antwort
der deutschen Vertriebenen in
der „Charta der Vertriebenen“ auf
diesen unsäglichen Zivilisations-
bruch ausgehe, dann ist die Rede
des Herrn Laschet nicht das Pa-
pier wert, auf dem sie gedruckt
worden ist. Die entscheidende
Forderung der „Charta“, das Recht
der Vertriebenen auf ihre Heimat
– völkerrechtlich und von der
UNO verbürgt –, wird unterschla-
gen. Warum wohl?

Nordrhein-Westfalens Minister-
präsident Armin Laschet tut so,
als ob der deutsche Staat sich um
die deutschen Vertriebenen küm-
mert und sorgt. Die politische
Wirklichkeit ist anders und ent-
täuschend: siehe das Projekt
„Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung“ in Berlin, das deutsch-pol-
nische Geschichtsbuch „Europa –
unsere Geschichte“, in dem die
deutsch-polnische Geschichte ge-
mäß dem deutschen historischen
Narrativ verfälscht wird, und das
sogenannte Polnische Denkmal in
Berlin.

Es wird viel von „Heimat“ gere-
det und wie schwer alles nach
dem Krieg war. Auch heute noch
kommen „Vertriebene“ (woher?)
nach Deutschland. Eine solche
Rede kann man wohl vor den „Be-
rufsvertriebenen“ von heute hal-
ten, aber nicht vor denen, denen
man alles, Heimat, Geschichte
und Zukunft, in ihrer Heimat ge-
nommen hat.

Ich war über den Text von
Herrn Laschet sehr enttäuscht!

Klaus Fleischmann,
Kaarst

Zu: Berlin und Halle (Nr. 42)

Die AfD als geistigen Brandstif-
ter für Terror- und antisemitische
Anschläge verantwortlich zu ma-
chen, ist eine ungeheuerliche Ent-
gleisung unserer politischen Elite
und ihrer medialen Sprachrohre.
Ohne faktische Argumente zu lie-
fern, werden Andersdenkende
von Altparteien, Grünen und Lin-
ken auf das Übelste diffamiert.

Man stelle sich dieses Szenario
umgekehrt vor. Linke Vordenker
und ihre Bildungsbeauftragten
haben es geschafft, den letzten
drei Generationen das eigenstän-
dige Denken und Analysieren ab-
zuerziehen. Stattdessen wurden
(und werden) sie derart einseitig
ideologisch verbogen, dass die
meisten nicht in der Lage sind,
Geschehnisse und Herausforde-
rungen unvoreingenommen beur-
teilen und kritisch bewerten zu
können. Sie bilden heute mehr-
heitlich die Zivilgesellschaft, die
nach ihrem Credo handelt, dass
nicht sein kann, was nicht sein
darf. 

Dass in den meisten Universitä-
ten inzwischen die kriminelle
Antifa ihren Einfluss geltend ma-
chen kann, spricht Bände. Der im
Koran kodifizierte Hass auf Juden
und Christen wird Tag für Tag mit
der ununterbrochenen Zuwande-
rung von überwiegend illegalen
muslimischen „Schutzsuchen-
den“ weiter importiert und ver-
schärft. Trotzdem will Merkel un-
sere Grenzen für jedermann
(auch ohne Ausweispapiere) of-
fenhalten. Selbst Schwerverbre-
cher werden nicht abgeschoben. 

Sie ist die Entscheidungsträge-
rin, der man eine wirkliche Mit-
schuld an den bisherigen und zu-
künftigen Terror- und antisemiti-
schen Anschlägen vorwerfen
kann. Gisela Recki, 

Eitorf

Merkels Mitschuld

Zu: Berlin und Halle (Nr. 42)

In Deutschland ist man sehr
schnell dabei, das Wort Hass zu
verwenden. Genauso schnell ist
man dabei zu verkünden: Das ist
ein Feind. Dieses ist eine ganz ge-
fährliche Entwicklung. Wenn
zehn Menschen diskutieren, neun
zu einem gemeinsamen Ergebnis
kommen und einer eine andere
Meinung hat, dann ist ein neuer
Feind geboren. Die Morde von
Halle sind durch nichts zu ent-
schuldigen. „Der wahre Feind ist
der Hass. Egal gegen wen ...“, so
die jüdische Gemeinde Halle.

Hass ist immer eine schlechte
Begründung, wenn man gegen et-
was ist. Diese Aussage ist mir zu
pauschal. Es ist leider so, dass es,
soweit es die Juden betrifft, schon
immer Menschen gab und gibt,
die sie hassen. Aber Vorsicht mit
pauschalen Aussagen. Viele Men-

schen in Deutschland machen
keinen Unterschied mehr zwi-
schen Hass/Feindlichkeit und
Vorbehalte/Bedenken.

Wenn Politiker, im Zusammen-
hang mit dem Anschlag in Halle,
von geistiger Schuld der AfD
sprechen oder Nordrhein-Westfa-
lens Ministerpräsident Armin La-
schet dazu auffordert, die AfD
„bis aufs Messer“ zu bekämpfen,
dann ist das schon keine andere
Meinung mehr, sondern Hass/
Feindlichkeit. 

Natürlich gibt es in der AfD
Kräfte, die sich von solchen An-
schlägen nicht eindeutig distan-
zieren. Das macht diese Partei
aber nicht pauschal zum Sünden-
bock. Dass diese Partei heute da
ist, wo sie ist, haben die soge-
nannten etablierten Parteien zu
verantworten. 

Wenn der Autor Chaim Noll
von muslimischem (nicht alle) Ju-

denhass auf deutschen Schulhö-
fen spricht, dann ist das sicher
richtig. Aber der findet doch nicht
nur auf Schulhöfen statt. 

Es gibt aber auch muslimischen
Christenhass (nicht pauschal) in
Deutschland. Noch hält sich die-
ser Hass in „Grenzen“. Aber An-
griffe auf Kirchen oder Entwen-
dungen von christlichen Symbo-
len sind der Anfang. 

Deutschland lässt also nicht nur
zu, dass Juden verächtliche Wesen
sind, sondern das gilt für Christen
genauso. Warum Herr Noll nur
junge Muslime anspricht, die un-
gestraft Juden angreifen, ist mir
unverständlich. Dass es deutsche
Nachahmer gibt, ist doch nicht
wirklich verwunderlich. Nur die-
se werden anders behandelt. Arti-
kel 3 des Grundgesetzes „Gleich-
heit vor dem Gesetz“? Da habe ich
Zweifel. Heinz-Peter Kröske, 

Hameln

Ende der Euphorie

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LESERFORUM

Anzeige

rend wir nicht einmal mehr bis
zum Ende des Tellerrandes blik-
ken können. Hochmut kommt 
– genauso wie Dummheit – vor
dem Fall. Vielleicht fallen wir be-
reits. Henry Stephan,

Himbergen

Gegenüber China, Russland und Indien wirkt Deutschlands Wirtschaft wie ein Zwerg

Nach Halle werden Sündenböcke gesucht
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Die Ausbildung an Deutschlands
Schulen wird regelmäßig kriti-
siert. Von Klassengröße, Unter-
richtsmaterialien, Ausstattung,
Methoden sowie Lerninhalten
haben Lehrer, Kultusministerium,
Schüler und Eltern oft unter-
schiedliche Vorstellungen. Dabei
sind Lern inhalte und mögliche
neue Schulfächer wie „Glück“
zuverlässig ein brisantes Thema. 

Während die Pisa-Studien
Schülern in Deutschland Mängel
bescheinigen und Ausbildungsbe-
triebe landauf und landab darü-
ber klagen, dass selbst Abiturien-
ten weder deutsche Grammatik
noch Rechtschreibung beherr-
schen – von der mangelnden
Arbeitseinstellung ganz zu
schweigen –, wird in den Kultus-
ministerien überlegt, ob mit
neuen Schulfächern wie Wirt-
schaft, Glück oder Allgemeinwis-
sen die Bildung von Deutschlands
Schülern verbessert werden kann. 
Doch wer entscheidet eigent-

lich darüber, welches Fach einge-
führt wird und wann die neuen
Lerninhalte umgesetzt werden?
Heinz-Peter Meidinger, Präsi-

dent des deutschen Lehrerbun-
des, erklärt: „Ob ein neues Schul-
fach eingeführt wird, wird in
Schulgesetzen und in den Schul-
ordnungen geregelt. Sofern Schul-
fächer gesetzlich verankert sind,
muss darüber das Parlament ent-
scheiden. Bei Wahlfächern kann
das aber auch mal unterhalb der
Gesetzesebene etwa durch mini-
sterielle Verordnungen entschie-
den werden.“
Vorschläge für neue Schulfä-

cher gibt es in Hülle und Fülle.
Von Konzern-Managern kommen
sie ebenso wie von Verbänden.
Mal wird gefordert, dass alle Kin-
der in der Schule das Program-
mieren von Computer-Software
lernen müssen, mal wird betont,

dass Wirtschafts- oder Gesund-
heitswissen unbedingt schon in
der Schule vermittelt werden soll-
ten. Schüler dagegen klagen in
den sozialen Medien, dass sie vie-
les in der Schule lernen, was sie
nicht anwenden können, dagegen
aber keine Ahnung davon haben,
wie sie Versicherungen, Kauf-
oder Mietverträge abschließen
oder ihre Steuererklärungen ein-

reichen. Daraufhin formulierte
Bundesbildungsministerin Johan-
na Wanka den Wunsch nach dem
Fach Alltagswissen. 
Neue Fächer einzuführen be -

deutet auch, die Anzahl der
Schulstunden zu erhöhen oder
die Stunden für ein anderes Fach
zu kürzen. Mehr Stunden im
Lehrplan ziehen höhere Kosten
nach sich, gibt Meidinger zu
bedenken. Außerdem steht die

Frage im Raum, ob es überhaupt
ausgebildete Fachkräfte für diesen
Bereich gibt. „Im Vorfeld müssen
Fragen abgeklärt werden: Gibt es
dafür schon entsprechend ausge-
bildete Lehrkräfte oder muss man
erst ein neues Lehramtsstudium
in diesem Fach konzipieren und
einführen“, so Meidinger. Es soll-
ten Lehrpläne, darauf bezogene
Unterrichtsmaterialien und Lehr-

bücher entwickelt werden. Kurz-
um: Es braucht eigentlich einen
Vorlauf von deutlich mehr als
fünf, eher Richtung zehn Jahren.
Die grundlegende Frage heißt

daher erst einmal: Was ist heutzu-
tage wichtig für die Schüler? Soft-
ware-Programmierung beispiels-
weise ist in Dänemark und Groß-
britannien ein Pflichtfach. In
manchen Bundesländern wird
dieser Bereich teilweise im Fach

Informatik abgedeckt. Doch muss
wirklich jeder Schüler lernen, wie
man ein Computerprogramm
oder eine Handy-App erstellt?
Auch Wirtschaftswissen wird

als notwendig angesehen. Als
Pflichtfach ist es jedoch noch
nicht flächendeckend eingeführt
worden. Bayern und Baden-Würt-
temberg pflegen das Fach Ökono-
mie, in Brandenburg gibt es das

Mischfach „Wirtschaft, Arbeit,
Technik“, Hessen setzt auf „Politik
und Gesellschaft“.
Anders sieht es aus mit dem

Schulfach Glück. Dieses Fach wird
bereits an mehr als 30 deutschen
Schulen unterrichtet. Angesichts
der steigenden Zahl von Schü-
lern, die unter Depressionen lei-
den, ist das Fach mit diesem Titel
sicher eine gute Idee. Freude am
Leben, Ziele verfolgen, Marathon-

Training – das Fach bietet Inhalte,
die im Unterricht Grundlagen für
ein ausgeglichenes Leben vermit-
teln sollen, in dem Zufriedenheit,
Selbstsicherheit und Selbstver-
antwortung gelebt werden. 
Spaß an der Leistung gehört als

Unterrichtsziel auch dazu. Und
da scheint sich die Katze in den
Schwanz zu beißen. Die Konsum-
gesellschaft und der Kapitalismus
erwarten Leistung, Glück sieht
aber für immer mehr Menschen
anders aus. Vielleicht würde es
doch Sinn machen, die alten
Fächer wie Geschichte, Politik,
Mathematik und Deutsch in den
Vordergrund zu stellen und statt
neuer Fächer mit motivationsstär-
kenden Bezeichnungen das eigen-
ständige Denken zu fördern. 
Die gerne zitierten Vorbilder

aus Skandinavien sind in der Ent-
wicklung bereits einen Schritt
weiter. In Schweden wird darauf
abgezielt, praxisorientiert zu ler-
nen. Finnland, dessen Schulsy-
stem als weltweit führend gilt,
hatte 2016 für einen Aufschrei
gesorgt, als bekannt wurde, dass
dort die Schreibschrift abge-
schafft wird. 
Im nächsten Jahr können Schu-

len in Finnland entscheiden, die
altbekannten Schulfächer abzu-
schaffen. Das Lernen im Rahmen
von Phänomenen soll die starren
Fächer ersetzen. Ein Beispiel: Ein
geschichtliches Ereignis wie die
Zeit Napoleons kann sowohl aus
geografischer als auch aus mathe-
matischer Sicht erarbeitet wer-
den. Beim Thema „Arbeiten in
einem Hotel“ können neben ma -
thematischen Aspekten Sprach-
kenntnisse vermittelt werden.
Ein Ansatz, zu dem Meidinger

eine klare Meinung vertritt: „Im
Grundschulbereich kann ich mir
so etwas eher vorstellen. Bei
weiterführenden Schulen hat sich
der Fachansatz mit Orientierung

an der universitären Fachwissen-
schaft bewährt.“ Verbundfächer
könnten zwar zum Teil phäno-
menorientierter arbeiten, sie lit-
ten aber darunter, dass es keine
saubere Wissenschaftsfundierung
und auch keine Lehrkräfte mehr
gibt, die in jedem der Bestandtei-
le solcher Fächerverbünde uni-
versitär ausgebildet sind. Die
Erfahrungen mit losen Fachver-
bünden wie Natur und Technik
seien diesbezüglich wenig zu -
kunftsweisend. „Das Gymnasium,
das als Hauptziel die Studierfä-
higkeit seiner Absolventen an -
strebt, sollte sich nicht zu weit
von den klassischen Fachdiszipli-
nen entfernen“, meint Meidinger.
Und wie sieht es dann mit

neuen Schulfächern aus? Brau-
chen Deutschlands Schüler ande-
re Unterrichtsfächer? Laut Mei-
dinger hat es in den letzten Jahren
von verschiedenen Lobby- und
Interessensgruppen insgesamt
über 40 Vorschläge für die Ein-
führung neuer Fächer gegeben,
darunter auch Hauswirtschaft,
Gesundheit, Aids, Umweltschutz,
Medienerziehung, Digitalkunde
oder Klimaschutz.
Die Notwendigkeit, neue Lehr -

inhalte zu vermitteln, bedarf nicht
unbedingt der Schaffung neuer
Fächer. Beispielsweise sind auch
viele bestehende Fächer jetzt
schon für Medienerziehung
zuständig und wichtig. Auch kann
man wirtschaftliche Sachverhalte
in anderen Fächern unterbringen
wie Wirtschaft und Recht, Wirt-
schaftsgeografie oder Gesell-
schaft–Politik–Wirtschaft. Wich-
tig sei, so Meidinger, dass wirt-
schaftliche Zusammenhänge
durch Lehrkräfte unterrichtet
würden, die dieses Fach auch stu-
diert und darin einen Abschluss
gemacht hätten: „Das ist mir
wichtiger als die Frage, wie das
Fach heißt.“ Stephanie Sieckmann

Eine glatte 1 in »Glück«
Wer kann schon Deutsch oder liebt Mathe? – Neue Schulfächer braucht das Land, damit heutzutage jeder in der Klasse mitkommt

Immer mehr Schüler lernen „Glück“: So auch diese Jugendlichen in einer Schule in Fulda Bild: pa

Statt Blumen
Bananen zur Begrüßung – Eine »krummes« Symbol von 1989

Der Dichter des Deutsch-
landliedes, Hoffmann von
Fallersleben, schrieb 1843

das Kinderlied „Ein Männlein
steht im Walde“. Bei dem Rätsel-
reim um ein Männlein mit 
„purpurroten Mäntelein“ und
„schwarzen Käppelein“, fragte
man sich lange, was oder wen er
damit meinte. 1860 löste er es mit
einer zusätzliche Strophe auf: Es
„kann nur die Hagebutte sein“.
Leuchtend rot erstrahlt sie jetzt

wieder im Herbst fast überall in
der Natur. Der Name weist auf
den Ort hin, wo man sie findet.
„Hagen“ bedeutet Hecke und
„Butte“ ist ein Fass, womit also die
Form beschrieben wird.
Der lateinische Name der Pflan-

ze ist „Rosa canina“, was „Hunds-
rose“ bedeutet. Der stachlige
Strauch wird etwa drei Meter
hoch und stammte ursprünglich
aus Europa und Asien. Im Juni
entwickeln die Sträucher zartrosa
Blüten. Das Fruchtfleisch entsteht
aus dem Blütenboden. Es ist süß-
sauer und besonders gesund.
Hagebutten sind Sammelfrüch-

te, die viele kleine Nüsse enthal-
ten. Dabei handelt es sich nicht
um Nüsse, wie wir sie kennen,
sondern um viele kleine harte
Kerne, die man Nüsschen nennt.
Diese sind mit vielen Widerhaken
umgeben, die bei Kontakt mit der
Haut Juckreiz hervorrufen. 
So werden die haarigen Pflan-

zenteilchen von Kindern oft als
Juckpulver verwendet. Manchmal
lösen sie sogar eine Allergie aus.
Die haarigen Kerne müssen aus
den roten Fässchen entfernt wer-

den, wenn man die Hagebutte zu
Tee oder Marmelade verarbeitet,
was recht mühsam ist.
Neben Sanddorn sind die Hage-

butten die heimischen Früchte
mit dem höchsten Vitamin-C-
Gehalt. Außerdem sind sie reich
an Vitamin-B-Komplexen und
vielen Mineralstoffen, die unser
Körper dringend benötigt, um ge -
sund zu bleiben. Unsere Vorfah-
ren nutzten bereits im Mittelalter

die Früchte für gesundheitliche
Zwecke. Man stellte Mus, Tee
oder Marmelade daraus her und
stärkte so die Abwehrkräfte für
den harten Winter. 
Hagebutten haben unter ande-

rem eine entzündungshemmende
Wirkung. Der so beliebte Hage-
buttentee erhält seine tiefrote
Farbe übrigens nicht von den
roten Hagebutten. Diese würden
den Tee nur leicht gelbrot bis

bräunlich färben. Die sattrote
Farbe stammt von Hibiskusblüten,
die dem Tee beigemischt werden.
Der Strauch bietet Schutz für

einige Tierarten, und die „roten
Männlein“, wie der Dichter sie
nannte, sind eine vitaminreiche
Nahrung für viele Vögel. Erntezeit
der Hagebutten ist von Ende Sep-
tember bis Ende Oktober. Doch
die Früchte fallen nicht wie ande-
re einfach vom Strauch, sondern

bleiben den ganzen Winter zur
Freude der Vögel auch im reifen
Zustand an den Ästen hängen.
In vielen Regionen Deutsch-

lands nennt man die Hagebutte
ganz anders. So sagt man im Ber-
gischen Land „Hahnedorn“, „Jöb -
ke“ oder „Jeepkes“ in Ostfries-
land, in Nordthüringen „Hane-
puttchen“, in Österreich „Het-
schepetsch“ oder „Hetscherl“ und
viele Bezeichnungen mehr. S.F.

Rotes Männlein
Im Herbst sorgen Hagebutten für Farbtupfer im Wald

Das Land, in dem die Bana-
nen wachsen, ist Deutsch-
land nicht gerade. Beim

Mauerfall vor 30 Jahren kam es
aber manchem DDR-Bürger so vor,
als sei die Banane im kapitalisti-
schen Westen beheimatet. Bei ihrer
Ankunft im Westteil der Re publik
wurden sie statt mit Blumen mit
der Tropenfrucht begrüßt.
Bananen aber werden aus Län-

dern in Zentralamerika, wie Costa
Rica und Panama, oder aus Län-
dern in Südamerika, wie Ecuador,
Kolumbien und Nicaragua, einge-
führt. Die Pflanze liebt ein gleich-
mäßig feuchtwarmes Tropenkli-
ma. Ursprünglich war sie in Süd-
ostasien beheimatet. Von dort
gelangte sie über Indien in den
arabischen Raum. Durch arabi-
sche Händler kam sie nach Afrika
und Europa. In der Zeit der gro-
ßen Eroberungen und Entdeckun-
gen, im 15. und 16. Jahrhundert,
brachten spanische und portugie-
sische Seefahrer die Nutzpflanze
nach Amerika. Dort gedeiht sie
seitdem prächtig in riesigen Plan-
tagen. Ihren Namen bekam sie
übrigens von den Arabern. Diese
nannten die Frucht „banan“, was
so viel wie „Finger“ bedeutet.
Bananen wachsen an Stauden.

Der Stamm besteht nicht aus
Holz, sondern aus aufgerollten,
verhärteten Blättern, dem soge-
nannten Scheinstamm. Die Stau-
de wird zwischen drei und neun
Metern groß. Dicht an dicht ste-
hen diese in den Plantagen. Nach
sechs Monaten etwa bildet sich
eine riesige violette Knospe. Diese
besteht aus 200 einzelnen gelb-

lichen Blüten. Mit etwas Glück
hat man die Chance, diesen be -
eindruckenden Fruchtstand in
einem Botanischen Garten wie
jenem im Berliner Stadtteil Lich-
terfelde anzuschauen. 
Die Knospe wächst zuerst nach

oben. Da sie aber immer schwerer
wird, neigt sie sich langsam und
wächst nach unten. Die kleinen
Bananen sind noch ganz gerade
und wachsen seitlich aus dem

Stängel heraus. Wenn das große
Blatt der Knospe über ihnen ver-
trocknet und abfällt, verändern
die Bananen ihre Form. Sie krüm-
men sich nach oben zum Licht
hin, ändern also ihre Wuchsrich-
tung. So wachsen sie sogar um die
über ihnen hängenden Bananen
herum. Das wäre eine lapidare
Erklärung dafür, warum die Bana-
nen krumm sind.

Eine Knospe besteht aus etwa
14 Bananenbüscheln. Diese wer-
den „Hände“ genannt, wobei eine
„Hand“ etwa 20 Bananen trägt.
Diese nennt man „Finger“. Drei
bis sechs Monate nach Ausbil-
dung der Blüten werden die
Bananen geerntet. Bananenpflan-
zen tragen nur einmal im Leben
Früchte. So schlagen die Erntear-
beiter die ganze Mutterpflanze ab.
An den Wurzeln aber bilden sich
bereits neue Sprösslinge. Diese
wachsen zur neuen Bananenstau-
de heran. Da Bananen viele Nähr-
stoffe zum Wachsen benötigen,
sind die Böden sehr bald ausge-
laugt. Nach 20 Jahren müssen also
immer wieder neue Plantagen
angelegt werden.
Bei der Ernte sind die Bananen

noch ganz grün und somit unge-
nießbar. Wären sie reif, würden
sie bei uns nach der langen
Schiffsreise als matschige Frucht
ankommen. Deshalb verpackt
man sie noch im grünen, unreifen
Zustand in Kisten, die dann auf
Schiffe verladen werden. Dort
lagern die Früchte in Kühlkam-
mern, wo sie auf der Reise frisch
bleiben. Die Reifung be ginnt dann
erst in den Häfen, also dort, wo
sie ankommen. Danach geht es in
die Supermärkte und schließlich
in den heimischen Obstkorb.
Oder, wie im November 1989,

eingeklemmt zwischen Scheiben-
wischer und Frontscheibe der
Trabant-Autos von DDR-Bürgern.
Vom Begrüßungsgeld, so heißt es,
haben sich viele von ihnen als
Erstes unter anderem Bananen
gekauft. Silvia Friedrich/tws

Eine Bananenstaude im Bota-
nischen Garten von Berlin

Purpurroter Mantel: Hagebutten Bild: Friedrich
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Der 9. November ist zweifellos
das Schicksalsdatum unserer

Nation im 20. Jahrhundert
schlechthin: Novemberrevolution
1918, Hitler-Putsch 1923, Reichs-
pogromnacht 1938 und Fall der
Mauer 1989. Aber gibt es auch eine
tiefere Verbindung
beziehungsweise
Gemeinsamkei-
ten zwischen all
diesen verschie-
denartigen Ereig-
nissen? Der selbigen
Frage geht der Journalist und Autor
Wolfgang Brenner in seinem Buch
„Das deutsche Datum“ nach.
Dabei vertritt er die These, dass

der eine 9. November stets ganz
kausal zum nächsten geführt habe,
und darüber hinaus übergreifende
Muster zu erkennen seien: Jedes
Mal hätten die Akteure sich selbst
unter Zugzwang gesetzt, „was eine
ausgeprägte politische Untugend
in Deutschland“ zu sein scheine.
Darüber hinaus wäre am 9. No-
vember offen-
bar immer wie-
der „die ideo-
logische Lei-
denschaft in ei-
nen Wettbe-
werb mit der
kühl organisie-
renden und
vorausblicken-
den Vernunft
getreten“ – mit
dem fatalen Er-
gebnis des Sie-
ges der Affekte.
Was den

n u n m e h r  
30 Jahre zurük-

kliegenden Fall der Mauer betrifft,
sah die Realität freilich aber doch
um einiges anders aus: Dieser 
9. November passt in keiner Weise
in das von Brenner skizzierte Sche-
ma. Zum einen, weil die politi-
schen Akteure wie Krenz, Scha-

bowski und Co.
sich damals eben
nicht selbst unter
Druck gesetzt
hatten, sondern
wegen der Prote-

ste der DDR-Bevöl-
kerung gar keine anderen Hand-
lungsoptionen mehr hatten, zum
anderen, weil 1989 in Berlin auch
nirgendwo die Affekte die Ober-
hand behielten. Dann nämlich hät-
ten die Grenzer und Stasi-Leute an
der Mauer aus Angst oder Wut ge-
schossen und wären anschließend
von den aufgebrachten Massen ge-
lyncht worden. Das ergibt sich
übrigens implizit auch aus Bren-
ners eigenen Ausführungen im Ka-
pitel über den Mauerfall. W.K.

Die Chronik des Autors
Hans-Hermann Hertle, des
zwei fellos besten Kenner

sjener schick salsträchtigen Tage,
basiert mit ihren überaus vielen
Einzelheiten auf Unterlagen des
SED-Polit büros sowie auf Gesprä-
chen mit der Führung der DDR
und speziell der NVA sowie auf
vielen Zeitzeugenaussagen, wie
denen von Mitarbeitern des ZK
der KPdSU, Sowjetdiplomaten und
sogar mit Michail Gorbatschow
und dem US-Präsidenten George
Bush. Anfang 1989 hatte Erich
Honecker erklärt, die Mauer wer-
de noch 100 Jahre bestehen. Tat-
sächlich kannte er bereits ein Jahr
zuvor die wahre Lage. Im Sommer
1989 kam die KGB-Führung zu der
Ansicht, die deutsche Teilung sei
„nicht länger aufrecht zu erhal-
ten“. Am 8. Oktober befahl Honek-
ker das sofortige Unterbinden von
„Krawallen“, während sein Nach-
folger Egon Krenz offene Gewalt
der Stasi ablehnte und für „politi-
schen Dialog“ mit der Bevölkerung
eintrat. Ende Oktober fanden be-
reits 145 Demonstrationen mit
540000 Teilnehmern statt. 
Damals gab es einen Beschluss

über Auslandsreisen, die von Vor-
aussetzungen abhängig waren –
was ausreichend Spielraum für
Auslegungen im SED-Sinne bot.
Das Plenum hatte die ganze Trag-
weite seiner Entscheidung nicht
erkannt. Jeder Reisende sollte 
15 D-Mark erhalten, für die es aber
keine Deckung gab. 
Allein ein Stoppen der Verschul-

dung von 20 Milliarden US-Dollar
hätte 1990 zu einer Senkung des
DDR-Lebensstandards bis zu 

30 Prozent geführt, das Land wäre
unregierbar geworden. Auf den
Antrag Ost-Berlins hin, Bonn solle
die Kosten mittragen, forderte
Kanzler Helmut Kohl primär Rei-
sefreiheit, Zulassung oppositionel-
ler Gruppen und freie Wahlen. 
Geradezu minutiös erlebt der

Le ser die Pressekonferenz am 
9. No vember. SED-Politbüromit-
glied Günter Schabowski hatte
die Unterlagen überhaupt nicht
gelesen, war „in völliger Un-
kenntnis“‘ und über den Inhalt
der Zeitbombe in Form des neu-
en Reisegesetzes mit Pässen und
Genehmigungen nicht informiert.
An eine Grenzöffnung dachte nie-
mand, nur an eine Übergangsre-
gelung. Auf Frage nach dessen In-
krafttreten folgten seine berühmt
gewordenen Worte „Sofort, un-
verzüglich“. Dass sie zur Auf -
lösung der DDR führten, lag
„außerhalb seiner Vorstellungs-
kraft“. Die ARD brachte um 
20 Uhr die Top-Meldung: „DDR
öffnet Grenzen“ und in den „Ta-
gesthemen“: „Die Tore an der
Mauer stehen weit offen“. Die
Folgen dieser falschen Situations-
definition waren dem Sprecher
selbst nicht bewusst. 
Die DDR-Grenzeinheiten waren

in ihren Dienstvorschriften auf
diese Situation nicht vorbereitet.
Ein Befehl zur höheren Siche-
rungsstufe hätte der Bestätigung
der höheren Kommandoebene
bedurft, die ebenfalls nicht infor-
miert war. Um 23.30 Uhr hieß es
dann: „Wir machen alles auf!“ 
Kurz zuvor will Krenz Befehl

gegeben haben, die Übergangs-
stelle in Berlin zu öffnen, was von

der MfS-Führung dementiert
wird. Am Brandenburger Tor be-
trachteten SED-Genossen des
Grenzkommandos West, ebenfalls
ohne Kenntnisse und Befehle, die
Ereignisse „als Verrat und Hohn“
und richteten an den SED-Gene-
ralsekretär eine Protestnote, man
habe zur Partei „kein Vertrauen
mehr“. 
Nach den Worten des Autors

zeigte sich das ZK am Tage nach
dem Mauerfall „unwillig und un-
fähig, das Problem überhaupt zur
Kenntnis zu nehmen und sich mit
dem Zusammenbruch des bishe-
rigen Grenzregimes zu befassen.
Krenz eröffnete die Sitzung, ohne
auch nur ein einziges Wort zum
Fall der Mauer oder zur aktuellen
Lage an der Grenze zu verlieren.“
Entsetzt habe sich das Plenum
über die katastrophale DDR-Wirt-
schaftslage gezeigt: „Panik, Chaos
und die allgemeine Auflösungs-
stimmung“ breiteten sich aus.
Ohne das ZK zu informieren, be-
fahl Krenz zur Bewältigung der
Lage die Ein-
richtung einer
„Operat iven
F ü h r u n g s -
gruppe des
Na t i o n a l e n
Verteidigungs-
rates“, wobei
mi l i tär ische
A k t i o n e n
nicht ausge-
s c h l o s s e n
wurden. Sie
wären möglich
gewesen, hät-
ten aber auch
Bürgerkr i eg

bedeuten können – und eine
Unterstützung Moskaus benötigt. 
Bereits am Vormittag des 9. No-

vember wollte Krenz die SU-Bot-
schaft in Ost-Berlin erreichen und
deren Reaktion auf die Lage er-
kunden und drängte auf Antwort –
die nie erfolgte. Im Juni 1989 hatte
Gorbatschow Honecker mitgeteilt,
seine Armee werde sich nicht in
DDR-Angelegenheiten einmi-
schen. Eine Reiseregelung ohne
seine Rückversicherung war für
Moskau unvorstellbar, vom Mau-
erfall war man „völlig überrascht“.
Bei der geforderten Erklärung
fehlte Krenz der Mut zur Wahrheit,
als er Normalität vorspiegelte
durch die Falschinformation, seit
dem 10. November, 6 Uhr sei „die
Ordnung wieder hergestellt“. 
Tatsache war, dass am selben

Abend bis zu 3000 Menschen auf
der Mauer deren Beseitigung for-
derten. Stunden später war die er-
ste Bresche in den „antifaschisti-
schen Schutzwall“  geschlagen.

Friedrich-Wilhelm Schlomann

Am 9. November begeht
Deutschland den 30. Jah-
restag des Falls der Mauer

in Berlin. Bereits übers Jahr gab es
eine Fülle an Veranstaltungen zu
diesem Thema in den Bereichen
der Politik, der Medien, der Kir-
chen sowie der Zivilgesellschaft –
mit einer Konzentration in Berlin
und in Brandenburg. Die Bürger
haben also genügend Möglichkei-
ten, sich über dieses Ereignis und
dessen Folgen zu informieren. Um-
fragen ergaben, dass auf diesem
Feld Nachholbedarf besteht, be-
sonders bei jungen Menschen, die
nach der friedlichen Revolution ge-
boren wurden. 
Der Berliner Historiker Thomas

Flemming setzt in seinem Buch
nicht zentral den Fokus auf das Ge-
schehen um den 9. November 1989
– wie zahlreiche Publikationen
und Veranstaltungen – sondern er
behandelt fast kleinschrittig die
Geschichte des Mauerbaus seit

dem 13. August 1961 einschließlich
der Argumente, die die DDR-Füh-
rung unter Walter Ulbricht und de-
ren Verbündete zu dieser Entschei-
dung führten. 
Es ist eine sehr dichte Darstel-

lung, angereichert durch viele
Schwarz-Weiß-Fotos und kopierte
Originaldokumente,
überwiegend aus
der Ost-Berliner
Seite. Das umfang-
reiche Literaturver-
zeichnis beweist die
gründliche Bearbei-
tung des Stoffes.
Selbst auf den sich
für kompetent hal-
tenden Leser warten
zahlreiche bisher
nicht bekannte Ein-
zelheiten, etwa ein
Festnahmeprotokoll
aus dem Jahre 1971
oder Fotos von Be-
obachtungsposten

im unterirdischen Geisterbahnhof
Potsdamer Platz oder Grabkarten
zum Besuch von Friedhöfen im
Grenzbereich; auch die Skizzen
vom Ausbau der Staatsgrenze zu
West-Berlin überraschen mit der
Vielfalt einzelner Anlagen, die
schon im Ansatz Fluchtversuche

verhindern sollten. Auch die Über-
nahme der S-Bahn, die in den West-
sektoren Ost-Berlin unterstand, die
West-Berliner BVG im Januar 1984,
liegt vielfach im Dunkel der Ge-
schichte. Ein Gleiches gilt für die
West-Berliner Exklaven, bekannte-
stes Beispiel war Steinstücken. 
Zahlreiches statistisches Material

über Todesopfer an der Berliner
Mauer, über Fluchtversuche,
Grenzdurchbrüche und Tunnel-
bauten, über Zahlen desertierter
Grenzpolizisten aller Dienstgrade.
Ost-Berliner, die im Grenzgebiet
wohnten, mussten Passierscheine
beantragen – insgesamt 88579.
Makaber ist das Foto auf Seite 156,
das einen Reisebus auf der brachen
Fläche des Potsdamer Platzes zeigt,
die nur durch die Betonmauer ge-
teilt wird. 
Einen klaren Schwerpunkt setzt

Flemming auf die Stimmungsla-
gen und Befindlichkeiten der
Menschen in beiden Teilen der

Stadt, und zwar in allen Phasen
der Existenz der Abriegelung. Er
beschreibt die ersten Jugendprote-
ste auch durch Verbote „west-
licher“ Musikeinflüsse, die Rolle
der Kirche als Rückzugsräume mit
zunehmender Bedeutung. Die Zei-
ten der Passierscheinabkommen
ließen in Ost und West erste  Hoff-
nungen entstehen. Ganz wichtig
ist seine Betrachtung der Rolle der
Grenzsoldaten: Offiziell hatten sie
den antifaschistischen Schutzwall
vor Angriffen der Kapitalisten und
Imperialisten aus West-Berlin zu
schützen, so die Sprachregelung
in der DDR, wie ein einschlägiges
Flugblatt an die Einwohner des
Grenzgebietes zeigt. In Wirklich-
keit standen sie aber Wache an der
Mauer, um Fluchtversuche der ei-
genen Bevölkerung zu unterbin-
den. Dies muss ein grundsätz-
licher Widerspruch und ein ern-
stes psychologisches Problem für
manchen Grenzer gewesen sein. 

Die bis zum Inkrafttreten des
Zwei plus Vier-Vertrages im März
1991 bestehende Verantwortung
der Siegermächte für Deutschland
und Berlin als Ganzes hätte stärker
thematisiert werden müssen, sicht-
bares Zeichen waren die in allen
damaligen Besatzungszonen statio-
nierten alliierten Militärmissionen
mit dem Recht, sich in ihrer Zone
bewegen zu können, also nicht nur
westliche Missionen in der DDR –
was Flemming erwähnt –, sondern
auch sowjetische Patrouillenfahr-
ten in West-Berlin und in der
Bundesrepublik. Dieses zeigt den
Stellenwert der Berlin-Frage im
Kalten Krieg sowie die Einfluss-
möglichkeiten der ehemaligen Sie-
germächte in der deutschen Frage. 
Das Buch ist flüssig geschrieben

und gut lesbar. Interessenten an der
Geschichte der Mauer als einem
Kapitel der deutschen Geschichte
im 20. Jahrhundert finden fundier-
te Informationen. Karlheinz Lau 

Der Berliner Mauerfall vor
30 Jahren war ein histori-
scher Moment, der den

Menschen in Mitteldeutschland
die lang ersehnte Freiheit brach-
te, für die sie zuletzt mit den groß
angelegten Demonstrationen ge-
kämpft hatten. Für alle, die das
einschneidende Ereignis bewusst
miterlebt haben, sind die Fern-
sehbilder des 9. und 10. Novem-
ber 1989 nach wie vor präsent,
sofern man nicht selbst vor Ort
war. Was sich infolge der fried-
lichen Revolution am Branden-
burger Tor abspielte, verbindet
sich auch für die Bürger der alten
Bundesrepublik mit freudigen Er-
innerungen und ist im kollekti-
ven Gedächtnis eingebettet als
Endpunkt einer sich dramatisch
zuspitzenden Vorgeschichte und
Beginn der nun schon 30-jähri-

gen Geschichte des vereinigten
Deutschlands. 
Die mehrfach ausgezeichnete

Schauspielerin und Regisseurin
Freya Klier hat 23 Zeitzeugen aus
der DDR und der alten Bundesre-
publik nach ihren Erinnerungen an
den Mauerfall befragt. Welche
Hoffnungen und Ängste hatten die
Menschen in dem zerfallenden
mitteldeutschen Staat? Welche Än-
derungen ergaben sich durch den
Umbruch für die Berichterstatter
und welche Sicht haben sie auf die
Entwicklungen im vereinigten
Deutschland? Die in ihrer Vielfalt
schillernden Erlebnisberichte hat
Klier zusammengeführt und als
Buch mit dem Titel „Und wo warst
du? 30 Jahre Mauerfall“ herausge-
geben. Die gebürtige Dresdenerin
war als Bürgerrechtlerin selbst
Schikanen ausgesetzt, wurde 1988

inhaftiert und schließlich zusam-
men mit ihrem Ehemann aus der
DDR ausgewiesen. 
Vielfach kommt in den Beiträgen

die Entfremdung der Menschen in
West- und Mitteldeutschland zum
Ausdruck. Die meisten Berichter-
statter lebten zur Zeit der fried-
lichen Revolution in der DDR. Ei-
nige hatten Fluchtgedanken, ande-
re engagierten sich als Oppositio-
nelle in der Umweltbewegung und
im Neuen Forum, wurden schikan-
iert und inhaftiert. Fast schon un-
wirklich, gleichsam fiktional, er-
scheint aus dem zeitlichen Ab-
stand die Kaltschnäuzigkeit, mit
der die DDR ihre Bewohner wie
eine Verfügungsmasse manipulier-
te. Unter den Autoren sind nur we-
nige öffentlich bekannte Personen,
darunter der ehemalige thüringi-
sche Ministerpräsident Bernhard

Vogel. Zu Wort kommen unter an-
derem Journalisten, Filmschaffen-
de und Schriftsteller, ein Flucht-
helfer, ein Aussteiger aus der Neo-
nazi-Szene und eine ehemalige
RAF-Terroristin. Die damals in Lü-
beck wohnende Professorin für
Musikpädagogik Gudrun Schmidt-
Kärner, Jahrgang 1941, organisierte
nach dem Fall des Eisernen Vor-
hangs Hilfstransporte nach Kö-
nigsberg [Kaliningrad]. Damit be-
gann eine bis heute währende Zu-
sammenarbeit. 
Uwe Spindeldreier, geboren 1957

in Soest, leitete bis 2018 die Abtei-
lung Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit im Bundespresseamt. Er er-
innert sich daran, dass es bei den
meisten seiner Altersgenossen ver-
pönt war, die Verstöße der SED-Dik-
tatur gegen die Menschenrechte
beim Namen zu nennen. Wer ande-

rer Auffassung war, galt als „kalter
Krieger“. 
Der 1970 in Burgstädt/Sachsen

geborene Schriftsteller und Welt-
reisende Marko Martin bringt sich
mit kritischen Be-
wertungen des
Verhaltens einiger
p r o m i n e n t e r
DDR-Schriftstel-
ler ein und fragt:
„Wo waren die Äl-
teren, die in Ost-
deutschland den
Jüngeren ebenso
beigestanden hät-
ten wie in Polen?“
„Ethisch ver-
hunzt“ nennt er
jenes rückblik-
kend verklärte bei
und der vermeint-
lichen mitteldeut-

schen Solidargesellschaft. So bildet
das Buch in Teilen durchaus auch
ein Meinungsspektrum ab, wenn-
gleich in einem sehr überschauba-
ren Rahmen. Dagmar Jestrzemski

BÜCHER IM GESPRÄCH

Berliner Mauerfall minutiös wiedergegeben Thesen zum Schicksalsdatum

Zeitzeugen berichten über ihre Erinnerungen an den Mauerfall

Unbekannte Einzelheiten zur Geschichte der Berliner Mauer

H a n s - H e r m a n n
Hertle, „Sofort, un-
verzüglich“, Ch.
Links-Verlag, Ber-
lin, 2019, gebun-
den, 368 Seiten,
20 Euro

Wolfgang Brenner:
„Das deutsche Da-
tum. Der neunte
November“, Herder
Verlag, Freiburg im
Breisgau 2019, ge-
bunden, 319 Seiten,
26 Euro

Freya Klier (Hg.):
„Und wo warst
du? 30 Jahre
Mauerfall“, Her-
der Verlag, Frei-
burg im Breisgau
2019, gebunden,
270 Seiten, 20
Euro

Thomas Flem-
ming: „Die Ber-
liner Mauer. Ge-
schichte eines
politischen Bau-
werks“, bebra
Verlag Berlin-
B r andenburg
2019, gebun-
den,  240 Seiten,
22 Euro 

Fragwürdiges
Schema des 9.11.
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 Zinnteller mit Elchrelief
Der Wandteller hat einen Durchmesser von 19,5 cm, hat einem Eichen-
holzrahmen und eine Aufhängevorrichtung.
Nr. P 5618                 Zinnteller mit Elchrelief                  42,00 €

 Kalender
Ostpreußen 
und seine 
Maler 2020
Ostpreußen hatte bis 
1945 eine bedeutende 
Künstlerschaft und 
Kunstzentren mit 
der Königsberger 
Kunstakademie und 
der Künstlerkolonie 
in Nidden. Die hier 
gezeigten Bilder 
ostpreußischer Maler 
beschäftigen sich 
mit dem Thema 
„Jagdmaler in Ost-
preußen“.
Format 50 x 35 cm
Spiralbindung
Nr. P A1415 23,50 €

 Großformat-Kalender
Ostpreußen/
Westpreußen 2020
Der Kalender ist mit 12 ver-
schiedenen, Motiven aus Ost- 
und Westpreußen bebildert.
Er zeigt Motive aus Tilsit, 
Schwarzort auf der Kurischen 
Nehrung, Deutsch-Eylau, 
der große Moosbruch bei 
Lauknen, die Lastadie in 
Königsberg, die Ordensburg 
des Deutschen Ritterordens 
in Braunsberg, der Ixtsee bei 
Schniedau auf der Masuri-
schen Seenplatte, Marien-
burg, Tolkemit, Heilsberg, Die 
Hohe Düne und der Grabscher 
Haken auf der Kurischen Neh-
rung u.v.m. Spiralbindung
Nr. P 536035          27,95 €

Bisher  27,95 €

Jetzt    14,00 €

Wolfram Gieseler
Der Elch und seine urwüchsige Landschaft
Erinnerungen eines Forstmeisters an die Elchniederung 
in Ostpreußen 1937–1945       111 Seiten
Nr.  P A1163                          Kartoniert                                  7,95 €

 Landsmannschaftsfahne 
Ostpreußen mit Elchschaufel-Wappen
Die Fahne ist bedingt wetterfest. 
Format 150 cm x 90 cm
Nr. P 9905                      Fahne                         12,50 €

Tischfahne mit 
Elchschaufel
Masthöhe: 43 cm Holz
Fahnenformat: 24 cm Breite 
und 14,5 cm Höhe
Nr. P A0746         19,95 €

 Kalender Elche in Farbe 2020
Mit 12 farbigen Motiven des beliebten ostpreußenischen Wappentiers. 
Spiralbindung. Format 33 x 31 cm
Nr. P 536150                        Kalender                               9,95 €

Kühlschrankmagnet und Flaschenöffner mit 
Elchschaufelmotiv der Landsmannschaft Ostpreußen
Größe: 7 cm Breite und 4,5 cm Höhe
Nr.  P A1274     Kühlschrankmagnet mit Flaschenöffner        4,95 €

  
Unser beliebter Plüsch-Elch         
Der Elch ist ca. 20 cm hoch aus kuschligem Plüschmaterial 
und weich befüllt. 
Nr. P 9869                       Plüsch-Elch                              8,90 €

Unser beliebter Plüsch-Elch         

Hermann Sudermann
Die Reise nach Tilsit
und andere litauische Geschichten 
292 Seiten/Gebunden
Nr.  P 533154              14,95 €

Hermann Sudermann beschreibt in 
seinen vier „Litauischen Geschich-
ten“ das Leben einfacher Menschen 
in der Memelniederung an der 
deutsch-litauischen Grenze. Selbst 
aus dem Memelland stammend, 
schildert er die ostpreußischen 
Schicksale auf spannende und 
zugleich ergreifende Weise: In 
„Miks Bumbullis“ das Schicksal 
eines Wilddiebes, der einen Förster 
erschossen hat, in „Die Magd“ 
die Versuche einer Frau, einen 
Mann und ein wenig Glück zu 
fi nden, in „Jons und Erdme“ den 
durch nichts zu brechenden Willen 
eines Ehepaars, sich im Moor eine 
Existenz aufzubauen. Die größte 
Berühmtheit erlangte die Erzählung 
„Die Reise nach Tilsit“, die bereits 
zweimal verfi lmt wurde. 

Schwägerin des späteren Hitler-
attentäters, Claus Schenk Graf 
von Stauffenberg und Flugpio-
nierin. Als Stukatestpilotin mit 
zweitausend Sturzfl ügen hat sie 
den Bombenkrieg der Luftwaffe 
perfektioniert – eine tragische 
Himmelsstürmerin: Melitta von 
Stauffenberg lebte gefährlich und 
stets am Limit. Ihre Liebe zum 
feingeistigen Althistoriker Alexan-
der von Stauffenberg war ebenso 
bedingungslos wie ihre Hingabe 
an die Fliegerei, die ihr am 8. April 
1945 zum Verhängnis wurde. Tho-
mas Medicus beschreibt mit Hilfe 
bisher unbekannter Quellen dieses 
ebenso faszinierende wie radikale 
Leben. Ein einzigartiges Frauen-
schicksal – und ein dramatisches 
Kapitel deutscher Geschichte. 

Thomas Medicus 
Melitta von Stauffenberg 
Ein deutsches Leben 
416 Seiten
Taschenbuch
Nr. P A0631               9,99 €

Hermann Sudermann
Das Bilderbuch 
meiner Jugend 
Roman einer Zeit
332 Seiten/Gebunden
Nr. P A0096     Geb.     19,80 €

Hermann Sudermann, der am 
30. September 1857 in Matzicken 
bei Heydekrug in Ostpreußen ge-
boren wurde, schildert in seinem 
farbenfrohen Erinnerungsbuch die 
glücklichen, aber entbehrungs-
reichen Jahre seiner Kindheit 
und Jugendzeit. 1922 erstmals 
erschienen, erzählt Sudermann, 
der um 1900 der meistgespielte 
Dramatiker Deutschlands war, 
von seinen frühen Jahren im 
ostpreußisch-litauischen Grenzge-
biet. Der Leser gerät in den Bann 
der einzigartigen Erzählkunst 
Sudermanns, der Menschen 
und ihre Schicksale so lebendig 
beschreiben und den Zauber der 
Landschaft seiner memelländi-
schen Heimat so eindrucksvoll 
wiedergeben konnte. 

Magda Trott
Försters Pucki 
Pucki, die im Walde aufwächst, führt ein glückliches Leben. Sie spricht 
mit den Tieren und Blumen, erfi ndet Fabeln und Märchen und begeht 
mit ihrem guten Kinderherzen viele Streiche, an denen auch mancher 
Erwachsene seine Freude haben wird. Ein Kinderbuchklassiker in Neu-
ausgabe. 160 Seiten
Nr. P A1046                           Gebunden                                 8,95 €

Magda Trott
Puckis erstes Schuljahr
Hedi Sandler, das sechsjährige Försterstöchterchen, das in Freiheit in 
Wald und Feld aufgewachsen ist, muss nun in die nahe Kleinstadt zur 
Schule. Wie Pucki sich mit dem ersten Schuljahr auseinandersetzt und 
wie sie aus ihrem mitfühlendem Herzen alle Armut aus der Welt schaffen 
will ist hübsch und spannend geschildert. 160 Seiten
Nr. P A1047                           Gebunden                                 8,95 €

Magda Trott
Försters Pucki 
Pucki ist durch ihre Hilfsbereitschaft und ihren fröhlichen Sinn der 
Liebling der Klasse. Sie hat viele Freundinnen, aber auch Harras, der 
Försterhund und die Tiere des Waldes gehören zu ihren Freunden. Ihr 
überschießender Lebensmut verführt sie zu manch waghalsigem Aben-
teuer, aber zum Schluss geht doch alles gut. 160 Seiten
Nr. P A1137                           Gebunden                                 8,95 €

Magda Trott
Försters Pucki 
Pucki muss ihr geliebtes Zuhause verlassen um das Gymnasium zu 
besuchen. Dort entwickelt sie sich nach anfänglichen Widerständen und 
Wirrungen vom unaufmerksamen Kind zu einer fl eißigen Schülerin. 
Ein Kinderbuchklassiker in Neuausgabe. 160 Seiten
Nr. P A1138                          Gebunden                                 8,95 €

Alexander von Humboldt
Mein vielbewegtes Leben
Ein biographisches Porträt präsentiert von Frank Holl
Er ist die herausragende Person des Geisteslebens des 18. und 19. Jahr-
hunderts, von seinen Erkenntnissen zehren wir bis heute: Alexander von 
Humboldts Errungenschaften auf dem Gebiet der Naturwissenschaften 
sind das Ergebnis seiner unzähligen Entdeckungsreisen. Frank Holl führt 
uns durch ein rastloses, „vielbewegtes Leben“. Ob Physik, Zoologie, 
Botanik, Ethnologie, Geologie, Mineralogie oder Astronomie – Alexander 
von Humboldts Werk umfasste alle bekannten Bereiche der Natur-
wissenschaft und bildete die Grundlage neuer Disziplinen. Universal 
gelehrt wurde er vor allem durch seine Reisen, die ihn gleichermaßen 
nach Lateinamerika sowie quer durch Russland und Sibirien führten; die 
dort gewonnenen Einsichten über klimatische Zusammenhänge und die 
geologische Gestalt der Erde gingen ein in sein Lebenswerk: Kosmos – 
Entwurf einer physischen Weltbeschreibung. Sein Forscherwissen ist das 
Ergebnis eines Lebens in Bewegung, das Frank Holl in seinem biographi-
schen Porträt nachzeichnet. 384 Seiten im Großformat
Nr.  A1409                           Gebunden                                 58,00 €

Alexander von Humboldt
Das Buch der Begegnungen
Menschen – Kulturen – Geschichten
Aus den Amerikanischen Reisetagebüchern
Wagemut und Wissbegier, ein feines Beobachtungs- und Differenzie-
rungsvermögen und vor allem die unbändige Lust an immer neuen 
Begegnungen machten Alexander von Humboldt vor 200 Jahren zu 
einem epochalen Weltentdecker. „Das Buch der Begegnungen“, das die 
emphatischsten Zeugnisse aus den „Amerikanischen Reisetagebüchern“ 
versammelt, zeigt einen warmherzigen Menschen ohne Berührungsängs-
te. Auf seiner Reise in die amerikanischen Tropen von 1799 bis 1804 hielt 
der preußische Kosmopolit eine Vielzahl exotischer Physiognomien fest 
und sah die Welt, wie sie vor ihm noch keiner gesehen hatte. Als einer 
der ersten Europäer überhaupt kritisierte er Kolonialismus, Sklavenhandel 
und christlichen Bekehrungseifer. Dagegen betonte er die Würde und den 
kulturellen Reichtum vermeintlich primitiver Völker. Überzeugt davon, 
dass es keine unterlegenen oder gar minderwertigen Ethnien gebe, 
war er seinen Zeitgenossen weit voraus. Und selbst im 21. Jahr hun dert 
kommt Alexander von Humboldt als Anwalt einer universellen Humanität 
wie gerufen. Ein bibliophil gestalteter Prachtband. 416 Seiten
Nr.  A1410                           Gebunden                                 45,00 €

Harald Saul
Ostpreußen kulinarisch – Miniaturausgabe (6,2 x 9,5 cm)
Dieser kulinarische Ausfl ug nach Ostpreußen ist eine Reise in ein Land, 
das es nicht mehr gibt, dessen Küche aber unvergessen ist. Harald Saul 
erinnert mit berühmten Gerichten wie Beetenbartsch, Schuppnis, Kö-
nigsberger Klopsen und vielen mehr an die große ostpreußische Back- 
und Kochtradition, die Heimatverbundene, Touristen oder Liebhaber 
regionaler Köstlichkeiten gleichermaßen begeistert. 128 Seiten.
Nr. P A1217                         Gebunden                                  5,00 €
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MELDUNG MEINUNGEN

Nun werden sie halt kommen
Wie sich Dresden vor der Welt zur »Nazistadt« machte, warum Sie nicht zitieren sollten,
und wen Merkel zu uns einlädt / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Das hat richtig wehgetan.
Aber wer konnte das auch
ahnen? Mit großer Drama-

tik hat der Dresdner Stadtrat ei-
nen Beschluss gefasst, der für die
sächsische Landeshauptstadt allen
Ernstes den „Nazinotstand“ aus-
ruft. Oder eigentlich nicht: Denn
hinter dem donnernden Wort ha-
ben die Beschlussfasser, Unbill ah-
nend, ein Fragezeichen gesetzt.
Wegen Pegida und so wollte die

Mehrheit von 39 Ratsmitgliedern
ein „Zeichen“ setzen. Selbst aus
der FDP kam Zustimmung. Die
29 Stadtparlamentarier von CDU,
AfD und Freien Wählern votierten
dagegen. 
Nun fällt der Ratsmehrheit der

Beschluss tonnenschwer auf die
Füße, denn Weltmedien von CNN
bis BBC interessieren sich erwar-
tungsgemäß einen Dreck für das
Fragezeichen und malen Elbflo-
renz in den braunsten Farben. Das
Schlagwort der Schlagwörter,
„Nazi“ nämlich, reichte aus, um
alles andere zu überstrahlen.
Nun beginnt das große Wehkla-

gen. Wie konnte es nur gesche-
hen, dass das Wort „Nazi“ in der
internationalen Medienwelt auf
ein bloßes Schlagwort ge-
schrumpft ist, statt dass alle ganz
genau das besagte Fragezeichen
thematisieren?, fragen die Initia-
toren des Beschlusses tief ver-
wirrt. Eine gute Frage: Ja, seit
wann ist „Nazi“ zum reinen
Schlagwort verkommen? Und wer
ist dafür verantwortlich? Kann
sich jemand erinnern?
Die Idee zum „Nazinotstand“

stammt übrigens von der Gruppe
„Die Partei“, die ihr Treiben als
„Satire“ bezeichnet. Die Dresdner
Posse hat damit ein schönes Ge-
mälde unseres Zeitgeistes ge-
schaffen, von dieser bunten Mi-
schung aus Hysterie und Infanti-
lität, wie man sie auch auf den
„Fridays for Future“-Demos wun-
derbar beobachten kann. 
Blöderweise aber gibt es im

Ausland noch viel zu viele Er-
wachsene, die nicht mit uns in
den keifenden Kindergarten gezo-
gen sind und daher an einer seri-
ösen Vorstellung von „Notstand“
kleben geblieben sind. Unter Er-
wachsenen bedeutet das Wort,
dass man sich in einer absoluten
Ausnahmesituation befindet mit

der akuten Gefahr, ums nächste
Eck ins Chaos zu stürzen. Für
„Nazinotstand“ kann das nur hei-
ßen, dass die NSDAP kurz davor
steht, die Macht in Dresden oder
mindestens großen Teilen davon
zu ergreifen und nun unter Zuhil-
fenahme aller polizeilichen und
(nach bundesdeutschem Not-
standsrecht) auch militärischen
Mittel zur Räson gebracht werden
müssten.
Das macht Eindruck in der

Weltöffentlichkeit. Der Touris-
musverband Dresden sieht bereits
seine Felle davonschwimmen.
Wer möchte schon Urlaub ma-
chen in einer Stadt, in der jeden
Moment die
Panzer rollen
könnten und
wilde Schieße-
reien drohen?
Gut, Notstand

ist denn wohl
übertrieben. Wir
wollen die rech-
te Gefahr aber
auch nicht her-
unterspielen. Der Landesverfas-
sungsschutz von Nordrhein-West-
falen weist darauf hin, wie gefähr-
lich die Ideologie der Rechten ist.
Deren Kennzeichen sei unter an-
derem die Verbreitung von „Ver-
schwörungstheorien“. Etwa jener,
dass die ethnische Zusammenset-
zung der Bundesbevölkerung von
politischer Seite bewusst stark
verändert wird, was die Rechtspo-
pulisten als „großen Austausch“
dramatisierten. 
Die Vorsitzende der „Amadeu-

Antonio-Stiftung“, Anetta Kaha-
ne, stellte laut „Tagesspiegel“ vom
15. Juli 2015 fest, dass es „die
größte Bankrotterklärung der
deutschen Politik nach der Wen-
de“ gewesen sei, dass sie zugelas-
sen habe, „dass ein Drittel des
Staatsgebiets weiß blieb“. Mit
dem Drittel meinte Kahane die
neuen Bundesländer, deren ethni-
sche Zusammensetzung ihr offen-
bar als dringend veränderungsbe-
dürftig erschien. 
Sie, liebe Leser, sollten Kahane

auf keinen Fall zitieren. Denn so-
bald Sie wiedergeben, was die
Linksaußen-Aktivistin und im -
merhin Chefin der staatlich geför-
derten „Amadeu-Antonio-Stif-
tung“ geäußert hat, machen Sie

sich der Verbreitung „rechtsextre-
mistischer Verschwörungstheo-
rien“ verdächtig. Aber sie hat es
doch gesagt!, höre ich Sie prote-
stieren. Ja, aber das ist ganz egal.
Sie dürfen es trotzdem nicht zitie-
ren oder gar interpretieren, sonst
sind Sie verdächtig. Linke Aktivi-
sten finden es ja auch schick, mit
Parolen wie „I like Volkstod“ her-
umzustolzieren. Daraus haben,
glaubt man dem NRW-Verfas-
sungsschutz, einige Leute den un-
erhörten Schluss gezogen, dass
gewisse Kräfte in diesem Land ei-
nen „Volkstod“ der Deutschen be-
grüßen.
Auch das, so stand jetzt in der

„Welt“ zu lesen,
betrachtet der
NRW-Inlandsge-
heimdienst als
Kennzeichen ei-
ner „rechtsextre-
mistischen Ver-
schwörungsthe-
orie“. Ach je,
was machen wir
denn dann dem-

nächst, wenn uns Dinge wie Ka-
hanes Rassentheorie oder die
Selbstvernichtungsphantasien
linker Landsleute begegnen?
Am besten nur noch schweigen

und nicken. Ganz allgemein soll-
ten wir uns von jener gefähr-
lichen Verschwörungstheorie lö-
sen, die behauptet, dass hinter
politischen Äußerungen auch po-
litische Absichten stecken könn-
ten.  Denn damit fängt es an.
Nur Verschwörungstheoretiker,

die das glauben, fühlten sich
durch Angela Merkels Selfies mit
jungen Männern in Indien
schwupps an jene herzzerreißen-
den Aufnahmen erinnert, welche
die Kanzlerin vor gut vier Jahren
mit jungen Asylsuchern aus dem
Orient um die Welt schickte.
Die hatten einen durchschla-

genden Erfolg jenseits von Mittel-
meer und Balkanroute. „Merkel
hat uns eingeladen“ schoss als
Botschaft bis in die letzten Winkel
der armen Regionen, und einer
nach dem anderen schnürte sein
Bündelchen.
Diese Wirkung hat Merkel na-

türlich weder beabsichtigt noch
vorhergesehen, wussten alle ver-
antwortungsbewussten Kommen-
tatoren und Politiker damals so-

gleich richtigzustellen. Mit gro-
ßem Elan und erheblichem Ab-
scheu wehrten sie seinerzeit alle
gegenteiligen Behauptungen vom
Tisch.
Auch im Falle Indiens hat Mer-

kel keine einzige andere Absicht
als die, ein schönes Foto für die
Lieben daheim schießen zu las-
sen. Außerdem ist sie auf dem
Subkontinent nur unterwegs, um
dringend benötigte „Fachkräfte“
nach Deutschland zu locken.
Nein! Nicht lachen! Sonst könnte
der Verfassungsschutz von NRW
auf den naheliegenden Gedanken
kommen, dass Sie ... Den Satz ma-
chen Sie jetzt selber zu Ende, zur
Strafe!
Nun reden sogenannte Exper-

ten allerdings davon, dass die auf-
strebende Wirtschaft Indiens ihre
Fachkräfte eigentlich selbst gut
gebrauchen könne. Von Über-
schüssen an gut ausgebildeten
jungen Leuten, die danach dür-
sten, ihre sagenhafte Qualifikation
dem Wohle Deutschlands zu wid-
men, könne eigentlich nicht die
Rede sein.
Wohl aber verfüge das Milliar-

denvolk über ein riesiges Reser -
voire weniger begabter junger
Männer, von denen viele nicht
recht wüssten, was sie mit ihrem
Leben anfangen sollen. Von de-
nen könnten sich sicher einige ein
Leben in Deutschland gut vorstel-
len. Kennen wir diese Erzählung
nicht von irgendwoher? 
Gut, dass die hiesige Jugend, die

mit den Hinterlassenschaften der
aktuellen Politik am längsten wird
leben müssen, sich um diese Din-
ge nicht kümmert. Die haben wir
so vollgestopft mit der Klimakat-
astrophe und der Gefahr von
rechts, dass die für solche Folge-
kosten-Debatten weder Zeit noch
Gespür haben. Geschickt, was?
Wenn es richtig gut läuft mit

den vielen jungen Männern aus
Indien, werden wir vielleicht in
ein paar Monaten lesen, dass die
Behörden „vom Ausmaß der Wel-
le überrascht“ seien, weil die Grö-
ßenordnung ja niemand hätte vor-
hersehen können.
Angela Merkel wird seufzen,

dass wir unsere Grenzen nicht
schützen könnten und daher alle
aufnehmen müssten, bis es dann
heißt: „Nun sind sie halt da.“

Nur ganz Rechte
behaupten, dass mit
»Volkstod« der

»Volkstod« gemeint
sein könnte 

ZUR PERSON

Mit Steckenpferd 
zur Parteispitze

Olaf Scholz und Klara Geywitz
sahen fast schon wie die Sie-

ger aus. Gegenüber den anderen
farblosen Konkurrenten beim Ren-
nen um den gemeinsamen SPD-
Vorsitz galten sie lange als klare Fa-
voriten. Aber dann lagen sie nach
der ersten Mitgliederentscheidung
um den Vorsitz nur 1,6 Prozent-
punkte vor den Zweitplatzierten.
Inzwischen wurden sie in Umfra-
gen von diesen sogar überholt.
Wenn die SPD-Mitglieder ab Mit-

te November ihre Stimmen bei der
Stichwahl abgeben, stehen die
Chancen gut, dass der Nordrhein-
Westfale Norbert Walter-Borjans
und seine schwäbische Parteikolle-
gin Saskia Esken am Ende die Nase
vorn haben werden. Am 30. No-
vember will die SPD das Mitglie-
dervotum bekannt geben.
Der 67-jährige Walter-Borjans

hatte eigentlich schon mit der Poli-
tik abgeschlos-
sen, als er von
Esken eine SMS
erhielt, in der sie
ihn fragte, ob er
sich mit ihr eine
g em e i n s am e
Kandidatur für

den vakanten Chefposten der SPD
vorstellen könnte. Beide bewarben
sich auf den letzten Drücker und
galten als klare Außenseiter.
Hinter Walter-Borjans steht aber

die mächtige NRW-SPD, die ein
Viertel aller Bundesparteimitglie-
der zählt. Das Duo wird auch von
den Jusos unterstützt, die auf eine
Beendigung der Großen Koalition
setzen. Schlechte Karten also für
Vizekanzler Scholz, der für den Er-
halt der Groko steht.
Bis zur Abwahl von Hannelore

Kraft als NRW-Ministerpräsidentin
im Jahr 2017 war Walter-Borjans
sieben Jahre lang Finanzminister
des Landes. In der Zeit sorgte er für
den Kauf der Steuersünder-CDs
aus der Schweiz und trieb so über
sieben Milliarden Euro in die
Staatskasse ein. Steuern sind das
Steckenpferd des Volkswirts und
früheren Kämmerers von Köln.
2018 schrieb er das Buch „Steuern
– Der große Bluff“. Hoffentlich er-
weist er sich als SPD-Vorsitzender
nicht selbst als ein Bluff. H. Tews

Der ehemalige Bundesvertei-
digungsminister und Berliner
Justizsenator Rupert Scholz
macht im Podcast von „Focus
online“ (2. November) Fehlent-
scheidungen von Kanzlerin An-
gela Merkel für den Niedergang
der CDU verantwortlich:

„Frau Merkel hat gesagt, 3000
Kilometer Grenze kann man
nicht kontrollieren. Wer die
Grenze aufgibt, gibt das Staats-
gebiet auf. Wer ein Staatsgebiet
aufgibt, der gibt den Staat auf.“

Chaim Noll ruft auf der „Ach-
se des Guten“ (31. Oktober) lei-
denschaftlich dazu auf, die zahl-
reichen offiziellen Holocaust-
Gedenkveranstaltungen am
9. November zu boykottieren:

„Überlassen Sie diese Feiern
den deutschen Politikern, die
sich dort selbst beweihräuchern
werden wie jedes Jahr: ihre To-
leranz und Menschenliebe, ihre
gönnerische Herablassung, Ju-
den ein Lebensrecht und dem
Staat Israel ein Existenzrecht
zuzugestehen. Zum Glück sind
wir nicht von der Gnade dieser
Politiker abhängig – es wäre
glatter Selbstmord. Es ist eine
Schande, ein Schmerz, wie sie
die Shoah missbrauchen, um
von ihrer juden- und israel-
feindlichen Politik abzulenken.
,Nie wieder!‘. Und dabei ge-
schieht es täglich.“

Die DDR-Bürgerrechtlerin
Angelika Barbe äußert sich im
Blog von PAZ-Autorin Vera
Lengsfeld (31. Oktober) entsetzt
über die Annäherungsversuche
der CDU an die Linkspartei:

„Die freiheits- und eigentums-
feindliche Mauerpartei ist für
250000 unschuldig inhaftierte
DDR-Bürger, für 1000 Grenztote,
für 33 000 an den Westen
verkaufte Häftlinge und
3,5 Millionen Flüchtlinge
zwischen 1945 und 1989 verant-
wortlich. Wer das 30 Jahre nach
der Friedlichen Revolution 1989
vergisst, verrät die Freiheit.“

Der Kolumnist Harald Mar-
tenstein macht sich im Berliner
„Tagesspiegel“ (2. November)
über die Wahlerfolge der AfD
Gedanken:

„Warum laufen die Wähler
weg? Ein Beispiel. Bei jungen
Männern war die AfD in Thü-
ringen besonders erfolgreich.
Ich schlage CDU und SPD ein
Experiment vor. Sagt, dass an al-
lem, was falsch läuft, Frauen
schuld sind. Macht ,weiße Frau‘
und ,Frauennetzwerke‘ zu
Schimpfworten, sagt, dass Män-
ner und nur Männer besondere
Förderung brauchen. Und dann
beobachtet, wie sich dies auf das
Wahlverhalten von Frauen aus-
wirkt.“ 

Stephan-Götz Richter ver-
gleicht Bundeskanzlerin Angela
Merkel in einem Gastbeitrag
für die „Wirtschaftswoche“
(31. Oktober) mit ihrem Amts-
vorgänger Gerhard Schröder:

„Uns allen sollte ein Kanzler
lieber sein, der seine Amtszeit
für wichtige Reformen nutzt
und danach für Gazprom ins
Dubiose abgleitet, als eine Kanz-
lerin, die stilistisch fromm und
nüchtern ist, aber von der Sub-
stanz her wie ein Partygirl
agiert, das kein Morgen kennt.“

Angesichts des peinlichen Zu-
stands der Berliner Landespoli-
tik appelliert Hans-Jörg Vehle-
wald in der „Bild“-Zeitung
(5. November):

„Ihr Völker der Welt, schaut
bitte einfach weg ...“

Berlin – Eine Gruppe um den
Konzeptkünstler Scott Holmquist
hat in Berlins Görlitzer Park für
24 Stunden eine drei Meter hohe
Bronzeskulptur mit dem Namen
„Letzter Held“ aufgestellt. Die In-
stallierung der Statue während ei-
nes „Solidarity Sit Ins“ stand un-
ter dem Motto, „Solidarität und
Menschenrechte für alle – auch
für Dealer“. Bei der Kunstaktion
im Görlitzer Park soll es sich um
eine Antwort auf eine Demon-
stration von Pegida München
gehandelt haben, die sich gegen
Drogenhändler gerichtet hatte.
Gegenüber der „Bild“ sagte der
amer ikan i sch - f ranzös i sche
Künstler Scott Holmquist: „Es
geht darum, wie die Reaktionen
auf Park-Drogendealer Ängste,
Versuchungen und Wünsche kri-
stallisieren und gleichzeitig die
Grenzen von Kontrolle und Soli-
darität verschieben.“ Weitere
„Last Hero“-Aktionen sollen in
Bremen, Hamburg und Paris statt-
finden. Scott Holmquist hatte be-
reits im Jahr 2017 eine Ausstel-
lung konzipiert, in der es um Mi-
grationsgeschichten der Drogen-
händler und um „postkoloniale
Reaktionsmuster” ging. Ein Groß-
teil der Dealer im Görlitzer Park
stammt aus Afrika. N.H

Drogen-Dealer
als Helden
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